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Alfred Gaertner, geboren am 8. Mai 1882 zu Wasendorf 
bei Judenbiirg in Steiermark als Sohn des Fabriksbesitzers Nikolaus 
Gaertner und seiner Frau Maria geb. vonGimmL (röm.-kath.), 
besuchte nach Erlangung der Volksschulbildung von 1891 — 1896 die 
Erziehungsanstalt Schnepfenthal in Sachsen-Koburg-Gotha, 1896 — 1902 
das k. k. Obergymnasium der Benediktiner zu Kremsmünster in Ober- 
österreich und wurde 1900 österreichischer Staatsbürger. Nach dem 
Bestehen des Maturitätsexamens 1902 studierte ich in Karlsruhe 
1902—1905 Maschinenwesen, allgemein technische und ^allgemein 
bildende^ Fächer, unter letzteren besonders Geschichte und Volks- 
wirtschaftslehre. Darauf studierte ich in Straßbui^ 1905—1907 Ge- 
schichte des Mittelalters und der Neuzeit, Geographie und deutsche 
Philologie und hörte dort die Herren Professoren resp. Privatdozenten 
£resslau, Dehio, Gerland, Henning, Holtzmann, Kiener, 
Martin, Meinecke, Rudolph, Sartorius von Waltershausen, 
Spahn, Wiegand, Ziegler. 
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Die vorliegende Schrift bildet den ersten Teil einer 
Arbeit, die die Zollverhandlungen zwischen Österreich und 
Preussen von 1S49 bis zum Februarvertrag 1853 umfassen 
wird. 

Herrn Professor Dr. Spahn möchte ich auch hier 
anfri(*hti}zon und herzlichen Dank aussprechen für die An- 
regung zu dieser Arbeil. die wertvollen Hatschläge für die 
vorliegende Dissertation sowohl wie für die ganze Schrift, 
die dauernde iMirderung während der Sammlung des 
Materials und für die erfolgreiche Unterstützung bei der 
Ausarbeitung. 



Einleitung. 



Der deutsche Zollverein entstand in den Jahren 1S18 -1^^IJ8, 
ohne daß es Oesterreich ^elan*?, darauf EinHui» zu gewinnen. Dessen 
wirtschaftspolitisches System, noch begründet auf die Prohibitions- 
inaßregeln des ausgehenden IS. Jahrhunderts, machte ihm eine Ver- 
einigung mit anderen (Jebieten unmöglich. Freilich wirkte schon sei^ 
geraumer Zeit eine Anzahl nicht seiner schlechtesten Staatsmänner 
daraufhin, dass der Staat zu einem Schutzzollsystem übergehen solle.') 
Sie fanden bei dem Fürsten Metternich nicht nur überzeugte Für- 
sprache, sondern der Fürst fasste auch, über ihre rein innerpoli- 
tischen Erwägungen hinaus, früh ins Auge, dass eine Änderung ein- 
treten müsse, um die wirtschaftliche Verbindung mit Deutschland der 
politischen Kücksichten wegen zu pflegen.'') 

Ihm jedoch wie seinen Mitarbeitern fehlte es an ausreichender 
Sachkunde und vor allem an der l'ebersicht über das (lanze 
der österreichischen Industrie, Handels- und Finanzpolitik*). Unter 
diesen Umständen konnten sie den zäh und einmütig vorgebrachten 
Einwürfen der österreichischen Industriellen und Finanzbeamten nicht 
wirksam begegnen. Der Kaiser aber, bei' dem die Entscheidung lag, 
neigte von Natur djizu. das Bestehende zu erhalten. 

1829 wurde Metternich durch den (iesandten seines Hofes in 
Berlin von der ersten Annäheruug Bayerns und Württembergs an 

•) Becher 2: l5oer. Haiulolspolitik U. 

-) Zu dem bei Beer, Haudelspolitik Tt^lM Mitgeteiltem, siehe noch die 
Versicherung? Metternichs geilen Kllbeck 1. September 1-^4*2: Beer, Kübeck- 
Mettcrnich 'Ml 

•') Verirl. Bechers Urteil 2 l. 
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Preußen und von dem vollen Umfang der Pläne des preußischen 
Ministers Motz auf eine alle deutschen Staaten außer Oesterreich 
umfassende Zolleinigung unterrichtete) Fast gleichzeitig erbat Sachsen 
Rückendeckung gegen die preußischen Pläne. Metternich begriff die 
Tragweite des Unternehmens. Er drängte in Wien darauf, unver- 
züglich das Prohibitivsystem aufzugeben. Er ließ in München durch 
einen seiner befähigsten Schüler, den (iesandten Freiherrn von Münch, 
einen Handelsvertrag Oesterreichs mit Bayern und Württemberg be- 
treiben und durch Hannover 1S32 in Frankfurt die Entwicklung des 
auf die Handelsverhältnisse sich beziehenden Artikels 19 der Bundes- 
akte beantragen. Er zog sogar den Beitritt Oesterreichs zum Zoll- 
verein in Betracht. Aber wenn ihn jetzt auch die Hofkammer unter- 
stützte und ungarische Wirt^chaftskreise ihm Ikifall spendeten*), so 
ließ der Kaiser seinerseits (iutachten in den österreichischen Ländern 
einholen, die fast durchweg gegen Metternich ausfielen. Münch durfte 
nun der bamschen Regierung nicht die notwendigen Zugeständnisse 
machen. Verhandlungen über Oesterreichs Beteiligung am Zollverein 
konnten noch weniger eingeleitet werden. Im Mai 18H8 wurde er 
ohne OesteiTeichs Mitwirkung abgeschlossen. Metternich legte darauf 
dem Kaiser Franz 1834 einen Vortrag über den Zollverein vor. von 
dem Graf Rechberg ihm IS Jahre später bezeugte, daß darin ..die 
Materia causae erschöpft sei", und daß alle Enttäuschungen der 
Jahre 1849 52 „vermieden worden wären^*, wenn man ihn ..zu Bäte 
gezogen hätte",') Metternich war und blieb auch in der Folge der 
einzige von EinHuß in Oesterreich. der ebenso sehr den wirtschaft- 
lichen Scharfl)lick wie die politische Einsicht besaK, um Oesterreichs 
Zukunft unbeirrt in dem Anschluß an das deutsche Wiitschaftsleben 
zu suchen. Der günstigste Augenblick, Preußen in den .Weg zu treten, 
war indessen nunmehr verpaßt.*) 

Preußen befand sich im festen Besitz der wirt.schaftspolitischeu 
Führersteilung. Oesterreich dagegen trat unmittelbar darauf in jene 
Zeit des „ Nichtregierens '^ und der ,,Leere^ ein. die vom Tode 
Franz I. (1. März 1835) bis 1848 dauerte. Bald erwies es sich als 
ausgeschlossen, daß die österreichische Handelspolitik in dieser Frist 

*) Biese und die folgenden Angaben für die Zeit bis Ih:5;j siehe Beer, 
Handelspolitik 5(>/'0; ergänzend Weber 2()s. 
^) Beer. Handelspolitik 4i». 

^) Metternich an Kübeck l."». Juli l^Vi in lievr, Kiibcck-Mctternich 14«*. 
*) (icrin^er bei Beer. Handelspolitik l><. 



— 7 — 

in ein neues Fahrwasser hinüberjresteuert werden könnte. Für ihre 
theoretische Fortbildunji; sind die nächsten Jahre jedoch nicht er- 
üfebnislos gewesen. Die Neubearbcitun«: des Tarifs brachte 1839 die 
ersten erheblichen Abbruche an dem bisherij^t^i Prohibitivsystem. 
Metternich nahm 1S41 auf Grund eij^^ener lk»obachtuuir der ^glück- 
lichen wirtschaftlichen Entwicklunjj: Deutschlands auf der (irundlaire 
des Zollvereines die l]emühung:en um einen Anschlul.'» an ihn wieder 
auf.M Kr mochte sich diesmal besseren Erfolji: versprechen, da er in 
der Person des Freiherrn von Kübeck, der 1S4() /um Präsidenten 
der Hofkammer ernannt worden war, endlich einen hervorragend 
sachkundigen Mitarbeiter für die wirtschaftlichen Fragen erhalten 
hatte. Kübeck schloü sich nun freilich den Wünschen des Staats- 
kanzlers nicht in ihren letzten Absichten an. Kr hielt, vernmtlich 
unter dem Eintiuü eines seiner Referenten, des Freiherrn von (leringer, 
dafür, dalj durch den ungemeinen Aufschwung der deutschen Industrie 
seit 1S;{4 die österreichische Industrie nicht mehr schutzlos mit der 
deutschen in ein und demselben Wirtschaftsgebiete zusammen- 
geschlossen werden könnte und daU deshalb für sie ihr zukünftiges 
Ausdehnungsfeld im Orient zu suchen wäre. Dem Zollverein j^egen- 
über dürfe man nur handelsvertragsmäliige Beziehungen suchen.^) 
Bei dieser Auffassungsweise verharrten die Männer der Hofkammer 
gleichmätUg bis 1S4.S. Noch bei der Vorbereitung der deutschen 
Beichsverfassung 1S4S in Frankfurt erklärte (leringer rückhaltlos, 
dal» Osterreich keine Zolleinigung mit Deutschland eingehen könne.') 
Dennoch führte auch Kübecks Auffassungsweise bei dem Kifer, wo- 
mit er sie vertrat, über den geltenden Zustand erheblich, obwohl 
nach Lage der Dinge nur erkenntnismäLiig und vorbereitend, hinaus. 
Im November 1841 wurde in der Staatskonferenz, die nach 
Franz 1. Tode als neuer Mittelpunkt der Begierung geschaffen wor- 
den war, nach gründlicher Beratung für gut erkläii, dati dit» zwei 
Hauptschranken gegen Deutschland, das Prohibitivsystem und die 
Zwischenzollinie zwischen Ungarn und den Ländern der österreichi- 
schen Krone fallen sollten. Kübeck schickte sofoii Sachverständige 
in die größeren Länder der österreichischen Monarchie. Nach ihren 
Mitteilungen über die Lage von Handel und Industrie im Kaiser- 

*) Metternich. Nachir<*lass(Mio Schrift (Mi V .VU f. 
-) Heer. Handelspolitik is f. 7(»7. 
") l>;lbrack J. 24i». 
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Staate wurde im Herbste 1S42 mit Beamten und ausgewälilteo In- 
dustriellen ein neuer Tarif nach schutzzoUnerischon (Grundsätzen auf- 
gestellt; die Leistungsfähigkeit der österreichischen Industrie schien 
nach den gemachten Beobachtungen der deutschon gewachsen. Dann 
aber begann wieder das Anstürmen der Masse der Industriellen gegen 
die beabsichtigten Maßnahmen; der Gegensatz zwischen Metternich 
und dem Erzherzog Ludwig in der Staatskonferenz machte sich 
geltend: 1843 mußte man die Vorarbeiten liegen lassen.') Auch mit 
der Aufhebung der ZwischenzoUinie wurde es nichts. Die Stimmung 
in Ungarn war seit den dreißiger Jahren umgeschlagen: Die radi- 
kale Partei unter Kossuths Führung widersetzte sich Mctternichs 
Bemühungen erfolgreich.*) 

Die Ideen aber, von denen Metternich und Kübeck ausgingen, 
wurzelten sich inzwischen im (leiste der österroichischeu Zentral- 
verwaltung fest ein : der Versuch, die handelspolitische Abschließung 
Oesterreichs zu beseitigen, mußte an dem Tage wieder aufgenommen 
werden, da wieder Leben und Kraft in seine Regierung kam.^) 

Unterdessen kam in Süddeutschland eine starke Bewegung auf, 
Zollverein und Oesterreich miteinander zu vereinigen.^) Sie wurde 
zunächst von der schutzzöllnerischen süddeutschen Industrie getragen, 
die in Oesterreichs Ilandelspolitikern ein (legengewiciit zu den Frei- 
handelsneigungen der preußischen Staatsmänner zu linden hoftte. Sie 
wurde dann aber auch durch politische (iründe hervorgerufen, in- 
dem der Zollverein Süddeutschland um seine Selbständigkeit sowie 
um seine alten Verbindungen zu Oesterreich zu bringen drohte. Die 
Hinweise auf diese Wirkungen des Zollvereines und die hiedurch 
in Süddeut.schland sich ausbreitende Stimmung spielten schon eine 
Rolle in den österreichischen Verhandlungen 1841 und 1842. 1843 
berichtete der Tiroler (louverneur über eine im (Jewerbstiinde des 
südwestlichen Deutschland und Sachsen herrschende allgemeine Ver- 
stimmung gegen Preußens Maximen in der deutschen Zollfrage, zur 
selben Zeit führten diese auch schon zu einer Rücksprache des 
leitenden bayerischen Ministers mit dem österreichischen Oesandten 

^) Beer. Handelspolitik lU— 24. 

-) Beer, Handelspolitik 47 — sVi. 

"') Delbrücks kurze zusammenfassende Darstellung I 247/4U ist lücken- 
haft und wiederholt unrichtit?. hebt ab<'r nachdrihklirh die finanziellen Schwierig- 
keiten einer Aenderung der r)sterreichis<'hen \Virtsclialts|H>litik hervor, 

*) Beer, Handelspolitik 7:i, 
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in Münclien. 1S4J- kam es zu oiner Krise im ZollvcnMii. dessen Kiit- 
wicklmig infolfre der inneren (ie|Li:ensätze von da ab stockte. Als 184S 
das Frankfurter Parlament zusammentrat und unter den Fragen der 
deutschen Kinigung auch die des g(»meinsamen Wirtschaftslebens 
beriet zeigte sich, daü Oesterreich nicht nur politisch, sondern mehr 
noch handelspolitisch eine starke und überzeugte groüdeutsche Pai-tei 
hinter sich hatte. Heinrich von Gagern. in Hinsicht auf die politische 
Neuordnung Deutschlands der Führer der Kleindeutschen, machte 
sich in Bezug auf die \Virtschaftsi)olitik zum beredten Vorkämpfer 
der Einigung mit Oesterreich. 

Preußens sachliche Stellungnahme gegenüber den Kinigungs- 
gedanken blieb sich in der ganzen Periode von Beginn bis zum Ab- 
schlut) wesentlich gleich. Ks wollte Oesterreich nicht im Zollverein 
haben. Aber Motz hatte doch auch anderseits sofort erkannt dai) es 
Preußen nur nützlich sein könnte, wenn Oest(»rreich durch einen 
Handelsvertrag oder eine ähnliche Abmachung in ein klares \er- 
hältnis zum Zollverein trat und sein (lebiet dessen Handel erötfnete. 
In diesem Sinne luitte er schon 1829 mit dem österreichischen (Je- 
sandten in Berlin gesprochen. Bei ihm und seinen Mitarbeitern trat, 
wenn nicht schon damals, so doch bald darauf die Erwägung dazu, 
daß eine Vereinbarung mit Oesterreich die preußenfreundlichen Ele- 
mente in Süddeutschland und Sachsen zu beruhigen oder \\ienigstens 
niederzuhalten verhieß. Das genauere Programm für die nach Preu- 
ßens Meinung allein in Betracht zu kommenden gegenseitigen Zoll- 
vergünstigungen und Verkehrserleichterungen stellte auf die ersten 
Annäherungen Metternichs hin der (leneralsteuer- Direktor Kühne im 
Jahre lS3(i auf, der auch die Zollvereinsverträge mit den Mittel- 
staaten verhandelt hatte und die Lage vollkommen überschaute : 
„(iegenseitige Zollfreiheit der liohprodukte beim Eingange und Aus- 
gange, Aufhebung der österreichischen Einfuhnerbote für ^[auu- 
fakturwaren und deren Ersatz durch angemessene Schutzzölle, sei es 
für die Einfuhr überhaupt oder nur aus dem Zollverein, endlich eine 
Annäherung der beiderseitigen Tarife für die eigentlichen Fiuanz- 
zölle.^) Auf dieselben Vorschläge kam die preußische Begierung lS4(j 
zurück, als die schutzzöllnerische Stinmiung in Süddeutschland auf 
sie drückte.-) Ein einziges Mal ist sie grundsätzlich über sie hinaus- 

») IVlbiiick I 'Jir.. 

') Beer, Handels{)oUtlk 7S/S2: Dulbjück 1 :2\\K 
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•^cgaujren, nämlich im Frühjahr 1848 ^gelegentlich des Bundes- 
reformversuches Friedrich Wilhelms IV., angesichts der schon aus- 
brechenden deutschen Revolution, aber auch damals sorgten die 
preuWschen Handelspolitiker dafür, dati die grundsätzliche Bereit- 
erklärung, die Handelspolitik zur Bundessache zu machen, mit der 
übrigens Osterreich nicht gedient war, da es auf dem Anschlüsse 
seines ( iesamtstaates bestehen muLite, erst für eine unbestimmte Zeit 
in Aussicht genommen wurde, für die Übergangszeit aber das alte 
Programm beibehalten blieb J) 

So beschaffen war die Lage, derart die Stellung der drei meist - 
beteiligten Parteien, als einerseits die Niederwerfung der österrei- 
chischen Revolution, der Thronwechsel in Wien und die Neubildung 
des kaiserlichen Ministeriums unter Schwarzenberg, anderseits das 
Hervortreten Rudolf Delbrücks in PreuLien und des Königs Max H. 
in Bayern der politischen wie der handelspolitischen Entwicklung 
neues Leben verlieh und dadurch die (iegensätze zum Austrag 
brachte. 



V Delbrück J H*7 f: Hassel. Radowiiz 4r»l f^ 4s:, f. 
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Die Zeit Brucks. 

I. Abschnitt. 

Der Aufmarscli der Parteien. 

(Oktober bis Mitte Dezember 1S41».) 

Am 21. November 1849 berief Schwarzenberjr bei der Kon- 
stituierung seines Kabinetts den Direktor des österreichischen Lloyd, 
Hruck, zum Handelsrainister. Dieser nahm die Vorarbeiten Kiibecks 
sofort wieder auf. Das rnternehmeu, an dessen Spit/e er bisher ge- 
standen hatte, war das wichtigste und aussichtsreichste des gesamten 
österreichischen Handels. Seine Hlüte hing vor allem von dem Auf- 
schwung des Levantehandels ab, und insofern mußte sein Leiter die- 
selben Pläne wie Geringer und Kübeck verfolgen. Aber indem er 
weniger stark als sie zugleich das Wohl der österreichischen Industrie 
bedachte, vielmehr aber die Kdcksichten des Handels maügebend 
machte, erschien ihm der Aufschwung des I^loyd erst dann voll- 
ständig gesichert, wenn das gesamte deutsche Verkehrsgebiet Triest 
als Hafen fdr den Warenaustausch mit dem Orient wählte. Und so 
hatte Brück für den Plan einer österreichisch-deutschen Zolleinigung 
schon in Triest publizistisch Propaganda gemacht. Dann hatte er 
auch in Frankfurt als Abgeordneter an der Erörterung der Frage 
teilgenommen und jetzt richtete er als Minister sein Programm so- 
fort auf diesen Plan ein. Aber er war kein Staatsmann; er hatte 
wohl, mitten im wirtschaftspolitischen Leben eines groLien Landes 
mitwirkend, ein lebhaftes Empfinden für die Bedürfnisse und Stim- 
mungen, die sich in demselben regten, auch vielleicht einen intuitiven 
Einblick in die großen Zusammenhänge des wirtschaftlichen und 
politischen Lebens sowie in zukünftige Notwendigkeit(»n dor euro- 
päischen Ilandelsentwicklung. aber dies verfühi-te ihn zu großzügiger 
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l'rojrrainmacherei und bestimmte ihn /u Entschlüssen, die der poli- 
tischen (lesamtla*re nicht anj^epasst waren. Kr schützte deren Uediu- 
irunj^^en nicht mehr ruhi*i: ein nnd faLite die Aufjraben, die er sich 
stellte, nicht als Staatsmann auf. Seine Vorstellunjren entfernten sich 
wahrend seines Versuches, seine Pli\ne zu realisieren, immer mehr 
von ihren ursprünglichen Ausgangspunkten einer Förderung des 
Triester Schiffsverkehrs, hielten auch nicht das Ziel einer Einigung 
mit Deutschland fest, sondern erhoben sich zu den Ideen einer 
groLien gesamtmitteleuropiiischen Handelseinigung, eines Bundes, der, 
erhaben über alle nachbarliche Eifersucht, Deutschland, Oesterreich 
und Italien umschließen sollte. Noch über den Verhandlungen zu 
ihrer Ausführung hat Brück diese Ideen fort entwickelt und hat in 
Aussicht genommen, auch die kleineren in das Bereich Mitteleuropas 
fallenden Staaten, wie die Niederlande und Dänemark dem Bunde 
anzugliedern. M Diese umfassende Vereinigung sollte wie die Levante 
so das östliche Mittelmeer erobern. Oesterreich muLUe der Kern und 
die Vormacht der zukünftigen Handelsstellung Mitteleuropas^) und 
Triest sein Hauptausfuhrhafen, ein neuzeitliches Venedig und Augs- 
burg zugleich werden. •) l'ber österreichische AlpenstraLien auf den 
von ihm zu bauenden Alpenbahnen sollte auch der Warenverkehr 
Italiens und Deutschlands künftig gehen. Diese Kombinationen Brucks, 
die in einer gewissen historischen Beziehung zu den handelspolitischen 
Bestrebungen der Regierung Kaiser Karls VI. stehen, mußten aus- 
geführt zur notwendigen Folge haben, dal» (iroLibritanniens handels- 
politische Weltmacht eine Beschränkung erfuhr; denn es wurde ihm 
nicht nur die kommerzielle Vermittlung zwischen Orient und Ok- 

*) Brück an SchwarzenbtMjjr. 10. August l'^.'id iW. A.). 

-') Darum hcilit es in dem das u^anzo Projekt ölten tiich einleiti'uden 
Artikel der Wiener Zcitun«^ vom 21». Oktober 1S40 zum SchluÜ: „Durch das 
handelspolitische Zusammenfassen Mitteleuropas wird Oesterreich vermi'»ge seiner 
zentralen Lage zum Westen und Osten, zum Süden und Norden und der freien 
Entwicklung seiner Natur- und (i'eistoskräft<; notwendig der Mittel- und Schwer- 
punkt d(?s groUen Wcltvcrkelu-s; und die weiteren Folgen davon fUr die poli- 
tische O'estaltung sind unschwer zu ril)ei*sehen". 

') Schwäbischer Merkur Nr. 25 vom *2n. .länner is:,(): ..Man will in Triest 
(das als Freihafen belassen werden soll) ein großes Entrcpot für östeiTeichische 
NN'aren aus allen Provinzen errichten und dasselbe mit allen möglichen Vorteilen 
ausstatten, so zwar, daü z. B. die Regierung Prämien auf die Ausfuhr gewisser 
.Vrtikrl titellen wird, die Verkaufsmittd erh'ichtert etc. I)i(^sc Institution kann 
später,! wenn der italienische Zollverein, dessen Schwergewichl man in «lie Lom- 
banlei zu verlegen sucht, (*inmal zustantle gekommen sein wird, von den segens- 
reichsten Foliren >ein". 
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zident zu einem «^roüeii Teilo entzoj^en, sondern der initteleiiro|)iUsclie 
Handelsbund. durch jremeinsanK» Schutzzoll jrrenzen ^^eeint und nach 
auiien abjreschlossen, hätte den en.trlischen Han(h»l in Manufakturen 
und Maschinen im Ausland dem tiberlejienen Wettbewerb seiner In- 
ilustrie unterworfen und ihn vom Inland ^^ünzlich ausschlielle)i können, 
indem die zum Bunde gehörijzen LiUider wechselseititr all ihre in- 
dustriellen und ajrrarischen Bedürfnisse zu befriedi*ren vermochten. 
Brück scheint anjresichts dessen auch nicht vor der Erkenntnis 
zurück«;ewichen zu sein, dati sein Tlan nicht ohne einen Kriej^ mit 
Enjrland zu verwirklichen sein würde. Das österreichische Bejrieruuf^s- 
organ, die Wiener Zeitunjr. «restand vielmehr sofort zu: .,Aber einen 
Kampf des Kontinents jre^^en En'rland würde es zuvor kosten, ehe 
wir uns zur politischen Selbständiirkeit durchrinji'en.^) 

Indessen würde man Brucks (iedankeuiranfr nicht erschöpfen 
und wohl ihn auch in übertriebener Weise als handelspolitischen Ideo- 
lo^^en erscheinen lassen, wenn man nicht einerseits bemerkte, daü er. 
geborener Rheinländer, bei seinem JMane so ehrlich für die (Jröiie 
der deutschen Nation wie für die des österreichischen Staates sich 
bejreisterte, und wenn man anderseits übersähe, daß er als öster- 
reichischer Minister sich Hechenschaft darüber irab, welche Lrünstij.^en 
Rückwirkungen er sich von dem Plane auf die inneren Verhältnisse 
des österreichischen Kaiserstaates versprechen durfte. Diesen Punkt 
hat er selbst einmal in den Worten zum Aus<lruck gebracht: ..Die 
innige Vereinigung Deutschlaijds und Oesterreichs in der Art und 
Weise, wie sie allein möglich ist, nämlich auf der (irundlage der 
Identität der lnt<*ressen, erscheint mir als eine der dringendsten An- 
gelegoiheiten, ja als eine der Lebensfragen des Kaiserreichejf. Nur 
hiedurch ist (Us geistige und materielle I5and gegeben, welches den 
zentrifugalen Bestrebungen seiner einzelnen Kronländer und Volks- 
stämme entgegenwirkt, ihm gegenüber den drohen<len europäischen 
Verwicklungen ausharrende und zuverlässijre |{undes«renossen sichert, 
durch nachhaltige materielle Vorteile den sozialen Beschwerden ab- 
hilft, welche unsere Nachl)arstaaten und rückwirkend uns selbst er- 
schüttern und zerstören, und als eine anregen<le und heilende Kette 
auf die Starrheit des Kleinbürjrertums und die träge l'ppigkeit 
wirkt, an welcher unsere Industrie so häutig leidet''.-) — Ebenso 

») Aus der A. A. Zoitung Nr. :U)*2 vom 21». Oktober l^-lt». 

-') Heer. Handelspolitik VJ.t: Brück an Kübeck, -J*^. JänmM- ls.->ii. 
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;^nmdsnt/lich klar dnrehschaute er, daü das treibende forinbildendo 
Kleinent der deutschen nationalen Kntwicklunfr des neunzehnten Jahr- 
hundeiis die wirtschaftlichen Hedürfnisse und Hezichunjren waren und 
daü die Fra*re, ob Klein- oder (Tror»deutschlaud, «ranz wesentlich 
davon abhinir, ob Österreichs wirtschaftliche Kntwicklunjr mit der 
preutiisch-innerdeutschen Schritt hielte. „Auf diesem (iebiete", schrieb 
er, „lie«ren die innijrsten lienihrun^^s- und Ausjrleichun^spunkte für 
alle Dissonanzen und Zerwürfnisse, lie^t der Anjrelpunkt für eine 
neue haimonische Ordnung.') 

Die schwärmerischen Hotfnunj^en Ikucks, auch ihre Ei^enai't, 
wie sie teils das Erjr(*bnis <rroL»zü<ri«rer intuitiv(»r Fernsicht waren, 
teils aus völlijjrer Tiluschun<r über die iK)litischen Möglichkeiten des 
Aujjrenblicks entsprangen, tribt vielleicht am lel)enditrsten eine Kor- 
respondenz der Aujrsburjrer All<remein(Mi Zeituuj^^ wieder, die, wenn 
Brück sie nicht selbst «reschrieben hat. ohne Fra^e aus dem Kreise 
seiner nächsten Mitarbeiter stammen muLi: „(iroti erscheint der (ie- 
danke, unabsehbar, fruchtbar und fol,trenreich für Deutschland und 
()sterr(»ich, seine Ausführunjr notwendig;, wenn man die (iröße und 
Macht dieser Keiche, und in der Wohlfahrt ihier Völker, in der 
Hefriedijxunjr aller ihrer Bedürfnisse eine dauemde heilvolle Gestal- 
tun«r der Dinare bejxründen will. Auf diesem Wejre -werden bald in den 
noch ruhen<len Kaumverhältnissen alle noch schlummernden Krilfte 
zur Täti«rkeit auf«rerufen. alh* jet^t noch «rebundenen ökonomischen 
Potenzen frei werden, wird das deutsche (iüter- und Menschenleben 
voll und unjrehindert in das österreichische hineinströmen, so wie 
dieses i)i jenrs: werden die Kräfte, statt sich nach allen AVeltiretren- 
den ziellos zu zersplittern, in immer irrölierer Fülle sich über die 
weite öst(UTeichisch(» Monarchie erjiieLien und die Kultursaat nach 
dem Osten aussäen helfen, werden Osterreich und Deutschland in 
industriellem Verkehr mächtiji erstarken und bald selbst mit der 
seekräfti^'sten Nation auf allen Meen^n und allen Märkten wetteifern, 
Deutschland kann nimmer hotten, seine handelspolitischen i;n<l sozialen 
.Vuffraben je vollkommen zu Iöscmi und aus seinen innc^ren Wider- 
sprüchen und seiner unter^^eordneten Weltstellunjr herauszukommen, 
wenn es nicht auf ökonomischer Basis mit Oesterreich zusammenwächst 
und sich dadurch i)efähijrt. i]i die weitesten Kreise des Orients tat- 

') Wiener Zeitunir vom 2C». Oktober 1x41». 
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krilfti": oinzujrmfoii. Indem Oosterroicli ahor cliirch die ZoUeiulieit 
der Schwerpunkt des enropüisehen GilterlelMMis. ja des «rroLW^n Welt- 
verkehrs wird, jrewinnt es auch politisch sowohl für seiiK» innere 
einheitliche Neutrestaltunjr. als für S(»ine Heziehunjzen zu Deutschland, 
die sich auf der einmal «rewonnenen jremeinsamen (irundlajre fest und 
unlösbar schlieLien müssen. Was Preutien durch den Zollverein für das 
übrijre Deutsciiland «reworden, das wird Osterreich durch die «rlückliche 
Durchführunjr der handelspolitischen Verehü^^unjr des (ianzen noch in 
höherem Matie für Mitteleuropa werden, und erst in dieser Vereinijruntr 
werden alle seine Völker unbeschadet ihnM* individuellen liebensjrestal- 
tun^ die höhere Hefriedijrunjr, die «rröliere Freiheit un<l Fülle an 
Wohlfahrt und Macht finden. In dieser notfnun«r beirriUien wir die 
^.Vorschläjjre* als eine Fahne, unter deren Kntfaltunjr eine .irroüe Zukunft 
errungen wenU»n soll, als ein freudijxes Wahrzeichen, dati es nicht wieder 
rückwärts in die» nlte abjrestandene Zeit und den faulen Sumpf des 
Iiundesta«res, sondern frisch vorwärts irehen soll, einem hohen luf- 
ti«ren, leuchtenden Ziele zu. an welchem Deutschland und Osterreich 
einijx und \:yoük fri^i und mächti^r wie sonst keiner dastehen wini".') 

In den wirklichen jrcheimen Uäteii Hock und t-zörnlL' fand 
Hruck beireisterte Mitarbeiter. Hock war Fachmann für die tinnnzielle 
und zolltechnische Seite des ProbIi»ms und auLierdem ixewandter 
Publizist, tier durch Metternich in die Zentralverwaltunjr «rezo^ren, 
die Absichten seiner Chefs bereitwillig^ auch in der Presse vertrat.*-) 
CzörnijÄ ..der jreniale Schöpfer der österreichischen Statistik".'} 
beriet den Minister in den wirtschaftlichen Schwierij^keiten. die der 
jrroüe Plan bot. 

Die Vorarbeiten zur Ausführunji: des Planes wurden vom Fnlh- 
jahr 1S49 an betrieben. Hruck versammelte damals in Wien eine 
neue Kommission zur .Vlmnderun*r des Zolltarifs, der auch nach der 
Umarbeitunjr im Jahre 1S8S/H9 noch <><) Kinfiilir- und 10 Ausfuhr- 
verbote auswies.*) 

Die Kommission stellte zunächst nach einem am 18. April 1S40 
•rehaltenen Vortra're des Keferenten Dr. Hock-) all'remeine (Irund- 



») A. A. '/Air. Nr. :;o-J vom ±K (»kt(»l>cr ls41>. 

-I Beer. Han<lclsi)olitik s4. 

•S Delbrück I 2:)7. 

*) Fest('n»Mn.(-rackisch 2;it». 
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silt/.e für die Fortbildung dor österreicliischon Wu'tschaftspolitik unter 
dem (iesichtspunkte der Anniilierunj; nn Deutschland auf und liet» 
sich dabei nicht nur duich Uiicksirhten (U'r Erleichterunir des kauf- 
männischen Verkehi-s leiten, sondem erwog noch mehr die Vorteile, 
die für Osterreich in politischer und kommerzieller Beziehung aus 
der möglichsten Angleichung der heimischen Hanch^ls- und Zollgesetz- 
gebung an die deutsche bis zur völligen Tbereinstimmung hervor- 
gehen sollten, (irundsiltzlich ent.schied sie sich für ein Hochschutz- 
zollsystem, mit der Maßgabe, daLi die einzelnen Schutzzölle von Fall 
zu Fall festgestellt würden, um der inländischen Arbeit ausreichen^ 
den Schutz zu verbürgen : alle Ausfuhrverbote ersetzte sie durch 
Zölle, ließ die Ditterenzialzölle und Ausfuhrprämien fallen, gewählte 
Hückzölle nur ausnahmsweise, klassifizierte die Zollsätze auf (irund 
des Warenwertes und führte den Zollvereinszentner als (Gewichts- 
einheit ein. Der Tarif sollte tunlichst dem des Zollvereins ange- 
nähert, auch wie dieser und gleichzeitig mit ihm von 3 zu 3 Jahren 
revidiert werden. Dann trat die Kommission in die Kinzelberatung 
ein. Mit ihr sollte sie erst im September des folgenden Jahres zu 
einem Knde kommen. 

Inzwischen aber traten Ereignisse ein, die Drucks Hegierde. 
den lange gehegten Plan zur Verötfentlichung zu bringen und die 
ört'entliche Meinung für seine tliplomatische Durchführung günstig 
zu stimmen, aufs höchste anstachelten. Durch die Niederlage der 
Magyaren bei Vilagos im August 1S49 wurde plötzlich das politische 
Haupthindernis beseitigt^ das der Annährung an Deutschland im 
Wege gestanden hatte : Die österreichische Hegierung, nunmehr fähig, 
das ungarische Steuersystem zu ändern, konnte in Verbindung damit 
die Zwischenzollinie ander(irenze gegen rngam auflieben und über 
Österreich-Ungarn als wirtschaftspolitische Einheit verfügen. Sodann 
wurde am 30. September 1S40 das sogenannte Interim zwischen Treußen 
und Osterreich vereinbart und durch dasselbe ein Zustand, durch die 
in dem Abkommen vorgesehene provisorische lUnideskommission 
ein Organ geschatten, kraft dessen alle östeiTeichischen .Vbsichten, 
die Deutschland betrafen, an Ausführbarkeit erheblich zu gewinnen 
schienen. Die beiden Oroßmächte übernahmen auf (Irund des Interim 
die Ausübung der Zeutralgewalt für den Deutschen liund im Namen 
der übrig<'n Hundesregierungen mit Zustimmung des Keichsverwesers 
bis zum L Mai is:»«): unterdessen blieben die deutschen Verfassunas- 
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angele^enheiten der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten über- 
lassen. Es sollte sich erst allmählich erweisen, daß die Beteiligten 
das Interim jeder für seine besonderen Zwecke zu verwerten suchten, 
und durch ihren Mangel an Übereinstimmung der Vertrag nicht zur 
Wirkung kommen konnte. M Unmittelbar nach dem Abschluß des 
Interims durfte Brück die Gelegenheit als günstig auffassen und den 
Wunsch hegen, sich ihrer zu bedienen. Etwa Mitte Oktober 1849 
ging er vor. 

Es ist für Brucks klaren Blick, aber unpolitische Art und Weise 
bezeichnend, wie er hierbei verfuhr. Die Mißhelligkeiten, die zwischen 
der schutzzöllnerisch gestimmten Industrie Süddeutschlands und der 
dem Freihandel geneigten Politik Preußens schon vor 1848 entstan- 
den waren, hatten sich durch die kleindeutschen Bestrebungen 
Preußens während der Kevolution verschärft und wurden nunmehr 
durch seine Unionswerbung vollends leidenschaftlich. Zunächst griffen 
sie in den beteiligten Wirtschaftskreisen selbst um sich. Mehr und 
mehr schienen sie jedoch auch an der Politik der süddeutschen 
Staaten, namentlich Bayerns Rückhalt zu gewinnen, dessen neuer 
König Maximilian IL an der Idee eines ,,dritten Deutschland" sich 
inspirierte und die deutschon Mittelstaaten in Unabhängigkeit von 
Preußen und Osterreich, um sich zu sammeln gedachte. Brucks wirt- 
schaftliche Urteilsfähigkeit war scharf genug, um ihm zu zeigen, 
daß diese teils politischen, teils wirtschaftlichen Verstimmungen in 
Süddeutschland gegen den Staat der Hohenzollern niemals so all- 
gemein und so stark werden würden, daß sie bis zur dauernden 
Auflösung des Zollvereins führten ; dafür war die süddeutsche In- 
dustrie in zu vieler Hinsicht auf Preußen angewiesen. Wohl aber 
rechnete er darauf, daü sie erhebliche Bedeutung gewinnen würde, 
wenn er den Süddeutschen eine Möglichkeit eröffnete, zugleich die 
Vorteile des Zollvereins sich zu wahren und doch einen Rückhalt 
an Osterreich gegen die erdrückende Macht Preußens zu gewinnen. 
Nicht als Kämpfer, sondern als Versöhner aller Interessen, nicht als 
Förderer der nationalen Spaltung, sondern als Hersteller der wirt- 
schaftlichen und damit auch als Vorläufer der politischen Einheit 
Deutschlands wollte er auftreten. Woran er sich aber wandte, von 
wessen Hilfe er sicheren Erfolg erwartete, das war nicht die Diplo- 

M Beer. Metternich-Kübeck (M f. 
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matie, sondern allein clio öffontlicho Moinunj; Deutschlands. Alles war 
vorbereitet, daü, sofort wie er sprach, ein Teil der süddeutschen 
lYesse einfiel, sein Wort verbreitete und seine Meinung unterstützte. 
Insbesondere die Au^^sbur^er Allj?eraeine Zeitun^% Suddeutschlands 
angesehendstes ()r*ran hatte er für sich «gewonnen und in Osterreich 
ji^ab er der amtlichen Wiener Zeitung wie der Austria seine Mit- 
teilungen. Mit der öffentlichen Meinung verstand der gewandte Ge- 
schäftsmann zu wirken. 

Am 17. Oktober 1^49 wies er bei einem Bankett der Deputa- 
tionen Deutscher Eisenbahnverwaltungen in Wien zuerst mit Nach= 
druck auf die (iemeinsarakeit der großen Interessen hin, die in 
(Gegenwart und Zukunft Osterreich und Deutschland verknüpften. 
Die Augsburger Allgemeine Zeitung beeilte sich, indem sie von dem 
Ereignis Kenntnis gab, heiTorzuheben, daü in Brucks Worten ..eine 
starke Perspektive für eine baldige Zollannäherujig an Deutschland" 
gegeben sei. Sie belegte dies sogar schon mit einigen kleinen Vor- 
kommnissen. ,,F]in Hannoveraner'*, so erzählte ihr Korrespondent, 
„äußerte auf dem Bankett einem den ZoUvereinsstaat^n angehörenden 
Abgeordneten gegenüber, mit gewisser Selbstzufriedenheit und nicht 
ohne einen beifallslustigen Seitenblick auf den Minister, daß in 
Hannover noch der Steuerverein und nicht der Zollverein bestände 
und daß, will's (iott, der Zollverein noch lange von Hannover fern- 
bleiben werde.'* ,Da werden wir uns viel eher verständigen, sagte 
Herr von Brück zu dem Zollvereinsmann mit einer feinen Wendung, 
wir werden unseren Tarif etwas herabstimmen. Sie werden ihn etwas 
erhöhen und wir werden am Ende uns glücklich zusammenfinden/' M 

Am ^6. Oktober, 9 Tage nach jenem Bankett, erschien in der 
amtlichen Wiener Zeitung ein Artikel ., Vorschläge zur Anbahnung 
der Österreichisch-Deutschen Zoll- und Handelseinigung''. '^) 

Von Brück selbst verfaßt enthüllte er, wie sich der Handels- 
minister seinen großen Plan des mitteleuropäischen Handelsbundes 
nach der auf den Zollverein und Deutschland bezüglichen Seite poli- 
tisch im einzelnen zurecht gelegt hatte. Er ging von dem Reform- 
bedürfnis aus, das die drei großen deutschen Handelsgruppen, Öster- 

^) A. A. Ztg. Nr. 21):» vom 22. Oktober 1.S41I. 

'») Die Denkscbriften des Oesterreichischen HandeUministers über die 
Oesterreichisch- Deutsche Zoll- und Handelseinigung beleuchtet mit Rücksicht 
auf die Neugestaltung des deutschen Bundes. Wien ls:)(). 
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reich, der Zollverein und die Küstenstaaten gleichmäßig für ihre 
Handels- und Zollgesetzgebungen empfänden und behauptete, daß die 
rechte Befriedigung dieses Reformbedürfnisses Österreich wie den 
Zollverein von selbst einander nähern werde. Beweis dafür sei, daß 
der vom allgemeinen deutschen Verein zum Schutz der nationalen 
Arbeit ausgearbeitete Entwurf und die von der österreichischen Tarif- 
revisions-Kommission anerkannten Grundsätze miteinander überein- 
stimmten. Besondere Interessen hätten nur die Freihändler der Küsten : 
ihre Wünsche beträfen aber weniger die Schutzzölle als die Finanz- 
/ölle. Worauf es ankomme, sei, daß von allen Beteiligten die Reform 
gleichmäßig und im Hinblick auf die Allgemeinheit in Angriff ge- 
nommen werde : dann werde die wirtschaftliche Einigung ganz Deutsch- 
lands die sichere Folge sein. Österreich wünsche, um diesem Pro- 
gramm mehr Nachdruck und Einheit zu verleihen, daß sich die Re- 
gierungen zu dieser gleichmäßigen Reformarbeit auch vertragsmäßig 
verpflichteten. Die Arbeit brauche eme gewisse Zeit. Man schlage 
daher ihre Periodisierung vor. 

Die erste, die wichtigste Periode sollte wesentlich, so fährt der 
Artikel fort der inneren Zollreform auf beiden Seiten gewidmet sein, 
..der eigenen Vorbereitung auf die Versöhnung und Verschmelzung 
der Interessen, indem die einzelnen Industriezweige ebenso sehr wie 
die finanziellen Vorkehrungen eines Zeitraumes zur Umgestaltung 
der bezüglichen Verhältnisse bedürfen." Bei der gegenseitigen inneren 
Tarifreform solle dabei ^der Zweck festgehalten" werden, „eine 
möglichst große 1 Übereinstimmung in den Zollsätzen durch Anord- 
nung dei-selben nach bestimmten Prinzipien zu erzielen". Jedoch 
sollte auch schon während dieser ersten Periode der innere deutsch- 
österreichische Markt für den Verkehr mit Halbfabrikaten, Roh- 
produkten, Nahrungsstoffen und rohen Metallen unter der Voraus- 
setzung genügenden einheitlichen Schutzes gegen das Ausland frei- 
gegeben, sowie der Durchgangsverkehr gänzlich von Abgaben befreit 
werden. .,( Gleichzeitig werden tlbereinkünfte angebahnt und beschlossen 
über ein gemeinsames (Jewichts-, Maß- und Münzsystem, überein- 
stimmendes Wechsel- und Handelsrecht, über Gewerbegesetzgebung, 
Heimat- und Niederlassungsrecht, über Regelung der Flusschiffahrt 
und des Post-, Eisenbahn- und Telegraphenwesens." 

In drei weiteren Perioden von je 2 — 3 Jahren Dauer sollten 
dann die Schutzzölle auf (lanzfabrikat« im gegenseitigen Verkehr um 



— 20 — 

einviertel, wnhall), ondlieli um dreiviertel des tarifmaßij?en Satzes 
herabgesetzt, ja sojrar für die Industrieu. die in den beteilijrten (ie- 
bieten einander ebenbtlrtig wären, schon ganz aufgehoben werden. 
Im gleichen Schritt damit wollte Hnick die gegenseitige Grenzbe- 
wachung erleichtert, die Tarife für die Finanzzölle einander genähert, 
die Seeschiifahrts- und Seerechtsgesetzgebung in Übereinstimmung 
gebracht, ein einheitliches Schiffahrtssystem hergestellt und zuletzt 
eine gemeinsame auswärtige Vertretung und Handelspolitik eingeleitet 
wissen. Die endgültige Zolleinigung schloti er vorläufig ausdrücklich 
aus und behielt sie gegebenen Falles einem späteren Vertrage vor. 

Brück teilte dem preußischen politischen Agent<?n Spiegelthal 
am 20. Oktober mit, daß dieser Artikel nicht nur halbamtlich sei, 
sondern vollständig vom Ministerium ausgehe. Mehr noch, der 
Artikel war im Ministerrate beschlossen worden.-^) 

Mit der Feststellung dieser Tatsachen erhält Brucks Vorgehen, 
das wir bisher nur als Austluü seiner persönlichen Wünsche und 
Erwägungen würdigen lernten, eine breitere ( rrnndlage : Nachdem 
es von dem Ideengang eines einzelnen Mannes, der mehr ein Volks- 
wirt und ein zur Beeintlußung der öffentlichen Meinungen befähigtes 
Talent als ein Politiker von Hause aus war, seinen Ausgang ge- 
nommen hatte, erscheint es uns von nun ab als ein(ilied der allge- 
meinen österreichischen Kegierungspolitik Jener Jahre. War es also 
auch dem nächst interessiei*ten Fachminister, dem Finanzminister 
Kraus, genehm V und wie verhielt er sich zu den Bestrebungen der 
auswärtigen Politik Fürst Schwarzenl>ei'gsV 

Kraus scheint mit Bücksicht auf Schwarzenberg nicht gegen 
die Vorschläge Brucks gestimmt zu haben,») tat aber auch nichts 
für sie.^) Er hielt sie für kaum durchführbar und sträubte sich 
gegen sie um der Finanzeinnahmen willen, die durch die Preisgabe 
des Systems hoher Schutzzölle beträchtliche Einbußen erleiden konnten. 
Später warf man ihm in der Augsburger Allgemeinen Zeitung vor. 
daß die Uim nahe stehende Wiener Reichszeitung ..eine beinahe 

*) Poschinger. Unter Friedrich Wilhelm IV. 1 17»*). 

-) Archiv des k. u. k. Ministeriums des Aeußeren. Schwarzenherg an 
Kübeck 2r». Jänner ls.-)(t. 

*) Beer, Handelspolitik .V24. T5ruck an K(\beck 28. Jänner IS.*)!»: „Das 
E abinet ist in der Frage mit sich einigt. 

*) Den Eindruck hatte auch Delbrück im März lsr)(), Delbrück I, 251). 
Degenkolb fand schon im Dezember ls4u. dall Kraus für den Plan weniger 
Knthusiasnias zeigte ; Zimmermann tl^i}. 
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gleichgültige Haltung zu der Frage" einnehme. „Sie beschränkt sich 
darauf, den für Österreichs Interessen klar vorgeschriebenen Weg 
hervorzuheben, den sie darin findet, «laß Oesterreich von dem Prinzip 
eines wirksamen Schutzes nicht abgehen dürfe". M 

Schwarzenberg verstand von den wirtschaftlichen Problemen 
auf die es für die Pläne Brucks ankam, nichts; es fehlte ihm wohl 
auch an dem Interesse, sich in sie einzuarbeiten. Er war schlecht- 
hin Diplomat. Aus der Schule Mettemichs hervorgegangen, hatte er 
dessen Auffassung übernommen, daß Osterreich an allen gesamt- 
deutschen Einrichtungen, mithin auch am Zollvereine teilnehmen 
wolle und müsse. Das erklärte er Friedrich Wilhelm IV. schon im 
Dezember 1848.*) Brucks Vorhaben hielt sich, wenn es auf Deutsch- 
land beschränkt blieb, und der mitteleuropäische Handelsbund einst- 
weilen nicht betrieben wurde, auf der Linie dieser Politik : Schwarzen- 
berg konnte es grundsätzlich billigen. Anders stand es mit der Frage, 
ob das Vorhaben im Augenblicke vom politischen ( Gesichtspunkte aus 
klug und aussichtsvoll war. 

Würdigt man Schwarzenbergs Politik im (ianzen, so scheint es, 
daß er, abermals ähnlich wie Metternich, bei aller Entschiedenheit 
in der Wahrung der Interessen, die für ihn Lebensinteressen Öster- 
reichs waren, keineswegs von Anfang an preußenfeindliche Absichten 
hegte. Er traute Preußen nicht aber er verkannte auch nicht, daß 
eine Verständigung mit ihm die unbedingte Voraussetzung einer Ord- 
nung der deutschen Verhältnisse im groß-deutschen Sinne war. In- 
dem er Ende September 1849 das Interim abschloß, kam er Preußen 
weiter entgegen als je ein ästerreichischer Staatsmann vor ihm. frei- 
lich nicht soweit, wie es die kleindeutsche (irupi)e der preußischen 
Politiker, lladowitz und die liberal (lesinnten, verlangten. (Jraf Bern- 
stoi'ff. der preußische (iesandte in Wien, der das Interim mit 
Schwarz(»nberg vereinbaile und es sieh zeitlebens als größten Erfolg 
seiner diplomatischen Laufl)ahii anrechnet«», hat dessen Bedeutung 
wohl mit Fug und Recht dahin gekennzeichnet, daß Osterreich in 

') A. A. Ztg. Xr. :»s vom 27. Februar Js:m). 

-) Zimmermaun. der die Akten des preußischen (lelieimen Staatt^archivs 
benutzt hat. führt ohne nähere Vuellenangabe an (S. 'J47), Schwarzenberg habe 
schon im Frühjahr 1^4!> versucht, „die mit den ftroihändlerischen Neigungen 
Preußens unzutriedeneu Süddeutschen zu Oesterreich herüberzuziehen." Doch be- 
richtet davon weder Weber als Kenner der Lage in Bayern noch Beer, der aus 
den finanzpolitischen österreichischen Akten schöpfte : auch mir haben keine 
österreichischen Akten vorgelegen, die diese Angaben bestätigten. 
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ihm zum erstenmale die volle Gleichberechtigung Preußens in deut- 
schen Dingen anerkannt hättet) Indessen Preußen ließ sich zwar 
das Interim gefallen, setzte aber seine Unionspolitik rücksichtslos 
fort^ obwohl der Verzicht auf sie die Gegenforderung (Österreichs 
gewesen war und sein mußte. Unter dem Eindrück dcfr ersten Mit- 
teilungen hierüber hat Schwarzenberg offenbar zuerst die Vorschläge 
Brucks aufgegriffen und ihre Veröffentlichung wie publizistische Ver- 
tretung sogar als voiteilhafte Unterstützung seiner Politik willkommen 
geheißen. Sie mochte als eine diplomatisch noch unverbindliche, den- 
noch nicht mißzuverstehende Erklärung an Preußen wirken, daß 
Österreich die aufrichtige Innehaltung des Interim envarte oder von 
sich aus ohne vorherige Verständigung mit Berlin die Initiative zu 
einer Neuordnung der deutschen Verhältnisse ergreifen werde. 

^Was man früher nur erraten mochte" wurde der Augsbni-ger 
Allgemeinen Zeitung') aus Wien geschrieben, ,,kann ich Ihnen jetzt 
als gewiß berichten. Die Berufung eines kleindeutschen Reichstags 
nach Erfurt hat die österreichische Regierung bestimmt, rasch mit 
ihrem Handelsobjekt hervorzutreten. Man hofft damit alles, was von 
von den kleinen Staaten noch zu retten, von der Hegemonie Preußens 
zu emanzipieren ist, zu gewinnen. Man ist hier durchdrungen von 
dem Gedanken, daß Österreich sich selbst rettet und erhält, wenn 
es seine ehemalige Stellung in Deutschland nach und nach wieder 
zu erobern sucht." 

Brucks handelspolitisch so großartiger, national so idealistischer 
Plan wurde durch Schwarzenberg plötzlich und beinahe brüsk auf 
diese Weise in die verwirrten, feindseligen Verhältnisse der Tages- 
politik einbezogen, zugleich als bloßer Gegenzug gegen einen einzelnen 
Akt der preußischen Unionspolitik benutzt und in all seiner Gefähr- 
lichkeit enthüllt, indem Schwarzenberg durch ihn Preußen in seiner 
aussichtsvollsten und doch noch am wenigsten gesicherten deutschen 
Stellung bedrohte. 

Über all^ anderen Teile der deutschen Frage konnte Preußen 
die Diplomaten lange hin und her reden lassen, ohne eine Entschei- 
dung zu brauchen; in den Angelegenheiten des Zollvereins konnte 
es nur handeln, nicht verhandeln *, sie bedingten mehr als die Durch- 
führung der Union seinen gegenwärtigen Einfluß wie seine zuktlnf- 

') Bernstorff, S. 110 flf. 

•) A. A. Ztg. Nr. 318 vom 14. November 184«, 
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tige Geltung in Deutschland. War das Problem, an das sich Brück 
herangewagt hatte, von Natur wirtschaftspolitischer Art, praktisch 
trug es in jenen Jahren rein politischen Charakter. Kei dem 
innigen Zusammenhange, der zwischen der wirtschaftlichen Entwick- 
lung und den nationalen Bedürfnissen des deutschen Volkes entstan- 
den war und den Brück ja auch persönlich <leutlich empfand, hing 
es von der territorialen Ausdehnung der deutschen Wirtschaftseinheit 
in erster Linie ab, ob Treuüen selbständig die Organisation eines 
Kleindeutschland in die Hand nehmen, oder ob es sich nur an der 
Seite Österreichs an der Organisation eines ( Troßdeutschland betei- 
ligen konnte. Seit der (Gründung des Zollvereins hatte es zuerst die 
Möglichkeit gewonnen, Osterreich von dem übrigen Deutschland wirt- 
schaftlich abzuschneiden ; es war in den Besitz einer herrschenden 
Stellung in Deutschland gelangt, die die größten politischen Aus- 
sichten ihm eröffnete. Nicht (Großbritannien, Preußen war für Öster- 
reich in dieser Frage der erste (iegner. Die Zolleinigung war nicht 
mehr wie vor 20 oder 30 Jahren eine Angelegenheit des gemein- 
samen deutschen Interesses, wo man mit der öffentlichen Meinung 
etwas zu erreichen vermochte, sondern eine Frage der Macht. Erwägt 
man dies, so kann kaum ein Zweifel sein, daß Brück das Augenmaß 
für die politischen Bedingungen des Unternehmens abging; sonst 
würde er nicht zuerst publizistisch vorgegangen sein, oder nicht zu- 
gestimmt haben, daß sein Plan zuerst als Drohung gegen Preußen 
in die ()ffentlichkeit gebracht wurde. Preußen werde, so sagte er 
sich, eine Einigung mit Osterreich annehmbar erscheinen, wenn bei 
dieser (Gelegenheit der Steuerverein verschwände, dei* Preußens Wirt- 
schaftspolitik in Norddeutschlaiid einengte. Fibenso hat Schwarzenberg 
die Sache zu leicht genommen. Ist es fast immer doch bedenklich, 
wenn ein leitender Staatsmann bei einem rnternehmen von so zen- 
traler Bedeutung einen anderen vorschiebt und für sich denken läßt. 
Die Wirkung auf die deutschen Wirtschaftskreise, die Brück 
erwartet hatte, bliel) allerdings nicht aus. Die meisten angesehenen 
Fabrikanten Deutschlands waren damals Mitglieder des Allgemeinen 
deutschen Vereins zum Schutze vaterländischer Arbeit. Der Verein 
repräsentierte auf diese Weise ein Kapital von mehreren hundert 
Millionen (Julden mit einer Arbeiter/aihl von über 200.000 Köpfen.^ 

\) A. A. Ztg. Nr, 2m (Beilage) vom 2«». Oktober t^4H. 
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Noch am selben Tage, wo Brück in der Wiener Zeitung vorging, 
hatte die Augsburger Allgemeine Zeitung ein Rundschreiben des 
Vereines an die deutschen Gewerbetreibenden veröffentlicht, das vor 
einem Sprengen des Zollvereins warnte, wodurch Norddeutschland 
dem Freihhandel und damit dem englischen Import preisgegeben 
wäre.M Es war dies eine Preußen nicht unerwünschte Kundgebung. 
Aber schon am 7. November 1849 erklärte sich der Vorsitzende des 
Vereines, Fürst Felix Hohenlohe-Oehringen, unbedingt zu Brucks 
Gunsten. Er schrieb an den österreichischen Minister: „In dem 
Augenblicke, wo wir und mit uns die große Mehrzahl der Träger 
und Freunde deutscher Arbeit mit banger Sorge einer Zukunft ent- 
gegenblickten, die infolge der politischen Vermcklungen das deutsche 
Vaterland in seinen materiellen Interessen mehr zu zerklüften drohte 
als vorher, hat uns der Aufsatz der Wiener Zeitung vom 26. Okto- 
ber mit großer Beruhigung erfüllt". Der Verein werde, Hohenlohe 
versprach es, zur Verwirklichung des Planes mitwirken.*) 

In der Tat beriet der weitere Ausschuß des Vereins über die 
österreichischen Vorschläge und gelangte bald dazu, sich einstimmig 
dafür auszusprechen. Freilich machte er den Vorbehalt, daß um 
ihretwillen ein bereits geknüpftes Band nicht gelöst werden dürfe, 
ehe die (larantien für die sichere Herstellung eines neuen umfassen- 
deren gegeben seien. Aber aus der Begründung dieses Zusatzes ist 
zu ersehen, daß die Zustimmung dadurch nicht entwertet werden 
sollte, sondern daß der Verein, seinem (irundsatze gemäß, sich nur 
nicht in die Gefahr begeben wollte, im Falle eines Scheiterns der 
Bruck'schen Politik den mittelstaatlichen Bestrebungen zu dienen. 
Der Zusatz besagte nämlich, daß ohne solche Bürgschaften die vor- 
geschlagene Union nichts als ein Vorwand werden könne, partikula- 
ristische Tendenzen zu fördern.^) 

In der Tat ging der Verein in seinem Eifer für die Pläne Brucks 
so weit, daß sein Präsidium selbst unter den österreichischen Indu- 
striellen, so im nioderösterreichischen (Jewerbeverein. für sie durch 
Vorträge warb.M 

Auch die einttii ['»reiche Auirsburger Allgemeine Zeitung machte 
für die Zolleinigung von dem ersten Tage an bereitwilligst durch 

») A. A. ZtK. Nr. 2iiU (Beilagol Tom 2^1 Oktober ls49. 
«) A. A. Ztg. Nr. :5B1 (Beilage) vom 27. November 1S41». 
») A. A. Ztg. Nr. .VX) u. ^HT vom 1. und 8. Dezember is40. 
*) A. A. Ztg. Nr. 3ü() vom 2<i. Dezember 184Ü, 
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Korrespondenzen und Berichte über die Lage Stimmung. Sie war es, 
die die Kunde von Brucks Hervortreten auf dem Bankett der Eisen- 
bahn- Verwaltungen der deutschen Presse vermittelte. Sie begrüßte 
den Artikel vom 2t). Oktober aufs lebhafteste. Sie meldete in opti- 
mistischer Weise alle wahren wie angeblichen Fortschritte des Unter- 
nehmens. 

„Die Hand aufs Herz^, schrieb sie am I.Februar 185(), „wer 
hätte sich vor einem halben Jahre auch nur träumen lassen, daß 
Österreich, dessen (leschicke damals noch so dunkel waren, schon 
so bald in einer der nichtigsten Fragen, an welche selbst die deut- 
sche Nationalversammlung zu Frankfurt a. M. kaum ernsthaft zu 
denken, noch viel weniger frisch die Hand zu legen wagte, für die 
volle handelspolitische Einheit Deutschlands und Österreichs die Ini- 
tiative ergreifen werde V und wenn man auf der anderen Seite jety^t 
ebenso umsichtig, entschieden und mutig entgegenkommt, so besteht 
kaum noch ein Zweifel, das große Ziel der Handelseinigung, ein Werk 
von unberechenbarer Tragweite, werde bälder erreicht werden, als 
man vor kurzem auch nur zu hotFen wagte". 

Ein badischer Korrespondent schilderte in ihr am 8. Dezember 
1849 die „Abgespanntheit", die sich des politischen Lebens in seinem 
Kleinstaate bemächtigt hatte: „Die Karlsruher Zeitung konnte noch 
so regelmäßig die Berichte des deutschen Verwaltungsrates drucken, 
selbst konservative Leser legten diese Artikel unberücksichtigt bei 
Seite. Das Ausschreiben des deutschen Reichstages nach Erfurt fand 
gegen sonst keine Teilnahme, kaum noch Beachtung .... Man fragt 
sich höchstens teils mit Furcht teils mit Hoffnung, ob es bald wieder 
eine Revolution - gilbe, und dies mit steter Hinweisung nach Westen, 
unserem politischen Iterometer .... Eine baldige, Segen und Wohl- 
stand bringende Zukunft ahnend, begrüßte man freudig den von 
(isterreich aufgestellten Entwurf einer Zolleinigung .... Alle hofften 
baldige Hülfe durch Anschluß Österreichs an den Zollverein^. 

Freihändler und Schutzzöllner, so behauptete sie unter Benifung 
auf die Stimmung in der Freihandelspartei zu Hamburg wie auf Zu- 
schriften derjenigen zu Frankfurt an die österreichischen Mitglieder 
der Bundeszentralkommission, träten für Brucks Vorschläge in ganz 
Deutschland ein. ,.Das mächtige Oebiet, das durch die Zolleinigung 
dem Verkehr erschlossen würde, erklärt diese Erscheinung des Ein- 
klanges de|: Anhänger zweier Systeme, die sich sonst übei*all auf 
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den Tod bekämpfen".') VAn neues Absatzgebiet winke beiden 
Parteien. 

Die Hellmalerei der dem österreichischen Ministerium erge- 
benen deutschen Presse konnte indessen schwerlich darüber hinweg- 
täuschen, daß eine entschiedene, sieghafte Bewegung für sein Pro- 
gramm nirgend wo sich entwickelte. Kühler und offenbar zutreffender 
als die dienstbeflissenen Korrespondenten der Augsburger Allgemeinen 
Zeitung kennzeichnete Fürst Felix Hohenlohe die öffentliche Meinung 
um die Jahreswende dahin: ..Die Auffassung des Planes fanden wir bei 
den österreichischen Industriellen ungefähr auf dieselbe Weise aus- 
gesprochen, wie dies in Deutschland der Fall ist : Stimmen dafür 
und Stimmen dagegen : je nachdem die Sonderinteressen gestört oder 
gefördert erscheinen, spricht sich die Meinung dagegen oder dafür 
aus. Fiin bestimmteres Urteil hat sich jedoch zur Zeit weder in Öster- 
reich noch in den diesseitigen Staaten gebildet, da weder die Vor- 
lagen der Regierungen schon so weit gediehen sind, noch auch die 
besonderen Verhältnisse der Staaten schon jet/t so genau erhoben 
wären, um auf sie einen die ganze gegenseitige Sachlage erschöpfen- 
den Anspruch bauen zu können."^) Und doch müssen wir wohl 
auch dieses nüchterne, zurückhaltende Urteil Hohenlohes, soweit es 
sich auf die österreichische Industrie bezieht, noch einschränken. 
Diese regte sich, soMeit die regelmäßigen Berichte der Augs- 
burger Allgemeinen Zeitung einen t'berblick darüber verschaffen, 
zum überwiegenden Teile vorerst überhaupt nicht Nur einzelne 
(iruppen äußerten sich, und zwar mit Ausnahme der Tiroler Seiden- 
und Vorarlberger Baumwollen-Manufakturen durchweg feindlich. Es 
waren die Betriebe, die, verzogen durch Verbote und hohe Schutz- 
zölle, vielfach den heimischen Markt gar nicht behaupten konnten, 
wenn fremde Waren ins Land kamen. Oder es waren Grenzfabriken, 
die vom Schmuggel lebten, oder der Widerspruch rührte von national- 
tschechischen (Gesichtspunkten her. Von einem kräftigen und freudigen 
Wiederhall des Bruckschen Programms im österreichischen Industrie- 
und Handelsleben darf man nicht sprechen. Hinter Brück stand nicht 
das wahi-e Bedürfnis und der dringende Wille der erwerbenden 
Kreise des Staates. Auch nach dieser Seite hin hafteten seinem Vor- 
gehen ebenso bedenkliche Schwächen au wie durch den Mangel zu- 

*j A. A. Ztg. Nr. .Vs vom 27. Februar l^öo. 
") A. A. Ztg. Nr. s vom s. JHnner 1«50. 



- 27 — 

treffender Abwägung der politischen Momente. Brück selbst fühlte 
das sehr rasch heraus. Er war voreilig vor die Öffentlichkeit ge- 
treten. Der neue österreichische Tarif hätte durchberaten, genehmigt 
und der österreichischen Industrie auferlegt sein müssen, ehe man 
den Willen zu einem so starken Umschwung der österreichischen 
Handelspolitik aller Welt verkündete. Aber die Kommission, die ihn 
beriet^ kam nur mühsam voran ; ob sie schließlich mehr Erfolg haben 
würde als ihre Vorgängerinnen, durfte billiger Weise daheim wie in 
I)eut.schland gefragt werden. Brück hoffte die Frager wenigstens be- 
ruhigen zu können. Am 10. November bracht« die Wiener Zeitung 
jenen Vortrag Hocks vom April mit den allgemeinen Grundsätzen 
für die Tarifrevision, die die Kommission angenommen hatte : ein- 
leitend bemerkte sie, daß nun wohl die Besorgnisse des Inlandes vor 
einem Übergang zum Freihandel wie die des Auslandes, ob Öster- 
reich sich mit Deutschland wirklich vereinigen wolle, durch die 
Grundsätze verscheucht werden müßten.») Die Wirkung war doch 
nicht die eriioffte und konnte es kaum sein. Inzwischen behielt der 
politische Gegner Österreichs, behielt Preußen Zeit, die Möglichkeiten 
des Bruckschen Vorgehens abzuschätzen, die Gefahr zu erkennen 
und die langsame Arbeit der österreichischen Tarifkommission aus- 
zunützen, um auf dem diplomatischen Felde wettzumachen, was Öster- 
reich auf publizistischem etwa gewonnen hatte. 

„Es ist die Frage aufgeworfen worden," hat Brück Ende des 
Jahres D!«49 in einer Denkschrift geschrieben, „weshalb die in der 
Wiener Zeitung veröffentlichten Vorschläge zur Anbahnung einer 
Österreichich-deutschen Zolleinigung nicht gleich in diplomatischem 
Wege mitgeteilt worden seien? Es ist darum geschehen, weil vor 
Einleitung einer fruchtbaren diplomatischen Verhandlung ein Zoll- 
system hingestellt werden muß, das zwar selbständig ausgearbeitet 
und zunächst für die österreichischen Bedürfnisse berechnet doch 
nach seinen leitenden Prinzipien venvandt und gleichariig mit den 
im größten Teile Deutschlands bestehenden sei*^.*) 

Dieser eine Satz wirft ein helles Licht auf alles, was von 
Berlin aus im Xovember und Anfang Dezember unternommen wurde, 
um Brück das Spiel zu verderben. 

^) Die bei der Rcvisiou den üsterreichiacheu Zolltarife leitenden Orandsätze. 
(I^ilage za) : Die Denkschriften des k. k. österreichischen Handels- Mlnist^rinms. 
^) Die Denkschriften des k. k. österreichischen Handelsmini^teriams, 



— 28 - 

In Berlin waren die leitenden Persönlichkeiten, anscheinend vor 
allem auch Graf Brandenburg, geneigt, das österreichische Vorgehen 
nicht ernst zu nehmenJ) Man fand, daß ^die Emission von Zeitungsarti- 
keln bis jetzt nicht der gewöhnliche Beginn handelspolitischer Ver- 
handlungen zu sein pflegte '\') und in der Ankündigung sah man einen 
der mannigfachen SchachzUge Schwarzenbergs gegen die Unionspolitik 
und glaubte nicht daran, daß die handelspolitische Frage von nun 
an den Mittelpunkt der deutschen Politik Oesterreichs bilden, ihr 
Hauptangriifsfeld gegen Preußen werden sollte. Zwei Männer dachten 
anders darüber; es waren eben die, deren Stimme den Ausschlag 
gab: der preußische (Gesandte in Wien und Rudolf von Delbrück, 
der erst wenig über 32 Jahre zählte, vor kurzem zum vortragenden 
Rat ernannt worden war, aber infolge ungewöhnlicher Tüchtigkeit 
und persönlicher (iewandtheit im preußischen Handelsministerium 
schon großen Einfluß ausübte. 

Bemstortt' berichtete schon am 3U. ( >ktober seiner Regierung in 
Berlin ausführlich, daß die Zolleinigung in Oesterreich aus in seiner 
eigenen Lage gegebenen Eirunden ernst gemeint sei: es brauche die 
Hilfe Deutschlands gegen Itußlalid, den Markt Deutschlands, um selbst 
zur materiellen Entwicklung zu kommen. L'm aber in Deutschland 
mit dem nötigen Tebergewicht sich geltend machen zu können, müsse 
es darauf bestehen, daß die ganze Monarchie mit dem Zollverein 
verbunden werde. Durch sein 8chwei*gewicht wolle es Preußen in 
Deutschland fortan i)olitisch erdrücken; das sei der Grundgedanke 
schon der Reichsverfassung vom 4. Mfirz, jetzt sei es der seiner 
Handelspolitik. ,,Das österreichische Kabinett sieht Preußen als den 
alleinigen Faktor von wahrer politischer und kommerzieller Bedeu- 
tung im übrigen Deutschland an, was Preußen mit Osterreich will, 
scheint ihm unbedingt erreichbar, und wenn beide sich vereinigen, 
wird Osterreich den Widerstand der anderen Staaten gering achten 
und rücksichtsloser als irgend eine andere Macht selbst zur Besei- 
tigung der Souveränitäten seine Hand bieten. Jede Ablehnung Preu- 
ßens wird Wien daher als bösen Willen betrachten und ihm die 
Schuld am Mißlingen der Einigkeit zuschreiben'^.') Kommt Preußen 
entgegen, so wird Osterreich zu Kompensationen bereit sein. Bem- 

M Delbrück 1, 2;".!. 

-*) Schwäbischer Merkur Nr. "jr» vom 2\l .lünnev I>^."»o, 

^1 Zimmermanu, .srMi. 
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stortf wünscht4? offenbar, daß seine Regierung in die Verhandliinp: 
über solche sich einlassen möchte, (lehe mau erst daran, die Din^^e 
schwarz auf weiß festzustellen, so werde sicher sehr weni^ von den 
jetzigen Redensarten übrig bleiben und ()sterr(»ich sich schließlich 
allen von Preußen als unabweislich für seine Kxistenz betrachteten 
Bedingungen fügen, weil es den Anschluß an Deutschland wirklich 
als wirtschaftliches Bedürfnis fühle. Er war der Schöpfer des Interim, 
daher sprach sein (ilaube an die Vertrilglichkeit der beiden (Groß- 
mächte aus seinem friedlichen Rate. 

Anders wünschte Delbrück das \'erhalten Preußens. Er schützte 
die politische Gefahr höher ein, die dnrcii den Plan Brucks Preußen 
in Deutschland bereitet werden könnte. Daß der IMan, ^^schon vom 
Beginne seiner Ausführung an, dem Zollverein eine selbständige 
Handelspolitik unmöglich machte und Preußen jeder eigenen Aktion 
beraubte, schadete ihm außerhalb Preußens sehr wenig, die schutz- 
zöUnerischen Bestrebungen in Süddeutsciiland und die politischen 
Tendenzen der Mittelstaaten fanden bei ihm ihre Rechnung".') J)arum 
durfte Pi'eußen nicht erst, so schloß Delbrück, die österreichischen, 
Vorschläge als (irundlage von Verhandlungen annehmen, sondern 
mußte ihnen sogleich mit einem selbständigen Programm begegnen, 
und dieses Programm mußte aus dem „i)hautastischen" Programm 
der Wiener Zeitung dessen „unleugbar gesunde", d. h. die in Deutsch- 
lands öffentlicher Meinung werbekrältigen (iedanken herausgreifen 
und Preußens Bereitwilligkeit, über sie sich zu einigen, erklären. 
Demgemäß ließ Delbrück-) im Preußischen Staatsanzeiger vom 7. No- 
vember 1H49 einen vom Handels- und Finanzminister genehmigten 
Artikel zur Antwoil auf die Wiener Zeitung vom 2<i. Oktober er- 
scheinen. Dieser Artikel faßte die „Hauptgesichtspunkte der Wiener 
Vorschläge, soweit sie die eigentlichen Handelsverhältnisse betrafen, 
abgesehen von der für die Ausführung vorgezeichneten Form in 
folgende Sätze zusammen: 

1. gegenseitiger zollfreier Austausch der (»inheimischen Hoh- 
erzeugnisse und Nahrungsstotfe, einschließlich der rohen Metalle. 

2. gegenseitige Begünstigung bei der Einfuhr der beiderseitigen 
Manufakturerzeugnisse, unter gleichzeitiger Annäherung der beider- 
seitigen Tarifsätze für diese Artikel, 

>) l»elbräck I. 251. 

'^j Nicht von der Hevilt. wie Zimmermann .iOO angibt. 
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3. Befreiung des geKenseitigen Transits, 

4. Annäherung der Sätze für die beiderseitigen Finanzzölle. 
Der Artikel akzeptierte diese Sätze als den Ausdnick des Zieles, 

dessen Erreichung für beide Teile die nächste Aufgabe sein müsse. 
Er führte aus, daß hei der Behandlung der gegenseitigen Einfuhr 
fabrizierter Waren, wie sich auch die beiderseitigen Tarifsätze für 
die Einfuhr aus dritten Ländern stellen möchten, beiderseits von den 
Sätzen des bestehenden Zolltarifes auszugehen sei, er verhehlte die 
Sch\sierigkeiten nicht, welche im Zollverein das Zollwesen auf den 
konventionellen Flüssen der wünschenswerten Befreiung des gegen- 
seitigen Transits entgegenstellte, und er wies nach, daß für die An- 
näherung der Finanzzölle, soweit dieselbe erforderlich sei, um den 
Schleichhandel mit verzollten Waren zu verhindern, nicht mehr viel 
zu tun bleibe. Vereinbarungen über Münzen, Maße und (Gewichte 
über Handels- und Seerecht, über Flußschiffahit, Post-, Eisenbahn- 
und Telegraphenwesen nahm er mit Freuden an. Dagegen lehnte er 
alle über diesen Rahmen hinausgehenden Verabredungen ab ; er hielt 
es weder für möglich, noch für nötig, zukünftigen Entmcklungen 
ihre Regel vorzuschreiben".!) 

Entsprechend diesem Artikel erhielt (rraf Bemstorff ,,noch im 
Laute des November Weisung, ungeachtet dessen, daß die Wiener 
Regierung amtlich noch nicht an Preußen herangetreten war, zu er- 
kennen zu geben, daß die bei früheren (ielegenheiten öfters betätigte 
Bereitwilligkeit Preußens zu einer kommerziellen Annäherung an 
Osterreich unverändert fortbestehe, und wir bestimmten Vorschlägen 
mit Interesse entgegensähen".*) Was Delbrück vorschlug, entfernte 
sich in der Tat nicht von der Grundlage, die schon Motz für eine 
handelspolitische Vereinbarung des Zollvereins mit Osterreich vor- 
gesehen und in die Wege geleitet hatte. Zugleich aber traf die 
preußische Regierung, und wahrscheinlich in ihr Delbrück wiederum 
an erster Stelle, erfolgreiche Vorbereitungen, der österreichischen 
Proßagitation in Süddeutschland durch Oesterreich feindliche Blätter 

') Delbrück I, 251 2. 

-) Daß Bernstorff schon im November iiiKtraiert wurde, sagt allerdings 
nur Delbrück I, 252, und er erwähnt nicht die Depesche an Bernstorff vom 
7. IJ^zember; so kann ein Irrtum vorliegen. Er ist aber nicht wahrscheinlich. 
Denn einmal sagt Delbrück ausdrücklich. Bernstorff solle nur „zu erkennen 
geben", anderseits zwingt Schwarzenbergs Depesche an Prokcsch vom 7. Dezember 
vorauszusetzen, daß schon ein vorläufiger Austausch mit Bernstorff vor der 
preußischen Note vom 7. Dezember stattgefunden hatte. 
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ont^efjen zu wirken. Sie bediente sich dafür insbesondere des viel- 
jielesenen Schwäbischen Merkurs, wußte sojrar in die dem österrei- 
chischen Interesse dienende Auirsburjrer Allgemeine Zeitung einzelne 
Artikel zu bringen, fand aber auch sonst namentlich in der wUrttem- 
bergischen Presse sowie in allen der Union freundlichen Blättern 
bereitwillige Hilfe. Diese streuten Verdächtigungen gegen Oesterreichs 
Absichten aus: „timeo Danaos et dona ferentes,') und stellten die 
Vorschläge „nur als eine in die Oeffentlichkeit geworfene Idee"«) 
und als nicht ernst geraeint hiiiJ) Osterreich mag nur sagen was 
es will, ehrlich und offen, wie man hier (in Berlin) die Sache auf- 
genommen hat. Dann wird sich zeigen, wer von beiden es ist, der 
an alles und wer an nichts denkt".') 

In etwa hatten damit die beiden (Irotimächte, die damals auf 
dem Felde der deutschen Politik einander wie in befestigten I^ern 
gegenüberstanden, ihre Laufgräben Jeder an des andem Stellung 
hei'angeführt ; zu einem Sturm war (»s noch nicht gekommen: aber 
er oder eine freundliche Vereinbarung mußte nun unmittelbar bevor- 
stehen. Osterreich hatte Mitte Oktober zuerst mit den Vorbereitungen 
begonnen, es war ihm gelungen Preußen zu überraschen. Aber man 
kann nicht sagen, daß es vier bis fünf Wochen später, Ende No- 
vember, noch im Vorsprung war. Die (legenwehr, die Delbrück im 
Auftrage des preußischen Ministeriums eingeleitet liatte, war, wie 
aus seinen Aufzeichnungen hervorgeht, nur gedacht, die handels- 
politische Wirkung des Bruckschen Vorgehens in den deutschen 
Wirtschaftskreisen abzuschwächen. Ks wurde indes.sen damit wesent- 
lich mehr erreicht Denn um Brück die Sympathien des deutschen 
Wirtschaftslebens zu entziehen, und die Preußens vor Erschütterungen 
zu bewahren, hatte Delbrück Verhandlungen für nötig erklärt ; indem 
er dabei nur Österreich und Preußen als Verhandelnde im Sinne 
hatte, und demgemäß Bernstorff angewiesen wurde, geriet Osterreich 
in eine überaus peinliche Zwickmühle. Die Rücksicht auf die handels- 
politische Stimmung in Deutschland gebot wohl, daß man das schein- 
bare Entgegenkommen Preußens nicht von der Hand wies; aber 
Schwarzenbergs deutsche Politik war in jenem Augenblicke mehr als 

») A. A. Ztg. Nr. Hl 7. Beilage vom V\. November 1h4U. 
») A. A. Ztg. Nr. au» vom 1.'». November 1841». 
») Vgl. Prokesch Briefe. Uh) (4. November 1841»). 
*) Schwäbischer Merkur Nr. 2S vom 29. Januar IS.')(». 
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je «Gegenüber der prealiischeu Unionspolitik dazu verpflichtet, sich 
nach außen hin als Freund und Förderer der deutschen Mittelstaaten 
zu zeifren : ihre (lunst war verscherzt, zum mindesten ihre Eifersucht 
p:ereizt wenn man sich über die handelspolitischen Angelegenheiten 
mit Preußen allein zu verständigen antieng. Es rächte sich schon, 
daß man mit der publizistischen nicht zugleich die diplomatische 
Initiative ergriffen hatte. Aller Vorteile, die diese bot, hatte sich 
Preußen bemächtigt:») es konnte dadurch das Gebiet, auf dem es 
sich in Verhandlungen einlassen wollte, nach seinem Belieben be- 
stimmen und abgrenzen (nur Herlin und Wien sollten teilnehmen, 
keine anderen deutschen Itegierungen heyrangezogen werden) und 
konnte obendrein dem Gegner auch noch auf dem nicht von ihm 
gewählten Felde die Unbequemlichkeiton der ersten Eröffnung zu- 
muten. Natürlich li()rte Preußen nicht darauf, als Schwarzenberg 
Bernstorff bemerklich machte : „Es handelt sich nicht bloß, wie 
Preußen meint, um eine kommerzielle Annälierang an den Zoll- 
verein^ sondern um (une /oll* und Handelseinigung mit ganz 
Deutschland im vollen Sinne des Wortes".') Im Gegenteil noch ehe 
Schwarzenberg diese Meinung mit vollem Nachdruck durch seinen 
eigenen Gesandten in Berlin wiederholen ließ — er schrieb an diesen 
erst am 7. Dezember — tat ihm Preußen seine gegenteilige Absicht 
nunmehr in aller Form durch eine offizielle Depesche kund, die 
genau den Standpunkt der ersten Weisung an Bernstorff festhielt. 

Brück faßte den Sinn dieser Depesche in einem Schreiben voll- 
kommen zutreffend dahin zusammen: „Die preußischen Anfragen 
bewegen sich auf einem so engen Felde, daß die kaiserliche Regie- 
rung meines Erachtens sich nicht bewogen fühlen kann, ihr auf das- 
selbe zu folgen. Und auch hier läßt sie ihren Gesandten ohne In- 
struktion, ans der auf ihre Endabsicht geschlossen werden könnte ". ') 



') Graf Brandenburg an den (trafen Renard in (Troti-Strehlitz am JJu. De- 
zember is4i> .W. A.i: „r>ie Reihe zu sprechen ist nun an Osterreich, an uns 
soU ('S gewiß nicht lieiren. wenn nichts zustande kommt". 

*) Schwarzenberg an Prokesch 7. Dezember 1X40 (W. A.) 

') Brück an Kraus. :Mk Dezember 1S4U. (W. A.) 
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II. Abschnitt. 

Die Eroffnang der diplomatischen Terliandlungen durch 

Österreich. 

(Ende Dezember 1849 bis zum Frühjahr 1850.) 

Die preußisclie Note vom 7. Dezember zwang die österreichische 
Diplomatie, ihre Stellung neu zu orientieren. Alsbald fand ein Mei- 
nungsaustausch zwischen den Ministem des Handels, der Finanzen 
und des Auswärtigen statt. Sie stimmten darin überein, daß Öster- 
reich, wie Kraus sich ausdrückte, nicht, wie die preußische Note 
meinte, die Annäherung au den Zollverein ki kommerzieller Bezie- 
hung wünschen durfte, sondern „die Begründung einer gemeinsamen 
Staats- und Volkswirtschaft für Osterreich und Deutschland, die 
Verschmelzung der beiderseitigen Interessen und den vollständigen 
Anschluß Österreichs in Zoll und Handel an ganz Deutschland^' ver- 
langen mußte.M Der politische Charakter der Aktion trat jetzt also 
auch in den Ansichten der österreichischen Minister deutlicher her- 
vor. Die preußische Regierung hatte sich der Mitwirkung an dem 
Unternehmen, noch ehe man es von Wien aus recht eingeleitet hatte, 
versagt. Man konnte ohne sie zu keinem endlichen Erfolge kommen. 
Das Ziel mußte immer bleiben, sie zu gewinnen. Preußens Stellung- 
nahme zu dem Bruck'schen Plane besiegelte nur, was Schwarzenberg 
auf allen anderen (Jebieten gleichzeitig beobachtete, und was uns 
auch durch das Zeugnis Bernstorflfs bestätigt wird,*) daß Preußen 
das Interim nicht sinngemäß auszuführen bereit war, sondern seine 
kleindeut.sche Politik mit Union und Zollverein unentwegt weiterführte. 

*) Kraus an Schwarzenberg 17. Jilnner 1850 (W. A.) Der Satz ist selt- 
samerweine bis'^t wörtlichen Uebereinstimmang einzelner Satzglieder einem 
der einleitenden Sütze der Denkschrift Bruck's vom 80. Dezember 1849 nach- 
gebildet. 

*) Bemstorff S. 111. 
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Nach (lor Moinun? Kübocks war die Haltunjr Preußens dem 
(isterreichischen Handelspro^^ramm «rejrenüber bestimmt durch deren 
Beziehungen zur allfremeinpolitischen Laj^e. Hier sei nun ein für Oster- 
reich ungünstiger Wechsel dadurch eingetreten, daß nach der Beschwö- 
rung der preußischen Verfassung durch König Friedrich Wilhelm IV. 
am 0. Februar dessen ^Kigenwille^ in den Hintergrund getreten sei, 
so daß man nicht mehr auf seine Persönlichkeit und „seine bekannten 
defühlsansichten" Hoffnungen bauen dürfe, sondern es nun mit einem 
parlamentarischen Beamtentum zu tun habe.') Anderseits konnte auch 
Osterreich eine Preußen entgegenkommende Bichtung handelspoli- 
tisch nicht mehr einnehmen, wenn es politisch schon im Januar 1850 
mit den Teilhabern des späteren Vierkönigbiindnisses über einen 
bayrischen Entwurf der künftigen Verfassung Deutschlands in Ver- 
handlung stand.^) 

Unter diesen Umstünden entschloß sich Schwarzenberg einer- 
seits dazu, sich den deutscheu Xlittelstaaten zu nähern, die eben 
im Begriffe waren, sich unter einander zur Abwehr der Union zu 
verständigen. Anderseits wollte er noch einmal, diesmal mit dem 
schweren Oeschützc der Diplomatie, den Versuch emeuem, die öffent- 
liche Meinung, das gemeindeutsche Fimpfinden gegen Preußen auf- 
zurufen. Als Mittel hiezu wählte der Fürst die durch das Interim 
ins Leben gerufene provisorische deutsche Bundeskommission in 
Frankfurt als rechtskräftig tätiges deutsches Zentralorgan. Die Kom- 
mission, die erst soeben durch die verspätete Ankunft des preußi- 
schen Kommissars ( Jeneral Peucker in Tätigkeit gesetzt wurde, schien 
ihm umso geeigneter, als ihre Inanspruchnahme zugleich für die 
Annäherung an <lie Mittelstaaten nutzbar gemacht werden konnte. 
Schwarzenberg wünschte, daß die Kommission eine allgemeine deutsche 
Zollkonferenz berufen sollte. Iss mußte Preußen schwer fallen, ihr 
die Befugnis dazu abzustreiten, da das Interim ausdrücklich den 
Regierungen die Möglichkeit ihrer Interessenwahrung bei der Kom- 
mission vorbehielt. 

Demgemäß wurde von den österreichischen Ministem beschlossen, 
an die Bundeskommission den Antrag zu richten, daß sie eine Zoll- 
konferenz berufen möge, die man sowohl zum Druck gegen Preußen 
benutzen wie als Vertreterin der gemeindeutschen Wirtschaftsinteressen 

*) Beer, Handelspolitik .V20. Kübeck au Schwarzenberg 10. Februar ls."»o. 
*) Beer, Haudolspolitik ."h^o. Kübcck an Schwarzenberg lu. Febraar l*<öi). 
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j?ej2:eü das von Preußen in Aussicht genommene Erfurter Unions- 
parlament vor der öffentlichen Meinung ausspielen wollte. Zu Grunde 
sollte den Verhandlungen der Konferenz eine Denkschrift gelegt 
werden, die Brück bis zum 30. Dezember unter Mitwirkung von 
Kraus herstellte.*) Schwarzenberg wollte sie allen Regierungen auf 
diplomatischem Wege überreichen, und sie ihnen durch die Bundes- 
kommission noch ein zweites Mal unterbreiten lassen. Der Gedanken- 
gang der Denkschrift ist, soweit er den Anschluß Oesterreichs an 
Deutschland befürwortet derselbe wie in dem Artikel vom 26. Ok- 
tober : er behauptet, daß die schutzzöllnerischen Bestrebungen hüben 
wie drüben dasselbe Ziel verfolgten. Nur hatte Brück für die Frei- 
händler der Küste damals noch kein kräftigeres Lockmittel gewußt 
als Annäherung der Finanzzölle. Jetzt betonte er, daß die schutz- 
zöllnerischen Zugeständnisse, die sie machen müßten, für sie durch 
die Eröffnung eines 70 Millionen Menschen zählenden Hinterlandes 
und den Rückhalt an einer wahren europäischen Großmacht sowie 
durch sofortige Herabsetzung der Flußzölle auf ein Minimum nach 
dem Beispiele Frankreichs, Belgiens und Hollands ausgeglichen wer- 
den würden. Auch die Grundsätze für die Ausführung seines Planes 
hatte er inzwischen nicht wesentlich geändert: energische Inangriff- 
nahme der nicht mehr abzuweisenden Tarifreform durch die Regie- 
rungen müsse ohne Zwangsmittel zur Einigung führen. Österreich 
beweise den nötigen Nachdruck. Es wünsche sich des Ernstes der 
anderen zu versichern. Deshalb und weil Handel und Gewerbe nichts 
so Not tue, wie (iewißheit über die handelspolitischen Maßnahmen 
der nächsten Zukunft, wolle es vertragsmäßige Vereinbarungen. Bei 
diesen würde es sich vorerst — was freilich nicht ausdrücklich gesagt 
ist, aber doch wohl aus der Neuformulierung der Vorschläge vom 
2(). Oktober zu entnehmen ist — den vom preußischen Staatsanzeiger 
gemachten Vorschlägen Preußens möglichst anpassen, jedoch verlange 
es außer der Freiheit des Durchgangsverkehrs und der Zollbefreiung 
der Roher/eugnisse und Nahrungsstoffe auch noch die Befreiung der 
Halbfabrikate, sowie die gegenseitige Erleichterung der Grenzbewa- 
chung, die Regelung der Flußschiffahrt und Ermäßigung der Fluß- 
zölle (die Delbrück für sehr schwierig erklärt hatte), endlich die 

*) Kraus an Schwarzenberg 17. Jänner 185U (W. A.): Danach hatte Bmck 
einige von Kraus gewünschte Aonderungen an seiner Denkschrift vorgenommen, 
er hob die von ihm fttr Oesterreich von der Zolleinigung erwarteten Vorteile 
weniger hervor, um zu vermeiden, daß man von Oesterreich Kompensationen 
verlangte. 
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l{ep:elung der «:eineinsamen Post-, Eisenhahn-, Telegraphen- und 
Dampfsehiffahilslinien. Die Periodisierun«i: der Annäherunj? über diese 
ersten Sehritte hinaus wurde von Brück aufgeji^eben, weil sie keinen 
Anklang gefunden hatte. Die Regierungen sollten sich statt dessen 
verpflichten, durch die mehrere Jahre ständig zusammenbleibende 
Zollkonferenz baldmöglichst die Zollbefreiung auch für alle (lanz- 
fabrikate derjenigen Industrien erklären zu lassen, die beiderseits 
ebenbürtig entwickelt wären. Ebenso solle durch die Konferenz die 
weitere Ausbildung des gemeinsamen Schiffahrtssystems, die Anbah- 
nung einer gemeinsamen Handelsvertretung im Auslande und über- 
haupt eine (Jemeinsamkeit in der gesamten Handelspolitik verti'ags- 
mäßig festgesetzt werden. Die Zoll Vereinigung selbst wurde, „wie 
wünschenswert auch in prinzipieller Hinsicht'* jetzt wie im Oktober 
als noch zu langwierig nicht in den Vertrag eingeschlossen. ^Auf 
diesem Oebiet«", «o schloß Knick diese Darlegung gleich der frü- 
heren, ,, sowie überhaupt in der Auffassung der deutschen Politik von 
der volkswirtschaftlichen Hasis aus, liegen die innigsten Ausgleichungs- 
punkte für die Differenzen und die Zerwürfnisse, liegt wohl selbst 
der Angelpunkt für eine mögliche zweckmäßige Regelung aller öster- 
reichischen und deutschen Verhältnisse". 

Die geschickt und mit Wärme entworfene, vortrefflich geschrie- 
bene Denkschrift hatte zwei wesentliche Mängel. Auch ihr konnte 
der neue östeiTeichische Tarif noch nicht beigelegt werden, der allein 
eine wirkliche Unterlage für Verhandlungen hergeben konnte : Brück 
wagte ihn auch nicht früher als bis zum Mai in Aussicht zu stellen, 
tatsächlich ist er viel länger unvollendet geblieben. Was half die 
Kritik der Denkschrift an dem System des preußischen Tarifs von 
1818, so lange kein österreichischer ihn ersetzte V Sodann war die 
Sprechweise der Denkschrift längst nicht genügend auf die poli- 
tischen Ansprüche der Mittelstaaten zugeschnitt^^n. Soweit dachte 
Brück wenigstens in seinem berufsmäßigen (Gesichtskreis als Leiter 
des Handelswesens politisch, daß er doch unwillkürlich mit den 
wirtschaftspolitischen (iruppen Deutschlands als pjuheiten operierte 
und sich nicht vortäuschte, daß die einzelnen Regierungen für sich 
und außerhalb derselben viel vermöchten. Damit aber trat er dem 
Selbstbewußtsein der Regierungen, das zu umschmeicheln gerade der 
Gedanke des leitenden Ministers war, augenfällig zu nahe. Schwarzen- 
berg achtete anscheinend weniger als der Finanzminister auf den 
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Wortlaut der Denkschrift, erst nach ihrer Versendung w urde er auf 
das Unheil der ungenügenden Berücksichtigung der Mittelstaaten 
aufmerksam gemacht.') 

Man hatte Grund in Wien zu überlegen, ob es klug war, nun- 
mehr zugleich die Diplomatie in Bewegung zu setzen. Man war darauf 
angewiesen, daß die Mittelstaaten ihre Mitwirkung nicht versagten. 
Diese waren mehr als je mit sich selbst beschäftigt. Die Unterhand- 
lungen über ihre Vereinigung zu gemeinsamem Auftreten in der 
deutschen Politik, unabhängig von Preußen wie Osterreich, drängten 
dem Abschlüsse entgegen, (iewiß waren sie im Augenblick vorzüglich 
auf die Abwehr der Union gerichtet, die durch Ausschreiben von 
Reichstags wählen den letzten Schritt zu ihrer Konstituierung einge- 
leitet hatte. Aber die Vereinigung sollte doch auch dem vorbeugen, 
daß man von der Scylla in die C-haribdis geriet; und so mußte es 
den Mittelstaaten unerwünscht sein, ehe sie zum Abschluß unter sich 
gekommen waren, zu den Vorschlägen Schwarzenbergs Stellung nehmen 
zu sollen. Indessen Schwarzenberg hoffte wohl bestimmt, daß sie ihm 
wenigstens ihre Zusage alsbald erteilen, wenn auch noch nicht Ver- 
treter abordnen würden, und so ließ er die Rücksicht auf die öffent- 
liche Meinung Deutschlands, die Eile anriet, den Ausschlag geben. 
Immer noch sah er ja den Wert der Bruck'srhen Pläne vor allem 
darin, daß sie der Unionspolitik das Spiel in der Nation verderben, 



*) Nämlich die Staaten, deren Selbständigkeit^gcfUhl gegen die beiden 
QroÜmächte jetzt gerade lebhaft za Tage trat, wie Ba\ern und Sachsen, lasen 
aus dem Pasaus der Denkschrift: „Es tritt eine allgemeine Zollkonferenz za- 
sammen, zu welcher Oesterreich und die vei-schiedenen deutschen Handelsgruppen 
ihre Bevollmächtigten und Stellvertreter mit genügender Vollmacht entsenden", 
die Meinung heraus, Preußen allein solle als Vertreter des Zollv<'reins auftreten. 
Hferin konnte sie wohl noch eine a dere Stelle der Denkschrift bestärken: „Auch 
dürfte es als zweckmäßig erscheinen, in der Hauptsache nur die verschiedenen 
deutschen Zoll- und Handelsgebiete bei der Zollkonferenz vertreten zu lassen, 
und zwar soviel tunlich, nach dem Umfange und der Bedeutung dieser ( lebiete, 
wobei es jedoch jedem deutschen Staat unbeuommen bleiben müßte, seine lle- 
präsentanten bei der Zollkonferenz zu habju. um Xufschlüsse und Erläuterungen 
zu geben^ und die Interessen dos Staates zu wahren". Daher mußte die besorgten 
Regierungen, wie Delbrück I, 2.V2 berichtet, erst ein Artikel der Wiener Zei- 
tung vom 22. Februar beruhigen, Oesterreich lege den größten Wert darauf, 
daß die Vertretung jeder (rruppe je naoh dem Umfang und der Bedeutung ihres 
Gebietes ermessen werden möge und daß jedem der deutschen Staaten das Recht 
vorbehalten bleibe, durch besondere Bevollmächtigte seine Interessen zu wah»*en. 

Da mir das Original der Denkschrift nicht vorlag, so ist es möglich, daß 
in den für die Propaganda in der öffentlichen .Meinung veranlaßten Ausgaben 
der Bruck'sclien Donkschriften «lie angeführtvju Stellen ui-sprünglich noch un- 
voi-sichtiger gefaßt waren und erst auf den erwähnten Widerspruch hin veton- 
chiert wurden. 
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die Nation von den preußischen Plänen durch die viel großartiger 
entworfenen österreichischen ablenken konnten. Ein geheimes 
Schreiben, das Schwarzenberg der amtlichen Weisung an seine Kom- 
missare in Frankfurt zur Eröffnung der Aktion zum Geleite gab, 
gewährt uns dafür ein beweiskräftiges Zeugnis. Er schrieb : „Nach 
seiner innigen Überzeugung wird die durch unsere Denkschrift 
angebahnte Handels- und Zolleinigung mit Deutschland die sicherste 
Grundlage für die politische Einigung abgeben, die wir anstreben, 
vor der Hand aber eine größere Hilfe für die Ausgleichung der 
schwebenden Fragen bieten. Je früher diese Denkschrift an die Höfe 
und zur Kenntnis der öffentlichen Meinung gelangt, desto leichter 
regelt sich auch unsere Stellung gegenüber Preußen, die aus dem 
Urteile der öffentlichen Meinung großen Nachdruck schöpfen wird. 
Welches Gewicht aber auch die provisorische Bundeskommission als 
solche durch die Leitung dieser Angelegenheit gewinnt, fällt in die 
Augen. Es gibt dermalen keine Fi-age, die tiefere und ausgebreitetere 
Wurzeln in Deutschland fassen könnte. Ich empfehle demnach Euer 
Exzellenz regen Eifer in dieser Sache, damit was wir tun, noch Zeit 
gewinne, vor den Wahlen zum Erfurter Reichstage auf die 
öffentliche Meinung zu wirken".*) 

Schon Anfangs oder Mitte Januar verständigte der Fürst ins- 
geheim die Frankfurter Kommissare, Kübeck, den vormärzlichen 
Finanzminister und Vertrauten Metternichs, und Schönhals, damit 
sie sich gegen alle Einwendungen ihrer preußischen Mitkommissare j 

im voraus wappneten. Ein Einwand war, auch wenn Preußen nicht ' 

sofort die Zuständigkeit der Kommission grundsätzlich bestritt, mit ! 

Sicherheit zu erwarten, nämlich sein Anspruch, im Namen aller im ! 

Zollvereine verbündeten Regierungen über die österreichischen An- i 

träge auf der Konferenz zu verhandeln. Im Grunde gab ihn schon ! 

Brucks Denkschrift den Preußen an die Hand. Es ist bemerkenswert, ' 

wie leicht sich Schwar/enberg über den Einwand durch eine Inter- 
pretierung der Legitimation Preußens zur Vertretung des Zollvereins ] 
in einem diese beschränkenden Sinne hinwegsetzte: die Frage, so ] 
instruierte er die beiden Kommissäre am 20. Januar, sei nicht rein j 
materieller Natur, sondern von höchster politischer Bedeutung. Am ( 
26. Januar wurde dann sowohl den Kommissaren, wie allen deutschen i 
Ilegierungen außer iVeußen die Denkschrift mitgeteilt. Die Regie- ; 



') Wiener Archiv. 



— 39 -^ 

rungen ersuchte man, „ungesäumt sachkundige Vertreter ihrer Inte- 
ressen zu einer Beratung über unsere Anträge zu versamraeln*^.^) 
An Kübeck und Schönhals wurde geschrieben : „Für die Lösung 
einer solchen Aufgabe konnte es nicht als genügend erscheinen, uns 
mit der königlich preußischen Regierung allein über diesen (iegen- 
stand in eine spezielle Verhandlung einzulassen. An dem obersten 
Zentralorgan des Bundes ist es, die Einleitung einer Verständigung 
über diese wichtige ganz Deutschland gemeinsame Angelegenheit zu 
übernehmen."^) Die Kommissare hatten die ^Vorschläge der Bundes- 
kommission mitzuteilen und von derselben zu erwirken, daß selbe 
zur Kenntnis sämtlicher (ienossen des Deutschen Bundes gebracht, 
und diese eingeladen werden, auf unsere Anträge einzugehen und 
zu dem raschen Zusammentritt eines Handels- und Zollkongresses 
die Hand zu bieten^. 

Erst einen Tag später, am 27. Januar übersandte 8chwarzen- 
berg die Denkschrift auch an Prokesch zur l'berreichung in Berlin. 
Schon diese Behutsamkeit wirft ein unzweifelhaftes Licht darauf, 
welche Auslegung man dem Herantreten an die Bundeskommission 
gegeben wissen wollte, obwohl Preußen in ihr über dieselbe Stimmen- 
stärke verfügte wie Osterreich. Die Note aber, die Schwarzenberg 
der Denkschrift hinzufügte, war die bis jetzt hinausgeschobene Ant- 
wort auf die preußische Note vom 7. Dezember. Sie wies das preußi- 
sche Anerbieten zu Verhandlungen zurück ohne weitere Begründung 
in schrotter Kürze mit dem Hinweis auf die erfolgte t'berweisung 
der wirt^chaftspolitischen Angelegenheit an die Bundeskommission : 
„Es handelt sich nicht bloß, wie Preußen meint, um eine kom- 
merzielle Annäherung an den Zollverein, sondern um eine 
Zoll- und Handelseinigung mit ganz Deutschland im vollen Sinne 
des Wortes, daher nicht von speziellen Unterhandlungen 
mit Preußen allein die Rede sein kann, sondern Verhandlungen 
mit den gesamten deutschen Bundesgenossen einzuleiten 
sind. Deshalb hat die kaiserliche Regierung sich an das Zentral- 
organ des Bundes gewendet und diesem ihre Vorschläge mitge- 
teilt, damit es sie prüfe, allen Bundesgenossen mitteile und die 
letzteren einlade, ohne Zögern sachkundige Verteter ihrer Interessen 
zur Beratung darüber zu versammeln".') Am letzten Tage des Monats 
unterrichtete Schwarzenberg auch das ihm wie Preußen verbüi^dete 

') ") »; *) Wiener Archiv. 
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Rußland von seinem Vorgehen iu Frankfurt durch seinen (iesandten 
von Buol: „Wir hegen die innige Überzeugung, daß unsere Vor- 
schläge die Ausgleichung der jetzt schwebenden und so verwickelten 
politischen Fragen wesentlich erleichtern, und daß eine Handels- und 
Zolleinigung, wie wir sie anstreben, die sicherste Grundlage für eine 
politische Einigung und somit eine Bürgschaft filr die Erhaltung des 
Friedens geben werde".^) 

Bald nachher wurde der Kommission wegen der Wirkung auf 
die öffentliche Meinung und nicht ganz dem Willen der Bruck'schen 
Denkschrift gemäß noch ein weiterer österreichischer Vorschlag (nach 
kaiserlicher Genehmigung vom 2. November 1849) auf ein gemein- 
sames österreichisch - deutsches See- und Handelsrecht*) unter Zu- 
grundelegung eines Memorandums vom 12. Februar 1849 des vor- 
maligen Reichsministers des Handeis Duckwitz vorgelegt. 

Wenn außerdem am 25. Februar 1850 die allgemeine deutsche 
Wechselordnung in Österreich eingeführt wurde, so sollte auch dies 
dem österreichischem Vorhaben zur Stärkung gereichen. 

Soweit Schwarzenbei^ auf eine augenblickliche Wirkung ge- 
rechnet hatte, ging sein Schlag völlig in die Luft. Es kam keine 
frische Bewegung in die Presse. Im Gegenteil brachte der schwäbi- 
sche Kurier») aus der in Berlin erscheinenden deutschen Reichs- 
zeitung z. B. die folgenden Bedenken : „Wer sollte die Grenze von 
etwa tausend Meilen bewachen? Die österreichischen Zoll- und Grenz- 
beamten bei ihrer schlechten Besoldung sind durch und durch be- 
stechlich und verderbt Wie sollten die Zollerträgnisse verteilt werden? 
Nach der Kopfzahl. Das wurde nur den zerrütteten österreichischen 
Finanzen aufhelfen (seine Zolleinnahme wäre von 22 Millionen auf 
das Doppelte gestiegen) auf Kosten Deutschlands, da die Konsump- 
tionsverhältnisse ganz verschieden sind. Es gibt in Österreich viel- 
leicht 15 Millionen Menschen, die nie im Leben eine Schale Kaflee 
oder Thee trinken, noch weniger ausländische Weine genießen, die 
ausländische Luxus- oder überhaupt Fabrikwaren gar niemals l)e- 
ziehen, also zu den Zolleinnahmen nichts beitragen.^ 

Was die Augsburger Allgemeine Zeitung in diesen Wochen an 
bemerkenswerten Berichten über die Stellungnahme der ludustrie 

*) Wiener Archiv. 

") (lothaisoher Hofkalender, isöl. 

■) SchwÄbisoher Kurier Nr. 4H vom 24. Februar l^äij, 
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sammelte, betraf überwiegend Österreich. Die österreichische Regie- 
rung drängte ihre Industriellen offenbar, endlich mit größerem Eifer 
sich zu äußern. Diese beeilten sich meist auch jetzt noch nicht sehr. 

Aber die industrielle (Gruppe, auf die es wesentlich ankam, die 
böhmische, sprach sich nun doch in einer Denkschrift vom 10. Fe- 
bruar aus. Den mitteleuropäischen Handelsbund, Brucks letztes 
schwärmerisches Ziel, lehnte sie ab. Wenn aber politische Interessen 
die Vereinigung mit Deutschland») nötig machten, so wollte sie sich 
mit ihr abfinden unter der Voraussetzung, daß sofort feste Verein- 
barungen mit dem Zollverein über die zukünftigen Zollsätze getroffen, 
bis zu deren Einführung der Industrie eine genügend lange Vorbe- 
reitung gewährt und als Entgelt ein ausreichender Schutzzoll gegen 
das gesamte übrige Ausland zugesichert werde.*) 

Die Denkschrift der böhmischen Industriellen fühlte nämlich 
aus : ;,Da8 gegenwärtige österreichische Zollsystem soll nur zu (iunsten 
eines etwa aus politischen Gründen notwendigen Zollanschlusses an 
Deutschland aufgehoben und in diesem Falle für die Erzielung dieser 
Zoll- und Handelseinigung ein gemeinschaftlicher Tarif gemeinschaft- 
lich beraten und in der Art festgesetzt werden, daß darin der ein- 
heimischen Arbeit gebührender Schutz gesichert werde. 

„Es ist eine unab weisliche Notwendigkeit daß der Übergang 
zu dieser Einigung durchaus nicht in der in den bekannten ministe- 
riellen Vorschlägen beantragten Ausdehnung stattfinde. Die Verhand- 
lung des Anschlusses sei vielmehr sofort einzuleiten und nach deren 
Resultat seinerzeit der Moment der erfolgenden Einigung in ange- 
messener Frist voraus bekannt zu machen, als nötige Richtschnur 
für die Industriellen, ßis zu diesem Zeitpunkt aber sei mit Ausnahme 
der Aufhebung der Zölle auf Rohprodukte und etwa von (in der 
Denkschrift besprochenen) Verbesserungen des Zolltarifs unser bis- 
heriges Zollsystem nicht nur ganz aufrecht zu erhalten, sondern auch 
durch Verbesserung der Douane dafür zu soi^n, daß es insbeson- 
dere in unserem Italien, wo der Unfug des Schmuggels zum Nach- 
teil des Staates und der einheimischen Arbeit in einer beispiellosen, 
alle (xesetze verhöhnenden Weise überhand genommen habe, zur 

'j ls4:t hatte die böhmiscli-oiähiischc Industrie die KiitMchoiditni^ i^ci^on 
die Kübeckschen Reformen «gegeben : vgl. Iteer Handelspolitik '*m. 

*) Diese Denkschrift ist abgedruckt in der A. A. Ztg. Nr. .'»5 vom 'il>. 
Februar IS^ö. 
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Wahrheit werde durch nachdrückliche Beschützung unserer 
Grenzen". 

Die übrigen Äufierungen aus den österreichischen Kreisen 
kamen so vereinzelt und alimählich, daß sie schwerlich Eindruck 
machten. Am zurückhaltendsten verhielten sich die gewerbetreibenden 
Kreise, die noch an zünftlerischen Anschauungen hafteten. So riet 
der niederösterreichische Gewerbeverein, das jetzige Zollsystem 
„zweifelhaften Theorien nicht zu opfern . . ,'^, jedoch stimmten auch 
sie zu. „Mag man österreichischerseits auch geneigt sein, den dies- 
seitigen Markt der schrankenlosen Mitbewerbung der deutschen In- 
dustrie zu überlassen, um die gewünscht« Einigung mit Deutschland 
zu verwirklichen, eines steht fest die künftige Handelspolitik des 
vereinigten Zollgebietes dürfte sich in keiner Weise von dem für 
Österreich als Lebensbedingung erkannten Prinzip des ausgiebigen 
und ^^irksamen Schutzes der inländischen Industrie entfernen.^) Eine 
Adresse vorarlbergischer Industriellen meinte „das Handelsministerium 
m(%e die gedachte Segensfttlle nicht allzurasch auf einmal zu- 
messen".^) 

Umgekehrt zeigten sich die agrarischen Alpengebiete sehr er- 
freut, weil sie für den Export fabrizierten. Auch die Pester Handels- 
kammer lobte das Werk ; ungarische Rohprodukte könnten leichter 
verkauft. Erzeugnisse billiger gekauft werden. Ungarn würde nicht 
mehr auf die Fabrikanten einiger Kronländer angewiesen sein.') 
Entsprechend äußerten sich auch die hoch entwickelten Industrien, 
wie die Ileichenberger Tuchmacherzunft: „Da die Ueichenberger In- 
dustrie die deutsche Konkurrenz in ihrer heutigen Entwicklung 
nicht mehr zu fürchten habe, so wäre die Zolleinigung nicht nur 
ohne Nachteil für sie. sondern zu ihrem sehnlichsten Wunsche ge- 
worden ".*) 

Der Linzer „Verein zur Unterstützung und Beförderung der 
Industrie und Gewerbe in Innerösterreich, ob der Enns und Salz- 
burg" ) und ebenso die 42 oberösterreichischen Sensenge werke über- 
reichten dem Handelsniinister eine anerkennende Adresse : „Der 
Entschluß der hohen Staatsregierung, nicht eine bloße kommerzielle 

') A. A. Ztg. Nr. HHi vom 10. April \h:ak 

') A. A. Zt«^. Nr. HO vom 20. April 1J^50. 

") A. A. Ztj,'. Nr. .{21 vom 17. November ts50. 

*j A. A. Ztg. Nr. (U vouj 2. März iKA). 

^) A. A. Ztg. Nr. S4 vom 25. März IH5i), 
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Annäherung Österreichs an den Zollverein, sondern eine neue ge- 
meinsame Grundlage der ökonomischen Verhältnisse und der ganzen 
Volkswirtschaft für Österreich und das ganze Deutschland zu be- 
gründen, hat die oberösterreichischen 8ensenhammergewerke mit um 
so lebhafterer Freude erfüllt, als wir, wie dem hohen Ministerium 
bekannt ist, bereits seit einer langen Reihe von Jahren der hohen 
Staatsvenvaltung über die Notwendigkeit einer Reform des Zollwesens 
zum Behufe der Zolleinigung mit Deutschland >^iederholte dringende 
Vorstellungen gemacht hatten. Kaum hat ein Industriezweig der 
Monarchie durch die kommerzielle Isolierung Österreichs so sehr 
gelitten, als die für unser Land so hochwichtige Sensenfabrikation ".>) 

Die preußische Regierung hatte es daher leicht die österrei- 
chische Note, die Prokesch ihr am 2. Februar überreichte,*) ebenso 
liebenswürdig hinzunehmen wie vorerst beiseite zu legen. Prokesch 
meldete am 5. Februar :*) „Hier ist nur eine Stimme über die Wichtig- 
keit und Großartigkeit dieses Schrittes^. Er glaubte an eine beifällige 
Äußerung Preußens, aber nicht an dessen Aufrichtigkeit Am 7. Fe- 
bruar») berichtete er weiter, Graf Brandenburg, der Ministerpräsident 
habe ihm erklärt, die Zollsache sei an das Handelsministerium ver- 
wiesen worden. ,,Graf Westmoreland (der englische Gesandte) er- 
klärte mir. man ziehe preußischerseits die Kompetenz der Bundes- 
kommission in der Zoll- und Handelseinigungssache in Zweifel. Ich 
erwiderte ihm, daß mir Graf Brandenburg darüber nichts gesagt, 
und daß ich diesen Zweifel nicht für wahrscheinlich hielte, da der 
Bundeskommission unmöglich das Recht abgestritten werden könnte, 
einen Vorschlag an die sämtlichen deutschen Regierungen zu senden 
und sie zur Beratung darüber aufzufordern". 

Noch am selben Tage überreichte der preußische Minister des 
Äußern Graf Schleinitz Prokesch eine erste schriftliche Erklärung 
auf die Note vom 27. Januar. Es hieß darin i^) „Je mehr man aber 
diesseits die Wichtigkeit dieser Angelegenheit ihrem Umfange erkennt, 
um so angelegentlicher glaubt man der näheren Prüfung und Er- 
wägung derselben, in Rücksicht auf das gemeinsame deutsche Interesse 
und in Hinblick auf das Verhältnis Preußens zu den mit ihm im 

'i Preuliischer Staatsanzeii^or Nr. 1*21 vom 4. Mai \x'ii)^ 
-I Delbrück I. iäi. 
^) *) ^) ^Viener Archiv. 



_i4- 

Zollverein verbundenen Regierungen, die ganze Sorgfalt widmen zu 
müssen, welche die Bedeutung des Gegenstandes erheischt" 

Schwarzenbei-g beauftragte unter dem 14. Februar seine Ge- 
sandten bei den Höfen der Königreiche außer Preußen diesen Re- 
gierungen die aufschiebende Äußerung Preußens mitzuteilen und die- 
selbe dahin zu erläutern, daß Preußen sich ihrem Inhalt zufolge ;,als 
der Vertreter der gemeinsamen deutschen Angelegenheiten betrachtet 
Verschiedene andere uns noch außerdem zugekommene Äußerungen 
lassen darauf schließen, daß Preußen nur mit Zögern auf unsere Vor- 
schläge eingehen dürfte. Euer Exzellenz wollen daher dahin zu wirken 
trachten, daß von Seiten der (respektiven) Regierung durch die Er- 
klärung der Teilnahme, welche sie unseren Plänen widmet, auf deren 
Förderung ein günstiger Einfluß genommen werden woUe*^. 

Es fehlte Schwarzenbei^ auch nicht an Anlaß, die preußische 
Note zu einem Drängen auf Antwort bei den mittelstaatlichen Re- 
gierungen zu benutzen. Denn diese hatten bisher mit wenigen Aus- 
nahmen nicht oder ausweichend sich erklärt Bayern, auf dessen 
Stellung es vorzüglich ankam, ei^riif die Gelegenheit die ihm die 
unklare Äußerung der Bruck'schen Denkschrift über die Berechti- 
gung aller Regierungen zur Teilnahme an der Zollkonferenz bot nm 
zunächst um Aufkläi-ung in Wien zu bitten. Sachsen benahm sich 
ebenso zurückhaltend: der dortige (Jesandte, Graf Kuefstein. ver- 
mutete nur»), daß der Minister des Inneren für die Vorschläge sei, 
der Finanzminister aber fürchte von dem Aufheben der Zollschranken 
einen Kassenausfall. Selbst diese Auskunft konnte er erst Ende Fe- 
bruar geben. Vorher hatte er zum Tröste l)erichtet*) der Eindruck 
der Denkschrift sei so vorzüglich, daß selbst die (Leipziger) Deutsche 
Allgemeine Zeitung, seit Anfang des Jahres in offenem Kriege mit uns, 
ihr einen anerkennenden Ailikel widmet^*. Von den Mittelstaaten waren 
Württemberg und Dannstadt sehr entgegenkommend. In Stuttgart ver- 
trat der Gesandte l^ron Handel mit regstem Eifer die österreichi- 
schen Interessen. Er schrieb am 5. Februar'): „Der König sowohl 
als Freiherr von Wächter (der ^Unisterpräsident) bauen die schönsten 
Hoffnungen auf unsere Vorschläge betreffend die Handelseinigung ; sie 
zollen denselben die größte und ungeteilteste Anerkennung." Am 15. 

*) Kacfsteiii an Scliwar/.enberg 2n. I^bruar lxr»o. (W. A.; 
") Kuefstein an Schwarzenberg r». Februar ISäO. (NV. A.) 
•) AViener AroMv, 
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Februar berichtete er auch von günstigen Äußerungen des Finanz- 
ministers'): „Die in den Zeitungen enthaltene Nachricht daß Preußen 
die Beratung unserer Vorschläge nicht der Zentraikomnüssion über- 
tragen will, ist hier mit Befremden aufgenommen worden, nur darin 
scheint man der preußischen Begierung Recht zu geben, daß sie sich 
vorerst mit den Mitgliedern des Zollvereins bespreche.^ 

Ähnlich gute Nachrichten sandte Leykam aus Darmstadt am 
4. Februar-): „Minister Gauß äußerte seine lebhafte Freude über 
das Eintreffen dieser, wie er sich ausdrückte, auf dem einzigen Wege, 
jenem der materiellen Interessen, eine Peinigung Deutschlands an- 
bahnenden Vorschläge." 

Nur galten Württemberg und Darmstadt nicht was Bayern und 
Sachsen galten, und dies umsoweniger, als sich der dritte der süd- 
deutschen Staaten, l^den, ihnen nicht anschloß, sondern sich durch 
den Mund seines klugen Finanzministors Ilegenauer wesentlich vor- 
sichtiger ausdrückte: Österreichs Ideen über Schutzzoll seien viel 
richtiger als die im Zollverein herrsehenden. Der Großartigkeit der 
Idee wurde, wie der Gesandte Plülippsberg am 4. Februar schrieb, 
alle (Gerechtigkeit gelassen. Aber vom Standpunkt der badischen 
Finanzen lägen Bedenken vor: Galizien, Ungarn, Istrien konsumieren 
nur eigene, aber keine fremden Produkte. Ihr Beitritt brächte dem 
Zollverein nichts ein, die österreichischen Finanzen würden dabei 
nur gewinnen." 

(länzlich fielen die österreichischen Vorschläge bei den Regie- 
rungen nördlich des Mains zu Boden. Menßhengen. der (Gesandte für 
Frankfurt und beim Nassauischen Hofe, berichtete ) wohl von dem 
günstigen Eindrucke, den die Vorschläge in der Bevölkerung machten. 
Gleichzeitig aber verwies er auf die „wachsende Tätigkeit der Preußen- 
freunde, um den Anschluß Frankfurts an den preußischen Sonder- 
bund herbeizuführen". Außerdem sei eine Autorität auf dem zoll- 
politischen (lebiete, der grh. hess. (Jeh. Rat Biersack, Chef der Frank- 
furter Zoll Vereinsdirektion, bemüht^ ..die Durchführung der öster- 
reichischen Vorschläge als eine Unmöglichkeit darzustellen und ihre 
praktische Tragweite auf den bloßen Abschluß eines Handelsvertmges 
zwischen Österreich und Deutschland zurückzuführen.*) 

Hessen-Kassel bezeichnete Graf Hartig am 6. Februar •) als einen 
preußischen Filialstaat der eben seinen früheren Minister Schenk, 

*) *) ') *) *) Wiener Archiv. 
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einen Kleindeiitscheu, nach Frankfurt schicke. r)ie kurftirstiiche Re- 
j^iernn^ worde erst dann Österreich foljren, wenn andere vorausj^iugen. 
Amtlich t43iite daher auch der Ministerpräsident Wintzinj^erode llartig 
am 13. Februar*) mit, daß Kurhessen die Pläne prüfen und dann 
darüber mit seinen Zollverbündeten ins Benehmen treten werde. 

Braunschweijr verdiente die Bezeichnung eines preußischen Filial- 
staates damals eher noch als Hessen. Der ( Gesandte in Hannover 
Kreß fasste seine Beobachtungen in die Worte, es bestiltige auch 
diesmal .,nur, daß es seine Politik ganz jener Preußens unterordnete 
und in jeder Frage nur mit dem Berliner Kabinett zu gehen pflegt. "^^^ 

Der Hauptstaat des Steuervereines ließ sich vorderhand Über- 
haupt zu keiner Äußerung veranlassen. Jedenfalls fehlt in den öster- 
reichischen Akten jeder Bericht über ihn. Vielleicht sah er das öster- 
reichiche Unternehmen nur daraufhin an, daß das Endziel soviel Auf- 
sehens doch nur eine Verständigung mit Preußen über die Köpfe 
des Zollvereins und der Mittelstaaten hinweg sein werde. Wahrschein- 
lich aber beobachtete er Schweigen, weil er damit beschäftigt war, 
seinen Austritt aus der Union herbeizuführen und nicht ein neues ver- 
wirrendes Moment in die Situation einführen wollte. 

Oldenburg, der zweite Staat des Steuervereines, übergab Kreß 
am 26. Februar*) eine Note, die ,jZwar guten Willen, jedoch unter einer 
Masse Phrasen die Hindernisse andeutet, welche aus den eigentüm- 
lichen Zollverhältnissen des (iroßherzogtums hervorgehen. — Olden- 
burg steht in Bezug auf das Zoll- und Handelswesen in sehr ver- 
schiedenen Verhältnissen, da es nicht nur mit den getrennten (iebiets- 
teilen des Landes an drei gesonderten Zolleinigungen, dem preußi- 
schen Zollverein, dem Steuerverein mit Hannover und dem Holstein- 
schen Zollverbande beteiligt ist, sondern außerdem noch Rücksichten 
auf die verbündeten Regierungen durch den Vertrag vom 2^». Mai 
1849 nehmen muß." 

Politisch am freiesten in ihrer Bewegung waren in den Wochen 
nach Empfang der österreichischen Note unter allen Regierungen die 
Hansestädte. Keine dringliche Aktion nahm sie in Anspruch. So 
gingen sie denn auch am bestimmtesten aus sich heraus. Von ihnen 
war Lübeck auf Preußen angewiesen. Hamburg und Bremen hatten 
sich der Union ebenso wie Lübeck angeschlossen, aber nicht so willig, 
und sahen ihre politische Selbständigkeit seitdem gefährdet. Sie 

*) *} Wiener Archiv. 
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fühlten sich handelspolitisch noch nicht unfähig, zwischen ()sterreich 
und Preuüen zu wühlen, und Relang die gemeindeutsche Handels- 
einigung, so versprachen sie sich, datt auch der politische Druck, 
den Preußen auf sie austibte, wieder weichen würde. Die Berichte 
des Gesandten Grafen Lützow mit ihren Heilagen unterrichteten über 
die Stimmungen und Hoffnungen besonders Hamburgs auf Beste. Als 
vereinzelte, wenn auch nicht belanglose Stimme konnte Lützow einen 
Brief des früheren Reichsministers und nunmehrigen Bremischen 
Senators Duck wit^ vom 5. Februar*) mitteilen. Er drückte darin seine 
Freude darüber aus, daß die kaiserliche Regierung Hand an das Werk 
lege, einen großen mitteleuropäischen Handelskörper ins Leben zu 
rufen. Er sei überzeugt, daß die Sache sich machen lasse. Die ge- 
meinsame Vertretung Deutschlan<ls im Auslande solle schon in die 
erste Periode kommen ; denn man könne die materiellen Fragen von 
den politischen nicht trennen, sie verflechten sich bei der Vertretung 
im Auslande in solchem Maße, daß man sie nicht getrennt zu denken 
vermöge.') Ein böser Umstand sei, daß Deutschland noch 7 ver- 
schiedene Zollwesen habe : Außer Osterreich den Zollverein, den 
Steuerverein, Holstein, Mecklenburg und die drei Hansotädte. Hütte 
man diese nur erst unter einem Hut, so würden die in der Denk- 
schrift enthaltenen V'orschlJlge in der Ausführung leicht zu fördern 
sein; wie wolle man aber Tarifermllßigungen und Grenzverkehrs* 
erleichterungen, z.B. zwischen Österreich und dem Steuerverein vor- 
nehmen? 

Unter dem lö. Februar'*) sandte Lützow an Schwarzenberg einen 
zusammenhängenden Bericht : „Die norddeutschen Kaufleute sind ent- 
schieden freihändlerisch und für kommerzielle Selbständigkeit. Jeder 
größere deutsche Zollverein müßte mehr oder weniger auf den Grund- 
sätzen des Schutzzollsystems beruhen und eben deshalb ist man in 
Hamburg jedem Anschluß an einen solchen Zollverein im allgemeinen 
ziemlich abgeneigt. 

') Duckwitz verstand also anter gemeinsamer- Vertretung im Ausland 
diplomatische Konsuln. — Brück hatte in einer etwas unklaren Form „die An- 
bahnung einer gemeinsamen Handelsvertretung im Auslande und überhaupt 
eine Gemeinsamkeit in der gesamten Handelspolitik" geplant. — Duckwitz war 
auf seine Ansicht wohl gekommen durch den diplomatischen Schriftwechsel, 
den er lft4S mit Schwarzenberg über eine Vereinigung der deutschen und öster- 
reichischen Konsulate gehabt hatte. Vergl. das Schreiben Schwarzenbergs an 
Menshengen darüber vom 20. Dezember 1*^4*^ in Duckwitz, Denkwürdigkeiten 
270 ff. 

*) Wiener Archiv. 
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Im Fallo, (laß die kommerzielle UiiabhäD^igkeit in die Länge 
nicht haltbar sein dürfte, wird man sich am liebsten demjenigen 
Zollverein anschließen, welcher mit dem liberalsten Tarife das aus- 
gedehnteste Zollgebiet vereinigt''. 

Lützow meint jedoch, das ist der Sinn seiner weiteren Aus- 
führungen, daß zur Zeit die (resichtspunkte des Handels durch poli- 
tische Erwägungen, d. h. durch die Furcht vor Preußen zurückge- 
drängt wurden. 

„Anläßlich des Erfurter Parlaments besorgen die Norddeutschen 
die Bildung eines preußisch-norddeutschen Bundesstaates mit Inkor- 
poration von Hamburg und Mecklenburg in den preußisch-deutschen 
Zollverein^. 

In ihrer Furcht würden die Hambui^er die Österreicher gern 
unterstützen. Indessen ,,die kleindeutsche Partei erklärt die Verwirk- 
lichung des Bruck'schen Projekts für unmöglich und die anderen 
entzogen sich nicht der Einsicht, daß diese Behauptung der Wahr- 
scheinlichkeit nicht entbehre: (Österreich würde keineswegs seinen 
Willen so rasch durchsetzen, daß Hamburg daraus politischen Nutzen 
ziehen könnte. 

„Man kann nicht glauben, daß dieselben Parteien, welche sich 
auf dem politischen Boden scharf gegenüberstehen, schon jetzt ge- 
neigt sein könnten, sich auf dem (iebiet der materiellen Interessen 
freundlich die Hand zu geben." 

Immerhin erteilte Hamburg im März seinem Bevollmächtigten 
für den Verwaltungsrat der Union eine ()stenTich nicht ungünstige, 
freilich auch nicht vielverheißende Instruktion, falls die handelspoli- 
tische Frage dort zur Sprache gebracht werden würde. Dr. Kirchen- 
pauer, der LS48 Hamburg im volkswirschaftlichen Ausschuß zu Frank- 
furt beim Reichsministerium vertreten hatte und es auch 1866/07 
noch bei den Beratungen über die Verfassung des norddeutschen 
Bundes vertreten sollte»), entwarf sie, und Lützow verschaffte sie 
sich für Schwarzenbei^.') 

^Österreichs Vorschläge' so führte sie aus, y, gehen im wesent- 
lichen dahin : Anbahnung einer Zolleinheit unter allen deutschen um! 
allen österreichischen, nicht italienischen Staaten in drei Perioden. — Im 
ganzen genommen ist durchaus kein (irund vorhanden, dem Vor- 

»> Delbrück I, 221. 
'^) Wiener Archiv. 
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schlage entgegenzutreten, wenngleich in den Vorschlägen selbst viel 
Unzweckmilßlges und selbst grobe Widersprüche enthalten sind. Aber 
der Plan an und für sich, ganz abgesehen von den Milngeln, ist ein 
großartiger — ein guter — ein zweckmäßiger — ein heilsamer. 

„Die Politik Österreichs ist dabei leicht zu durchschauen. Dem 
ganzen l^nionsapparat in Erfurt, Fürstenrat, Staatenhaus und Volks- 
haus zusammen, bleibt nach Feststellung der Unionsverfassung kaum 
irgend eine andere Kompetenz als die Regulierung der Zoll-, Handels- 
und Verkehrsverhältnisse, (ielingt es nun der Bundeszentralkommission 
in Frankfurt, das Leben zu fristen und, wie Osterreich will, die Re- 
gulierung gerade dieser \ erhältnisse von Erfurt weg nach Frankfurt 
zu verlegen? so bleibt in der Tat den Erfurter Unionsgesandten kaum 
mehr als eine nominelle Macht. Deshalb wird und muß Preußen die 
Vorschläge von der Hand weisen - oder verschieben und verzögern 
— eine andere Frage ist, ob Hamburg sich auch hierin der preußi- 
schen Politik anzuschließen habe. 

„Die Frage ist nicht ganz leicht zu beantworten. Um einiger- 
maßen aus dem politischen Wirrwarr herauszutreten, gedenkt man 
hier des Zwitterzustandes, in welchen Hamburg dadurch tritt, daß 
es sich den Anordnungen der Unionsverfassung über Zollwesen und 
auswärtige Vertretung vorläufig nicht fügt, weiter nicht. Die Frage 
ist vielmehr so zu stellen : Ist uns die Regulierung der Zollverhält- 
nisse durch das Erfurter Parlament oder durch eine Frankfurter 
Kommission ersprießlicher? 

„Bezüglich des Zollsystems macht Osterreich den Fortschritt 
vom Prohibitiv- zum Schutzzollsystem, verlangt aber von den Nord- 
seestaaten den Rückschritt vom Freihandel zum Schutzzoll. Hamburg 
kann nicht mehr isoliert bleiben, es muß entweder voller Freihafen 
(ohne \ 2 °/o >^oll) oder Schutzzöllner werden. Das erstere ist in 
Frankfurt am Main leichter zu erreichen mit Osterreich, da Preußen 
seine Häfen schützen muß, Osterreich aber den Freihafen Triest hat. 
Beim zweiten kommen in Frankfurt und Erfurt nicht Finanz-, son- 
dern Schutz-, nicht Wert- sondern (iewichtszölle in Betracht. Oster- 
reich spielt den aufrichtigen Schutzzöllner, Preußen den heuchleri- 
schen Freihändler. Das Zollgebiet reicht mit Osterreich bis zur Adria, 
sonst bis zum Main. Die Zollakte ist halb (iesetz, halb Vertrag. In 
Frankfurt ist man unabhängiger Staat und schließt nicht ab, wenn 
man seine Interessen gefährdet glaubt. In Erfurt muß man sich der 
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Majorität der Deputierten unterwerfen, wobei Hamburg' im Verhältnis 
1 : 200 steht. 

„Deshalb muß Hamburg sich einstweilen neutral verhalten, ganz 
im (Jegensatz zu Lübek, kommt aber die Sache zur Verhandlung, 
sich entschieden dafür erklären — die Sache in Frankfurt zu be- 
treiben." 

Von Hamburg, Württemberg und Darmstadt abgesehen, und 
auch sie verpflichteten sich zu nichts, beantworteten also die deut- 
schen Regierungen, Preußen so gut wie seine Gegner, die öster- 
reichischen Vorschläge in der Zeit, in der Schwarzenberg ihre Ant- 
wort zum Druck auf die öffentliche Meinung verwenden wollte, über- 
haupt nicht. Der FUndruck eines völligen Fehlschlags, der in uns dadurch 
entsteht, wird aber vollkommen, wenn wir zum Schluß unserer Um- 
schau noch darauf achten, wie der österreichische Politiker, in dessen 
Hände Schwarzenberg die weiteren Verhandfungen über die Vor- 
schläge Brucks gelegt hatte, wie Kübeck die Absicht seines Chefs 
aufnahm und beurteilte. 

Kübeck war gewiß der Mann, der, wie Ikuck am 28. Januar 
rühmend an ihn schrieb, „die Zollrefonn Österreichs und dessen 
kommerzielle Annäherung an Deutschland von jeher als eine seiner 
Lebensaufgaben sich gestellt hat, gleich keinem andern mit den Be- 
dürfnissen des Landes und mit allem dem vertraut ist was ihm nützt 
und frommt, worauf es bestehen muß und worin es nachgeben darf, 
und die nationalökonomische und politische Tragweite der Frage in 
allen ihren Verwicklungen klar durchschaut und die Mittel, sie zu 
lösen kennt. \) 

Umsomehr fällt ins (Jewicht, daß er nur mit innerem Wider- 
streben die Weisungen Schwarzenbergs empfing. Er verhehlte Brück 
in seiner Antwort nicht, daß Preußen, wenn es könne, sofort ablehnen 
werde ; wenn es lavieren müsse, doch nichts zu Stande kommen lassen 
werde. Die Bundeskommission sei von Anfang an als Organ so 
mangelhaft ausgebildet worden, daß sie nicht im Stande wäre, die 
ihr zugedachte Aufgabe zu fiirdern. Auch würde die preußische Ile- 
gierung den Widerspruch ausnützen, der zwischen der mit den Zoll- 
gruppen rechnenden Denkschrift Brucks und der die einzelnen Re- 
gierungen herbeirufenden Note Schwarzenbergs bestände. 

*) Beer, Handelspolitik, r»2:i. 
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Schwarzenber^ gegenüber wurde Ktibcck deutlicher und kriti- 
sierte die ganze Hereinzieliung des handelspolitischen Problems zur 
Zeit als politischen Fehler. „Die Angelegenheit an sich geht aus 
einer großartigen Idee hervor, die überall Teilnahme und Aufmerk- 
samkeit erregte, deren Ausführung aber gleichwohl nach meiner ge- 
ringen Meinung von der politischen gegenseitigen Stellung Preußens 
oder Österreichs mehr oder weniger abhängig ist, da diese beiden 
(iroßmächte in Übereinstimmung vielleicht Deutschland ordnen, im 
entgegengesetzten Fall aber alle von der einen oder andern Seite 
eingeleiteten Schritte gewiß gegenseitig lähmen und vereiteln 
könnend) 

Mehr noch als Schwarzenberg in Wien empfand Kübeck in 
Frankfurt, daß die preußische Politik weiter als je von der öster- 
reichischen sich entfernte. Er begann seitdem ernster und ernster 
darauf zu drängen, daß Wien air seine politische Kraft auf die deut- 
sche Verfassungsfrage sammle und über sie sich klar werde, nicht 
materiell abschweife und nicht bald mit Preußen, bald mit den Mittel- 
staaten Sonden^erbindungen suche. Tief verstimmt sprach er sich am 
9. März gegen Mette mich aus : „Von dem gewählten Wege durch 
die materiellen Fragen, insbesondere durch die formulierte Zoll- und 
llandelseinigung zur Lösung der deutschen Wirren zu gelangen, kann 
ich mir den gewünschten Fafolg weder versprechen noch verdeut- 
lichen. Abgesehen von meiner l'berzeugung, daß Preußen, welches 
die aicht schwer zu erkennenden Absichten der österreichischen Ke- 
gierung durchschaut, die Einwirkung der Bundeskommission und den 
Verein aller Bundesstaaten nicht zugeben wird; erscheint mir auch 
sonst der Zweifel nicht unbegründet, daß man bei einer Angelegen- 
heit, wo so viele entgegengesetzte und zerfahrende Interessen sich 
durchkreuzen, eher Zerwürfnisse als Vereinigung zu hoffen hat. Bei 
solchen (iegenständen ist es allerdings gut und notwendig, die Inte- 
ressenten zu hören und ihre gegenseitigen Erörterungen entwickeln 
zu lassen; aber ebenso dringend tritt das Bedürfnis dabei hervor, 
daß am Ende der Dinge eine vermittelnde und zu einem Ausspruche 
berechtigte Autorität vorhanden sei, welche durch ihren Ausspruch 
entscheidet. Man gelangt also auf diesem Wege wohl zu dem Er- 
kenntnisse des übrigens allgemein gefühlten Bedürfnisses einer poli- 

*) Beer, Handelspolitik, 521). 
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tischen Einij?ung und (iostaltunp:, aber schwerlich zur Befriedigunf? 
desselben."^) 

Die preußische Politik dajref^en lobte er dem alten Staatskanzler : 
„Die preußische Refrierunji: hat^ wie ich «glaube, die praktische und 
positive Seite der österreichischen Vorschläge festgehalten und auf 
diesem Boden die politische Tragweite der österreichischen Schritte 
l)eseitigt."*) 

Es war zur selben Zeit, daß in der Augsburger Allgemeinen 
Zeitung dem österreichischen Finanzminister vorgeworfen wurde, sein 
Preßorgan in Wien stelle sich öifentlich auf die Seite der Hochschutz- 
zöllner gegen die Einigung. Wo man also auch zusieht, kann man 
sich des Eindrucks nicht erwehren, daß dieses erste diplomatische 
Eingreifen Schwarzenbergs zu (Junsten der Bruck'schen Ideen auf 
einen allgemeinen Widerstand traf und sein Ziel deshalb verfehlen 
mußte. 

Überhaupt haftete dem ganzen Vorgehen der Fehler an, daß 
man nicht recht wußte, wo man einzusetzen hatte, um zum Ziele zu 
kommen. Mochte Brück zum Beginne seines Unternehmens idealistisch 
an ein Überbrücken der bestehenden politischen (iegensiltze, durch 
eine bloße in die Öffentlichkeit geschleuderte Idee, denken, so mußte 
doch Schwar/enberg sich daran begeben, den nüchternen diplomati- 
schen Weg von rnterhandlungen einzuschlagen. 

ilber die Zwiespältigkeit der (Überlegungen Schwarzenbergs 
äußerte sich Kübeck gegen Metternich : ,, Obgleich man uns von Wien 
aus nur sehr kärglich und beinahe gar nicht von den Absichten und 
Schritten des Kabinetts unterrichtet^ so scheint mir doch, insofern 
man überhaupt einen planmäßigen Oang voraussetzen kann, daß 
Osterreich zweierlei Wege einschlägt, um zu einer Einigung und 
politischen (iestaltung Deutschlands zu gelangen und gleichzeitig die 
Schritte Preußens zu vereiteln. Der eine Weg wird in der Auffassung 
und Belebung der materiellen Interessen, in der sogenannten /iOll- 
und Tarifseinigung gesucht. Aus der Form, in welcher diese Frage 
gelöst werden soll, nämlich durch P^inberufung von Bevollmächtigten 
aller Bundesstaaten mittelst der Bundeskommission läßt sich ab- 
nehmen, daß diesem (iange ein politischer Zweck zu (ii-unde liege. 
Es soll nämlich auf diesem Wege indirekt auch die Frage der poli- 
tischen (iestaltung, durch welche die Befriedigung der materiellen 

'j *) Beer, KUbeck und Metternich, x\\. 
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Interessen mehr oder weniger beding i^t, hervorgerufen und ihre 
Lösung im Gegensatze zu den Bestrebungen Preuftens bewirkt werden. 
Der andere Weg ist rein politischer Natur und soll durch das (legen- 
bündnis der Könige von Bayern, Sachsen und Württemberg, vielleicht 
auch Hannovers, unter den Auspizien Österreichs die deutsche Frage 
zur Lösung bringen." 

Wenn man eine methodische Einteilung machen will, so war 
die Wahl möglich zwischen Verhandlungen an der Bundeszentrale, 
mit Preußen allein oder mit allen Einzelstaaten. Schwar/enberg 
wandte sich dem Bunde zu; er wollte keine Sonderberatung mit 
Preußen, da dies ja gerade wieder auf den Weg des Bundestages 
geführt werden sollte ; ausschließlich Verhandlungen mit den übrigen 
deutschen Staaten aber wären von vornherein beeinträchtigt gewesen 
durch die ideale Konkurrenz der Bestrebungen der Union einerseits, 
des Vierkönigsbündnisses andererseits. Somit begab er sich gegen 
Preußens Verlangen von Sonderverhandlungen an die Bundeszentral- 
kommission. Dies konnte ihm aber auch bei den Mittelstaaten keine 
Freunde enterben. Denn gerade die Zoll- und Handelsangelegenheiten 
gehörten zu den Dingen, bei denen man im alten Bundestag auf 
den guten Willen emer jeden Regierung angewiesen \\'ar, und wobei 
auch auf den Kongressen des Zollvereins Einstimmigkeit notwendig 
war, während cben*hier im Interim der Anspruch seitens der Mittel- 
staaten auf Geltung ganz unbefriedigt blieb. Dieser Schritt der 
Überweisung an die Bundeskommission kann aber, was Preußen an- 
betrifft, auch in völlig entgegengesetztem Sinne aufgefaßt werden, 
wenn man von dem momentanen Gegensatz Erfurt: Frankfurt ab- 
sieht und ihn allgemeiner betrachtet. Schwarzenberg hatte sich damit 
auf den Boden der preußischen Wünsche nach Sonderverhandlungen 
begeben, da ja hier nur die Vertreter Österreichs und Preußens 
tätig waren ; und in Verfolgung der Metternichschen Prinzipien einer 
vorherigen Verständigung zwischen den beiden (Großmächten konnte 
wohl auch bei diesem Vorschlage einer Zolleinigung gemeinsam ein 
Druck auf die übrigen Kegierungen ausgeübt werden ; und jetzt war 
eine Durchführung eher möglich als im alten Bundestag, da gegen- 
wärtig verschiedene Staaten durch die ihnen geleistete Waffenhilfe 
Preußen verpflichtet waren und durch die Union doch noch im 
engcrem Konnex mit ihm standen, im Interim hingegen nicht ver- 

*) Beer, Kübeck und Mettemich, HS, 
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treten waren, so daß demnach ein Einverständnis beider leichter 
möglich war. Preußen aber schien die ihm durch die gemeinsame 
und alleinige Vertretung in der Bundeskommission gegebene Gelegen- 
heit, mit Österreich auf diesem Umwege doch Sonderverhandlungen 
eröffnen zu können, nicht einsehen zu wollen. 

In (Österreich behielt Brück, wenn er sich auch von Schwarzen- 
ben? einen anderen Weg führen ließ, doch immer die Angst vor 
Preußen. Dies spiegelt sich in seinen widerspruchsvollen Äußerungen 
gegen Kübeck. M 

Es schien sich aus dem ersten Anlaufe die Erkenntnis ergeben 
zu haben, daß der Plan der Zolleinigung nicht gewissermaßen über 
den Parteien auf Ausführung zu hoffen habe, sondern sich in das 
Detail politischer Erwägungen eingliedern müsse. 

Wie aus einem Schreiben Brucks an Kübeck vom 22. Februar 
1850, worin der Minister des Umstand gedenkt, „Daß die Dauer des 
Zollvereins gerade zu dem Zeitpunkt abläuft, mit welchem aller 
Wahrscheinlichkeit nach die österreichisch-deutsche definitive Zoll- 
und llandelseinigung wird beginnen können",') hervorgeht, war für 
die Abkürzung der Perioden nicht nur die Rücksicht auf geäußerte 
Wünsche maßgebend, sondern vor allem, daß man sich erst im De- 
zember 1849 den praktisch-politischen Charakter des Unternehmens 
überlegte und einen politisch brauchbaren Zeitpunkt für die Zoll- 
einigung suchte, d. h. den nächsten Ablauf der Zollvereinsverträge. 
Man darf wohl annehmen, daß hier die erste sichtbare Einwirkung 
Schwarzenbergs vorliegt; denn Schwarzenberg war alles Detail an 
den Bruck'schen Vorschlägen gleichgültig, er nahm sie auf um ihres 

*) Beer, Handelspolitik, .VJ4; Brück an KQbeck 28. Jänner 1S50 : ^Vielen 
erscheint der enge Anschluß an Oesterreich als das einzige Rettungsraittel der 
deutschen Einheit und ihrer staatlichen Selbständigkeit, und die dagegen zu 
wirken versucht sein kimnten. haben sich gerade jetzt die Gemüter entfremdet 
und sind mit ihren inneren Wirren zu sehr beschäftigt, um jenen Zwecken mit 
Nachdruck entgegenarbeiten zu können. Es ist nötig, den Augenblick zu be- 
nützen, wer weiß, wann ein gleicher zurückkehrt." 

Brück an Kübeck 2*2. Februar isr»() (S. 'uVA); „Was dem (felingen dieses 
Wunsches entgegensteht, wurde sich nicht verhehlt, aber man hotfte. sowohl 
jetzt als in der Folge durch offenes und energisches Vorgehen die Schuld und 
den Nachteil des MiÜlingens vor den Augen von ganz Üeutschaud jenen über- 
antworten zu können, welche der wahren und naturgemäßen, politischen und 
volkswirtschaftlichen Einigung desselben ehrsüchtig im Wege stehen." .... 
(ÖiU) : „Freilich setzt dies alles voraus, daß Preußen diese Auffassung der Zoll- 
einigung als einer deutschen Bundessache eingehe und auch seine Bundeskom- 
missarien zur Leitung des Kongresses beauftrage." 

«) Beer, Handelspolitik, 533. 



— 55 — 

Zieles willen, durch die ZoUeinigUDg Österreich die Vonnachtstellung 
in Deutschland zu sichern. 

Ehe der Monat Februar zu Ende j^ing, konnte es als entschie- 
den gelten, daß die Zollkonferenz auf Einladung der Bundeskom- 
mission nicht zusammentreten würde. Die öffentliche Meinung hatte 
der Vorschlag nicht aufs neue aufgerüttelt, die Wahlen zum Reichs- 
tag gingen unbeeintiußt davon vor sich. Gegen Ende des Monats aber 
schien dafür die andere Karte, die Schwarzenberg zum Ausspielen 
bereit hielt, um so größere Bedeutung zu erlangen. Die Union löste 
sich auf, indem einerseits der Ministerwechsel in Kurhessen am 2*5. 
Februar Hassenptlug an die Stelle des preußenfreundlichen Eberhard 
brachte, und anderseits Hannover am 25. austrat. Am 27. kam das 
Vierkönigsbündnis zu Stande. Schon der erste .\rtikel seiner Verein- 
barung besagte im stärksten Gegensatz zu den preußischen Forde- 
rungen : Als gemeinsame Bundesangelegenheiten werden erkannt : 
.... Die Oberaufsicht auf die gemeinsamen Handels- und ZoUange- 
legenheiten.M 

Die preußische Stellung geriet dadurch augenblicklich ins 
Schwanken. Das Zustandekommen des von Österreich unterstützten 
Vierkönigsbündnisses mußte für Preußen eine Niederlage um so mehr 
bedeuten und um so deutlicher seinem Ansehen in der öffentlichen 
Meinung Abbruch tun, als zur gleichen Zeit seine Stellung durch die 
sichtliche Auflösung der Union geschwächt wurde, so daß dem eben 
geschlossenen süddeutsch-österreichischen Bund die norddeutsche 
Großmacht von ihren Anhängern verlassen gegenüberstand. Schon 
am 24. und 26. erwog das Staat^ministerium in zwei Sitzungen, ob 
und wie nunmehr die österreichische Denkschrift zu beantworten sei.'") 
Es war verständlich, daß das Ministerium sich Luft zu verschaffen 
versuchte, indem es den rein politischen Charakter tragenden (Gegen- 
satz zu den Mittelstaaten von dem Zusatz der zollpolitischen Schwie- 
rigkeiten zu befreien wünschte und dadurch vielleicht auch noch die 
Verbindung Österreichs mit den Königen störte. Am 28. Februar 
übersandte Schleinitz Prokesch eine Xote, die sowohl der Bundes- 
kommission die Zuständigkeit zur Einberufung einer Zollkonferenz 
bestritt, als auch die Zollkonferenz selbst für ein untaugliches Mittel 
erklärte, die engere Verbindung der materiellen Interessen Deutsch- 

*j Becher, Die deutschen Zoll- uud Handelsverhältnisse, isrM), 
^) Zimmermann, .-i5*^, 
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lands und Österreichs zu fördern, wenn alle deutschen Regierungen 
in ihrer Eigenschaft als deutsche Regierungen eingeladen werden 
sollten. Preußen habe das vertragsmäßige Recht, die dem Zollverein 
angchörigen Staaten zu vertreten. Dagegen erbot sich das preußische 
Ministerium in seiner Note, unter Voraussetzung des Einverständ- 
nisses seiner Zollverbündeten zu Verhandlungen allein von Regierung 
zu Regierung zwischen Preußen und Osterreich oder auch zu solchen 
der verschiedenen deutschen Handelsgruppen und Vereine unter- 
einander. .,I)aß diese Unterhandlungen die Zolleinigung selbst nicht 
zum (Jegenstande haben können, daß aber die Erreichung dieser 
Einigung als ein nie aus den Augen zu verlierendes Ziel vorschweben 
muß, darüber ist die Königliche Regierung mit der Kaiserlichen voll- 
kommen einverstanden ".0 Während der österreichische Hofrat Becher 
diese Phrase in seinem Buche: Die deutschen Zoll- und Handels- 
verhältnisse um ihres Klanges willen wohl mehr als aus Vertrauen 
auf ihre Ehrlichkeit festgehalten hat, bemerkt Delbrück kühl: „Als 
(Jegenstände der Verhandlung wurden mit einigen Einschränkungen 
die in dem Artikel des „Staats- Anzeigers" genannten Materien be- 
zeichnet ; die Zolleinigung selbst wurde von derselben ausgeschlossen.») 

Gleichzeitig erhielt Delbrück „den Auftrag, nach Wien zu gehen, 
nicht um offizielle Verhandlungen zu eröffnen, sondern um mit den 
beteiligten österreichischen Staatsmännern vorläufige vertrauliche 
Rücksprache zu halten und auf diesem Wege die späteren Verhand- 
lungen anzubahnen ".0 Bernstorff ward er mit den Worten empfohlen: 
„Der X. Delbrück ist picht nur in die vorliegenden Verhandlungen 
vollkommen eingeweiht, sondern erfreut sich auch überhaupt in un- 
serer Verwaltung eines vorzüglichen Vertrauens. Ew. E. werden in 
ihm bald den ebenso tüchtigen wie gewandten Beamten erkennen 
und können ihm auch ihrerseits mit* vollem Vertrauen begegnen"."^) 

Delbrück traf am 5. März in Wien ein.*) Schon am 6. sprach er 
Brück, am 7. Schwarzenberg und abennals Brück. Er blieb bis zum 
21., um alle an der Handelspolitik beteiligten Persönlichkeiten, ins- 
besondere auch Kraus, Hock, Czörnig und Becher, kennen zu lernen 
und über den Ernst ihrer Absichten wie das Maß ihrer Vorberei* 
tungen sich ein genaues Urteil zu bilden. Bedeutsam war seine Be- 

*) Zimmermann, :r>4. 

-) Delbrück I, 2X\. 

®) Zimmermann, 'X)4. 

^) Delbrück I, 253. Zimmermann, 354, 
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ohachtung, daß Brück und Schwarzenberg sich in ihrer Haltung schon 
wieder von einander entfernten. Brück schien durch die politischen 
Widerstände, an denen seine Idee sich rieb, ohne Fortschritte zu 
machen, sehr rasch abgestoßen worden zu sein ; der politische Kampf 
war nicht seine Sache, gegen Preußen gerichtet, galt er ihm inner- 
lich wohl auch als aussichtslos. Er hätte nach Delbrücks Eindruck, 
soweit es an ihm lag, seinen großen Plänen gern entsagt, um nur 
Delbrücks Anwesenheit benützen zu können, damit handelspolitisch 
wenigstens ein Schritt weiter gemacht würde. Er deckte die politi- 
schen Forderungen seines Chefs, aber er hoffte zugleich zwischen 
ihnen und den preußischen Ansichten einen für Preußen gangbaren 
Weg zur Vermittlung zwischen ihnen und den preußischen Ansichten 
gefunden zu haben, indem er am 7. März Delbrück vorschlug, unter 
Zuziehung der Gesandten Sachsens, Bayerns und Württembergs „so- 
fort in eine vorläufige Besprechung zur Festst-ellung der Grundlagen 
einzutreten. Nachher könnten Österreich und Zollverein zusammen 
*mit Hannover und den Einzelstaaten weiter verhandeln/*) Delbrück 
geriet dadurch in Verlegenheit. Er >Mißte nicht, ob es richtiger sei, 
im Interesse einer Verständigung zuzustimmen oder wegen der Heran- 
ziehung der Mittelstaaten abzulehnen. Er brachte den Vorschlag erst 
an Bemstorft'. Dieser beurteilte ihn vorzüglich unter dem Gesichts- 
punkte der Annäherung Österreichs an die vier Könige als das im 
Augenblick die Lage beherrschende Ereignis. Delbrück selbst hatte 
in der Audienz, die ihm Schwarzenberg gewährt hatte, den Eindruck 
empfangen, daß der Fürst sich ganz als Gegner Preußens fühle und 
keine Verständigung zur Zeit wünsche, weder etwas nachgeben würde 
noch Eile hätte. Schwarzenberg hatte nämlich den Brück sehen Plan 
gar nicht erörtert, auch die Berufung der Zollkonferenz durch die 
Bundeskommission von vornherein fallen lassen, offenbar weil sie 
ohne Preußen nicht erfolgen konnte. Aber auf der Zollkonferenz 
selbst hatte er nicht nur bestanden, sondern sogar die sofortige 
grundsätzliche Bereiterklärung Preußens zur Zolleinigung gefordert 
und sich für seinen Anspruch auf eine von Preui^en stets zurück- 
gewiesene Auslegung des Artikels 19 der Bundesakte berufen, die 
mit der Aufrechterhaltung des Zollvereines unverträglich war. 

So nahmen es Bemstortt* und Delbrück auf sich, Brucks Ver- 
mittlungsvorschlag zwei Tage, nachdem er gemacht worden war, am 

^) Zimmermaim, 355. 
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9. März abzulehnen. Die Begründung fiel ihnen schwer, sie schützten 
vor, daß sie anderniFalls den Boden der ZollvereinsveHrilge verlassen 
würden. .,Es handle sich", so antwortete Delbrück Brück, ,,iin vor- 
liegenden Falle nur um Abschluß eines Handelsvertrags. Der Artikel, 
welcher die Zuziehung aller Nachbarstaaten bei der Verhandlung 
vorschreibe, beziehe sich nur auf Beitritt eines deutschen Landes 
zum Verein. Augenblicklich sei von ersterem noch nicht die Rede, 
und überdies kämen jetzt meist nichtdeutsche Länder in Betracht."*) 

Man hat späterhin') die Frage aufgeworfen, ob die Antwort 
des preußischen Unterhändlers nicht anders ausgefallen wäre, wenn 
Osterreich außer dem Entgegenkommen in der Handelspolitik auch 
einige verfassungspolitische Zugeständnisse gemacht hätte. In dem 
Maße, als die seither benutzten preußischen Berichte den Eindruck 
aufkommen lassen, daß Bernstorif ein entscheidendes Wort bei Del- 
brücks Erwägungen mitgesprochen und für Bernstorff Schwarzenbergs 
offenes Abweichen vom Interim und seine Vereinigung mit den Mittel- 
staaten den Ausschlag gegeben hat, wird jene Frage als sehr be- 
rechtigt gelten müssen. 

Schwarzenberg war aber weit davon entfernt, die (ielegenheit 
zu benutzen. Er und Brück operierten nicht zusammen. Während 
der Handelsminister daran festhielt, daß man sich mit Preußen ver- 
ständigen müsse, wenn es angehe, hatte Schwarzenberg sich ent- 
schlossen, gegen Preußen mit den Mittelstaaten zusammen zu gehen. 
Er eröffnete wie in den Verfassungsfragen, so auch in den handels- 
politischen Angelegenheiten schon den diplomatischen Tanz gegen 
das preußische Ministerium. Nach der Audienz vom 7. März war 
Delbrück im Vorzimmer den (Gesandten der vier Königreiche be- 
gegnet. „Freundliche (lesichter zeigten sie mir nicht". ) Wenige Tage 
später .erhielt Schwarzenberg ein Schreiben Beusts an den öster- 
reichischen (iesandten in Dresden (iraf Kuefstein, worin sich Beust 
nunmehr ganz dem Verlangen einer Zollkonferenz anschloß : „Die 

'j Delbrück 1, i.^i hat sich eine viel entschiedenere und klarere Haltung 
den Vorschlägen geganübor zugeschrieben, als er sie nach den gleichzeitigen 
IV^richten bei Zimmermann 'Xh> eingenommen hat : auch schaltet er in seinen 
Erinnerungen den Anteil Bernstortfs völlig aus, ebenso wie er die Tendenz des 
Vorschlages gänzlich entstellt, indem er ihn auf Schwarzenberg statt auf Brück 
zurückfUlul. Ferner stimmt die Begründung der ablehnenden Haltung Delbrücks 
bei diesem selbst und Zimmermann nicht überoin. 

*) Beer. Handelspolitik, m. 

'■") Delbrück I, 2Xk 
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sächsische Regierung hat die Aufstellung eines Planes nur mit größter 
Befriedigung begrüßen können, welcher ihren langgehegten Wünschen 
in so erfreulicher Weise entgegenkommt und vollkommen geeignet 
ist, dem Handel, der Industrie und der allseitigen Wohlfahrt Deutsch- 
lands neuen Aufschwung und größere Selbständigkeit zu verleihen. 
Sie wird, soviel an ihr ist, kräftig dahin mitwirken, um diesen groß- 
artigen Plan zur Ausführung zu bringen, und sieht mit Verlangen 
weiteren diesfallsigen Eröffnungen zugleich mit dem aufrichtigsten 
Wunsche entgegen, daß es recht bald gelingen möge, die näheren 
Verhandlungen über die betreffenden materiellen Punkte und zwar 
in einer Weise beginnen zu lassen, daß der nicht dankbar genug 
anzuerkennenden Absicht des kaiserlichen Kabinetts gemäß dieselben 
auf eine Einigung sämtlicher deutscher Regierungen zu einem ge- 
meinsamen Zollsystem gerichtet seien, zu welchem Endzwecke es die 
diesseitige Regierung an der eifrigsten Mitwirkung nicht wird fehlen 
lassen."') 

Auch von Bayern und Württembei^ muß Schwarzenberg in 
derselben Woche ähnliche Erklärungen erhalten haben. Daraufhin 
sprach Schwarzenberg am 13. März durch ein Zirkular^) den 
Staaten des Vierkönigsbündnisses seine warme Anerkennung dafür 
aus, daß sie die Handelspolitik zur Bundessache machen wollten. Am 
selben Tage teilte der führende Staat des Bündnisses, Bayern, dem 
preußischen (lesandten in München mit, daß es sich auf den Boden 
der Bruck'schen Denkschrift stelle. Die bayerische Regierung betonte 
dabei das Bestreben, das sie seit den Verhandlungen von 1829 und 
den Zolivereinsverträgen von 1883 für die Erweiterung der deutschen 
Verkehrsverhältnisse stets bewiesen habe; sie verkenne nicht die 
den (isterreichischen Vorschlägen entgegenstehenden Schwierigkeiten, 
hoffe aber bei Betrachtung der dermaiigen Zustände doch auf ihre 
Ausführung, auch in Hinsicht auf die Tarif-Regulierung, nicht nur 
wie Preußen vorschlage, auf Verkehrserleichterungen. •) 

Das (ileiche tat Sachsen in ausführlicher Darlegung am Tage 
darauf durch ein Schreiben Beusts an den preußischen (lesandten, 
Graf Galen*). Dem Antrage Österreichs sei in Preußen eine Auffassung 
zuteil geworden, die seiner w^ahren Absicht nicht ganz enti«;preche ; 

^) Wiener Archiv, benutzt schon von Beer. t»*2. 

") Wiener Archiv. 

^) Beer, Handelspolitik, 1)2. 

*) Wiener Archiv. 
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ein so großartiger, in allgemein-politischer, merkantiler, industrieller 
und finanzieller Hinsicht so hochwichtiger (regenstand dürfte un- 
streitig eine erhöhte Würdigung verdienen. „Von diesem höheren 
(Tesichtspunkt kann Osterreich sich nicht lediglich einem der deut- 
schen Zoll- oder Steuervereine annähern oder anschließen, wie Preußen 
in seiner Denkschrift vom 28. Februar meint, sondern es muß sein 
Streben sein, (Jemeinsamkeit für ganz Deutschland — mithin sich 
selbst eingeschlossen — zu schaflFen.^* 

Preußens formelle Bedenken müßten dagegen zurücktreten ; die 
Vorbereitung könnte der von allen deutschen Regierungen anerkannten 
provisorischen Bundeskommission überlassen werden. Dagegen, daß 
die Zoll- und die Steuervereinsstaaten vor Beginn der Konferenz unter 
sich tagten, hatte Beust nichts einzuwenden. Wohl aber bestritt er 
I^reußen, selbst für den Fall, als Österreich nichts als den Anschluß 
an den Zollverein gesucht hätte, unter Hinweis auf den Spezialartikel 
la zu Art. 38 vom Mär/ 1S33 das Recht zur ausschließlichen Ver- 
tretung des Zollvereins; die an den neu aufzunehmenden Staat an- 
grenzenden Länder wären pfiichtmäßig hinzuzuziehen, die nicht an- 
grenzenden zur Mitverhandlung einzuladen. Nur nach eingeholter 
Vollmacht dürfte Preußen im Namen der anderen unterhandeln. 
Beust kritisierte dann auch die materiellen Gegenvorschläge Preußens; 
es habe für sie nur die erste von Brück bezeichnete, vorbereitende 
Stufe der Annäherung in Betracht gezogen, die wichtigste Forderung 
aber, die Tarifrevision, völlig bei Seite geschoben. 

Wieder einen Tag später eröffnete der König von Württemberg 
den Landtag. Seine Thronrede wandte sich mit solcher Schärfe gegen 
Preußen und die Union, daß dieses bald nachher seinen (iesandten 
abrief. Die Handelspolitik berührte die Rede freilich nicht. Hier blieb 
Württembergs Haltung unbestimmt. Der preußische Gesandte Sydow 
berichtete, daß sowohl Minister von Herdegen wie Staatsrat von 
Wächter uneingeschränkt Preußens Verhalten billigten. „Ehe von 
näherer Verbindung mit dem Kaiserstaate die Rede sein könne, müsse 
doch erst der Korruption der Zollverwaltung gründlich abgeholfen 
sein."') Ähnliches behauptete auch ein Artikel der Augsburger All- 
gemeinen Zeitung,^) den Sydow nach der Meinung seines österreichi- 



*) Zimmermann, .'550. 
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sehen Kollegen') verfaßt hatte. „Es sind von den verschiedensten 
Seiten billigende und anerkennende Äußerungen darüber (über die 
Note vom 28. Februar) ergangen, von Vcnvahrungen dagegen hat 
man hier nichts gehört. ... Es ist eine ganz bekannte Tatsache, 
daß Württembei^ nur mit der größten Anerkennung der Segnungen, 
die ihm der Zollverein gebracht, auch im Hinblick auf die letzten 
Schritte des Vorstandes desselben sich hat veniehmen lassen." Baron 
Handel hinwiederum konnte nach Wien schreiben,*) der württem- 
bergische Ministerpräsident habe die Angabe des Artikels ihm gegen- 
über dahin berichtigt: „Daß wir die Wohltaten des Zollvereines an- 
erkennen, ist wahr, daß wir aber die dermaligen Schritte Preußens 
anerkannt hätten, ist falsch." 

Begleitet war dieser Notenwechsel durch den sich die An- 
näherung Österreichs und des Vierkönigsbündnisses aneinander in 
der Handelspolitik vollzog, von einer ungewöhnlich heftigen Zeitungs- 
fehde, die von preußischer Seite schon früh begonnen, von der an- 
deren mit gleicher Leidenschaft fortgeführt wurde. Der erste Artikel, 
der die herrschende Erregung sogleich am tiefsten wiederspiegelte, 
erschien am 2. Mär/ in der „Deutschen Refornr*) zu Berlin, die 
in Beziehungen zum Ministerium stand: ..Wir haben darauf hinge- 
wiesen, wie der Zollverein durch Annahme der österreichischen Vor- 
schläge sowohl in seiner getreu wärtigen Ausdehnung als in der Aus- 
sicht auf die Vereinigung mit den norddeutschen 8taatx»n gestört 
wäre, und wie der Zollverein eine zu bewährte Einrichtung sei, als 
daß dieselbe zu verteidigen nicht die I^tlicht des preußischen Ministe- 
riums sein müsse. Die österreichischen Blätter weisen dagegen mit 
Vorliebe darauf hin, daß der südliche Teil de,s Zollvereins dessen 
Schutzsystem als ungenügend betrachte. Je mehr wir an das Talent 
der österreichischen Regierung glauben, desto mehr müssen wir in 
dem Anlehnen an die Elemente des Widerspruchs, welche den Zoll- 
verein bedrohen, eine Enthüllung des Endzwecks der Denkschrift 
(vom 30. Dezember 1S49) erblicken, und dürfte dieselbe umso be- 
deutungsvoller erscheinen, wenn wir uns erinnern, daß der handels- 
politische Feldzug nicht der einzige ist^ auf welchen man in gewissen 
Teilen Deutschlands die Sympathien für Osterreich zu erobern strebt, 
daß in jenen (legenden Osterreich als der Träger des Katholizismus 

») '*) Handel an Schwarzenberg am 2:\. MHrz ls:»iK (W. A.) 
'-') A. A. Ztg. ». 7iJ vom 17. März \h:^k 
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hingestellt zu werden pHegt, und daß Wunderknaben und Minister 
preußenfeindliche Prophezeiungen und Entwürfe dort zu machen ver- 
anlaßt werden. Die österreichischen Blätter haben uns mißverstanden, 
wenn sne unseren ernsten Wunsch bezweifeln, ganz Deutschland in 
eine Handelspolitik vereinigt zu sehen, ihre Gebieter würden aber 
sich irren, wenn sie voraussetzten, daß eine Handelspolitik wie die 
der Denkschrift, einen anderen Erfolg haben könnte, als die Spal- 
tung Deutschlands noch zu vermehren, sie würden sich irren, wenn 
sie nicht gegen einen solchen Erfolg die entschiedensten Maßregeln 
desjenigen Staates gewärtigen wollten, die nicht die Spaltung, sondern 
die Einigung Deutschlands als seine Aufgabe betrachtet. Nicht der 
Vorteil ist es allein, welcher den Anschluß der deutschen Nordsee- 
staaten an den deutschen Zollverein wünschen läßt, es ist auch die 
Verkörperung der politischen Idee, die Verwirklichung des deutschen 
Einheitsstaates, welcher diesem Wunsche zu (Irunde liegt. Ebenso 
wenig kann der Vorteil allein, sondern stets nur dessen Verträglich- 
keit mit den höheren politischen Interessen das Urteil über die öster- 
reichischen Vorschläge leiten. Diese Verträglichkeit, wir wiederholen 
es, vermissen wiv zu unserem Bedauern in einem Schritte, welcher 
mit so vielem (ieräusche angekündigt, geradezu von dem Ziele ab- 
lenkt, welches anzustreben er vorgibt." Werden in dem Artikel der 
„Reform" überaus verletzende Töne gegen Osterreich angeschlagen, 
so fand ein von Preußen aus in die Augsburger Allgemeine Zeitung 
lanzierter Artikel vom 7. März wesentlich freundlichere Worte, um 
der Bevölkerung der Mittelstaaten Preußens guten Willen von der 
günstigsten Seite und Delbrücks Sendung als ein hochherziges Ent- 
gegenkommen zu schildern: „Es sollen dies noch keineswegs förm- 
liche Verhandlungen, vielmehr nur anbahnende Besprechungen sein, 
die aber gewiß zur Förderung der Sache wesentlich beitragen wer- 
den. Wir freuen uns, daß die preußische Regierung auf diese Weise 
ohne Zögern auch hier durch die Tat beweist, wie geneigt sie ist, 
zu allem die Hand zu bieten, was die ersehnte größere Vereinigung 
aller deutschen Volksstämme irgenwie anzubahnen geeignet ist"') 

Am gleichen Tage, — es war der Tag, an dem Delbrück bei 
Schwarzenberg war, - zeichnete die offiziöse ,, Österreichische Reichs- 
zeitung" in Wien Preußens Vorgehen rücksichtslos als heuchlerisch 
und anmaßend: Es scheine, ,, als wollte Preußen durch Annahme jenes 

') A. A. Ztg. Nr. 00 vom 7. Mära 1«50. 
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Teils der österreichischen Vorschläj^e, welche sich mit den Frei- 
handelsgrundsätzen seiner Zollpolitik vereinbaren hißt, und isoliert 
nur zu seinem Nutzen ausschlagen müßte, sich auf Kosten Österreichs 
wohlfeile PopularitiU erwerben, ohne seinerseits das mindeste Opfer 
zu bringen, oder auch nur eine Konzession zu machen, zu welcher 
es nicht unter Voraussetzung der Reziprozität, und selbst ohne diese, 
auch jedem fremden Staate gegenüber gern die Hand böte. Das 
Wesen, der eigentliche Kern der Frage, nämlich die gemeinsame 
Politik nach außen, bleibt kluger Weise unberührt. Man bietet Oster- 
reich den zollfreien Austausch von Rohstoffen und Nahrungsmitteln, 
die im Zollvereinsgebiete auch jetzt schon keine oder nur unbedeu- 
tende Eingangszölle entrichten, und gewinnt dadurch den österreichi- 
schen Markt unentgeltlich. Man ist bereit, einheimischen Halbfabri- 
katen im Wechselverkehr die Zollbefreiung zu gewähren, ohne jedoch 
die notwendige Vorbedingung zu erlilllen, daß diese (legenstände in 
beiden Ilandelsgebieten gleichmäßig dem Ausland gegenüber ge- 
schützt werden. Was die Form der Unterhandlungen betrifft, so ver- 
langt Preußen im (Gegensatz zu den Erklärungen des österreichischen 
Kabinetts, daß nicht mit den einzelnen Staaten Deutschlands, sondern 
nur mit den Vertretern ganzer Zollgruppen verhandelt werde. Man 
sieht, daß es also an der Bevormundung seiner Alliierten mit großer 
Zähigkeit festhält. Der ganze Plan scheint uns für Preußen vortreff- 
lich ausgedacht.**) 

In demselben Sinne schrieb auch, trotz der Zurückhaltung der 
württembergischen Regierung in der handelspolitischen Frage, Mitte 
des Monates der „Württembergische Staatsanzeiger'' =*) : „Die preußi- 
sche Zuschrift ist in aller (Hätte, die man dem Norden nachrühmen 
muß, in aller Salonfeinheit gehalten, um dem gläubigen Nachbar zu 
sagen, wie sehr man von der Vortreftlichkeit seiner Ratschläge über- 
zeugt sei, wie sehr man erkenne, daß eine Annäherung nottue, wie 
sehr man wünsche, zu der Erreichung des großen Zieles das Seinige 
beitragen zu können. Um die Hereitwilligkeit und die Aufrichtigkeit 
mit der man sich nahen möchte, darzutun, schlage man selbst vor, 
die Beratung nach Wien zu verlegen. Nur auf einen Punkt könne 
man jedoch nicht eingehen — auf die Teilnahme der einzelnen 
Staaten bei der Beratung. Man schlage deshalb als den geeignesten 

Vi Zimmermann, .JiVi. 
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Weg einen Zusammentritt von Preußen, Österreich und den übrigen 
nicht zum Zollverein gehörigen Gebieten vor. Es ist unbegreiflich, 
wie man in Kerlin glauben konnte, daß durch diese unschuldig ge- 
haltene Darstellung die übrigen Staaten zu täuschen wären, um in 
diesem Vorschlage nicht die völlige Zertrümmerung ihres Zustim- 
mungsrechtes zu erblicken und um nicht einzusehen, daß gerade 
dasjenige, was die Denkschrift für die Einzelstaaten gewähren wollte, 
von Preußen wieder aufgehoben wird. Es ist die Übertragung des 
(tedankens, der im Interim ausgesprochen ist, auch in die inneren 
Angelegenheiten der einzelnen Staaten. Die Lehre, die hierin für die 
Regierungen und Völkerstämme enthalten ist, liegt aber auch noch 
entschiedener für Österreich selbst, indem man mit ihm, nicht mit 
den Staaten in Unterhandlung treten will, die für Österreich sein 
könnten, sondern nur mit denen, die vereint mit Preußen gegen 
Österreich sind und in dem Bunde die Mehrheit bilden. Dies ist der 
Weg, von dem Preußen sagt, daß auch die Zollvereinsregierungen 
damit einverstanden sein werden, und man muß gestehen, daß die 
Zuversicht wenigstens sehr stark ist." 

Schärfer noch hieß es am 17. März in der Augsbui^er Allge- 
meinen Zeitung (Nr. 70): „Das Berliner Kabinett kann einerseits 
keinen andern Wunsch haben, als den Plan wenigstens in seiner 
ursprünglichen großartigen Konzeption scheitern zu sehen, anderseits 
verkennt es auch das Mißliche und sogar das Gefährliche einer 
Politik nicht, die dahin gerichtet wäre, den vielfach gehörten schönen 
Reden von dem Aufopferungsberufe Preußens für Deutschland gerade- 
zu entgegen, das deutsche Volk um die ganze große Zukunft zu 
bringen, welche auch die beredtesten Lobredner des Zollvereins den 
Plänen des Herrn von Brück nicht abzustreiten vermögen. Es handelt 
sich hier darum, wie der Lloyd gewiß richtig bemerkt, ,just soviel 
guten W' illen zu zeigen, als nötig sein dürfte, um sich vor der W^elt 
ein wenig zu rechtfertigen und patriotischen Gemütern nicht alle 
Hoffnung zu benehmen,' anderseits aber alle mögliche Sorge dafür 
zu trefl'en, daß die Hauptsache, um welche es sich eigentlich handelt 
soviel als möglich künftigen Geschlechtem, der Fügung der gött- 
lichen Vorsehung und dem Einflüsse der Zeit überlassen bleibe. 
Nichts hat Preußen in den letzten zwei Jahrzehnten mehr gestärkt 
als der Zollverein. Was Preußen stärkt, sagt Herr von Radowitz, 
schwächt Deutschland nicht, wohlan, man gebe also dem Gesamtvater- 
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land die Zolleinigung, die man ihm seit bald vierzig Jahren schuldet. 
Ost erreich bietet sie.^*^^ 

Besinnen wir uns darauf, welchen Fortschritt der Lauf der 
Dinge durch die Einleitung diplomatischer Verhandlungen über den 
Bruck'schen Plan seit Dezember genommen hatte, so w^erden wir 
nicht übersehen können, daß er nicht unbeträchtlich war. Alle wich- 
tigen Staaten Deutschlands, Hannover ausgenommen, hatten ihre 
Stellung zu dem Plane bezeichnet und waren darüber im Gegensatz 
zu einander getreten : die Presse hallte von ihrem Kampfgeschrei 
wieder. Der Plan selbst aber bestand nicht mehr in seiner ursprüng- 
lichen warmherzig nationalen Tendenz, die Frische seiner handels- 
politischen Gesichtspunkte war nicht gewahrt worden, als sich seine 
Wirkung auf die öffentliche Meinung im Februar vorläufig als nicht 
durchschlagend erwiesen hatte. Hauptsächlich in der Hoffnung auf 
seine publizistische Brauchbarkeit gegen die preußischen Unionsbe- 
strebungen hatte Schwarzenberg ihn in das Programm der öster- 
reichischen Politik aufgenommen. Äußerlich hielt ihn der Fürst auch 
jetzt noch, doch nicht so sehr als volkswirtschaftliche Notwendigkeit 
und als Hebel der nationalen Entwicklung, sondern vorzüglich als 
eine der mancherlei Waffen seiner Politik gegen Preußen. Nach dem 
Scheitern des Interimgedankens war der Zauber, der nach Kübecks 
Ausdruck wirklich „großartigen^* Idee zerstört, der inneren Vorbe- 
reitung Österreichs auf sie aber war der rechte Ernst, der gleich- 
mäßige Nachdruck genoinmen. 



III. Abschnitt. 
Die Kasseler Konferenz. 

(Frühjahr bis Herbst 1S50.) 

Während Delbrück nach der Absage an Brück die' Besprech- 
ungen in Wien noch bis zum 21. fortsetzte, sann er schon darüber 
nach, wie Preußen den Kampf, der sich nun entspinnen mußte; am 
ehesten bestehen konnte. Er fand, daß sich die österreichischen 
Politiker viel zu wenig über die inneren Schwierigkeiten Rechen- 

') Delbrück I. 247 f. 
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schäft gaben, die Österreichs wirtschaftliche Zustände und sein 
Finanzsystem ihrem Plan verursachten : über den Mangel eines ge- 
meinsamen Maßstabes mit dem Zollvereinsgebiet für die Revenuen- 
verteilung, über das Ungenügende der Grenzbewachung, das ewige 
Schwanken der österreichischen Valuta, die Unmöglichkeit, solange 
in Österreich das Tabakmonopol bestand, den freien Warenverkehr 
zu verwirklichen. Andererseits täuschte er sich auch nicht darüber, 
daß kaum weniger ernsthafte Schwierigkeiten anderer Art im Zoll- 
verein wirksam waren und ihn mit der Auflösung bedrohten. Je mehr 
er sich überzeugte, daß die Österreicher ihrer Schwierigkeiten nicht 
Herr werden würden, desto fester nahm er sich vor, neues Leben 
in den Zollverein zu bringen: „Er mußte wieder eine lebendige 
Macht werdenjund das Interesse der Nation an sich ketten^. Als 
richtigstes Mittel dazu erfaßte er eine Verständigung seiner ßegie- 
ining mit dem Steuerverein zur selben Stunde, da er die österreichi- 
schen Anstrengungen, ihn zu einem Entgegenkommen zu bewegen, 
entschlossen abwies. Aber diese Verständigung erschien ihm vor der 
Hand unerreichbar. So mußten die süddeutschen Kreise auf andere 
Weise dem Zollverein wieder freundlich gestimmt und durch schutz- 
zöUnerische Zugeständnisse auch in ihrem materiellen Vorteil wieder 
fester an ihn gebunden werden. In den letzten Jahren war die Kon- 
ferenz der Zollvereinsregieiningcn, die alle drei Jahre zur ZoUtarif- 
re\ision zusammentreten sollte, der politischen Unruhen wegen nicht 
zustande gekommen. Dieses Jahr mußte sie Preußen unter allen Um- 
ständen vorsammeln und die Tarifrevision zum Werben um die süd- 
deutsche Stimmung benutzen. „Man mußte dem österreichischen Ein- 
fluß in Deutschland durch materielle Interessen begegnen, da man 
nun einmal nicht populäre Politik machen will."') Delbrück persön- 
lich fielen bei seinen freihändlerischen Überzeugungen neue Zuge- 
ständnisse an den Schutzzoll nicht leicht, dennoch machte er selbst 
gründlich and sachverständig die umfassendsten Vorarbeiten. Gegen 
Ermäßigung der Durchgangsabgaben und der Eingangszölle auf eine 
Reihe von Lebensmitteln und gegen Zollbefreiung roher Fabrikmate- 
rialien sollten die Garnzölle und die Zölle auf rohe Seide durchweg 
erhöht, die auf Gewebe neu tarifiert werden; um eine Schädigung 
der Exportindustrie dabei zu verhüten, wurde in bestimmtem Um- 



*) A. A. Ztjf. \r. 80 vom 10. April 1850. Aus der norddeutschen freien 
Presse. 
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fange die Gewährunpf eines Rückzolles vorgesehen. Als Hauptzweck 
und Ziel des Entwurfes gab das Handelsministerium im Preußischen 
Staatsanzeiger die Sorge für Vervollkommnung der Kommunikations- 
anstalten, für Wohlfeilheit der Lebensmittel und für lohnende 
Arbeit an. 

Der Entwurf wurde vom Handelsminister von der Heydt ge- 
billigt, vom 10. bis 23. Mai in einer aus allen Provinzen berufenen 
Versammlung von Mitgliedern des Handels- und Gewerbestandes 
ausführlich beraten und für gut befunden, dagegen am 31. Mai auf dem 
landwirtschaftlichen Kongresse scharf angegriffen, weil er die Lebens- 
mitt,elzölle ermäßigte. Die industriellen Interessen des neupreußischen 
Westens kämpften für den Schutzzoll, die landwirtschaftlichen des 
altpreußischen Ostens >\ider ihn. Als der Entwurf darauf an das 
Staatsministerium selbst geleitet wurde, zeigte sich zuerst, daß auch 
die preußische Stellung in der handelspolitischen Angelegenheit im 
Inneren der Regierung selbst von erheblichen Schwächen und Zwie- 
spältigkeit bedroht war. Die Minister und ihr Anhang hatten sich 
in der Abwehr der österreichischen Vorschläge auf eine bestimmte 
Linie einigen können und sie inne gehalten ; jetzt^ wo es galt, selber 
ein positives Programm aufzustellen, kamen Gegensätze grundsätz- 
licher Natur unversöhnlich zwischen ihnen zum Vorschein. Preußen 
hatte soeben, vom 8. bis 16. Mai, seinen Unionsplan auf dem Berliner 
Fürstentage endgültig scneitern sehen. Nur seine Haupturheber 
klammerten sich noch an ihn an. Die andern bekamen Freiheit, 
eifriger als bisher für ihre anders gerichteten Absichten zu wirken. 
Eine Partei unter ihnen bekannte sich zu der Notwendigkeit, ganz 
Deutschland außer Osterreich zur politischen Einflußsphäre Preußens 
zu machen, in Geduld eine neue bessere (lelegenheit als die der 
Reichsverfassung von 1849 vorzubereiten und inzwischen die 
Verbindung mit dem Süden durch den Zollverein unter allen Um- 
ständen zu wahren. Eine zweite berief sich auf den Mißerfolg der 
Union, um den alten Gedanken der Beschränkung Preußens auf den 
Norden Deutschlands wieder aufleben zu lassen, dafür jedoch deren 
schleunige Verwirklichung und zu diesem Zweck die Verständigung 
mit dem Steuerverein zu fordern, mochte darüber auch der Zollverein 
gesprengt werden. Delbrück erklärte diese Verständigung für vorder- 
hand unmöglich. Seine Meinung wurde lebhaft bestritten. Schon am 
28. Mai hatte die Spenersche Zeitung in Berlin, der es an guten 
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Verbindungen nicht fehlte, schreiben können : Die viel ano:egriffene 
Denkschrift von der Heydts sei keine Vorlage des Staatsministeriums, 
sondern lediglich Privatsache des Ressorts; im Ministerium erhöbe 
sich Opposition gegen seine Ansichten, namentlich der Minister des 
Inneren sei ein entschiedener Anhänger des Freihandels. Dies war 
Otto von Manteuffel ; er wünschte Verstilndigung mit Osterreich, 
dafür aber war er auch bedacht, Prouß3ns EinHuß über Norddeutsch- 
land hin auszudehnen. In diesem Sinn begann seine Partei mit Be- 
mühungen, Hannover zu Preußen hinüberzuziehen, was sogleich nach 
Bildung des Vierkönigsbündnisses betrieben worden zu sein scheint 
Wie üblich, nahm die Partei dafür nicht zuletzt die Presse in An- 
spruch, und deren Äußerungen gewähren uns vorerst allein einen 
Einblick, obwohl einen sehr verschleierten, in den Vorstoß dieser 
Partei im März und April. Auch in Süddeutschland hielt man die 
Aussichten der Verständigung für nicht gering und das völlige Fehlen 
von Berichten über Hannover und von Erklärungen Hannovers in den 
die Handelspolitik betreffenden Wiener Akten läßt den Eindruck 
aufkommen, daß in der Tat nicht alles in der Haltung Hannovers 
irinerhalb des Vierkönigsbündnisses klar war. 

Zuerst kündigte die ,. Norddeutsche Freie Presse" am 5. April') 
eine Ermäßigung der Zollvereinszölle auf Kolonialwaren an, wodurch 
man sich Hannover nähern würde. Den Süddeutschen würde, wie 
einige Tage später in der Augsburger Allgemeinen Zeitung-) ver- 
lautete, diese P>mäßigung gefallen; der vergrößerte Konsum würde 
die Zollausfälle decken, aber die anderen Positionen des hannover- 
schen Tarifs würden der süddeutschen Industrie sowohl, wie auch 
der sächsischen und rheinischen nachteilig sein. Auf die Süddeutschen 
schien' man ilidessen schon keine Rücksicht mehr nehmen zu wollen. 
Eine Berliner Korrespondenz der Augsburger Allgemeinen Zeitung^) 
versicherte wenigstens: „Da der Süden sich den österreichischen 
Zölleihigung^plänen zum Teil geneigter zeigt, auch die (Münchener) 
t Übereinkunft auf dieselbe hinweist, so dürfte für die auf letzterer 
bestehenden Staaten ein Verbleiben im Zollverein in Zukunft nicht 
zw erwarten Sein". Dagegen der Norden werde sich trotz des diplo- 
matisiihen (rcgensatzes zwischen Preußen und Hannover zoUpolitisch 



/•) Schwäbischer Merkur Nr. 114 vom s. Mai 1.S50. 
'^) A. A. Ztg. Nr. m vom II. April isr,(). 
«) A. A. Ztg. Nr. 102 vom 12. April isr.o. 
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wie politisch oinij^en. Merkwürdig geuau präzisierte ein Artikel der 
Wiener „Deutschen Ileiehszeitung" vom Mai als Meinung des hanno- 
verschen Ministeriums denselben Standpunkt, den es ein Jahr später 
einnahm, als in der Tat der Abschluß mit Preußen erzielt wurde. 
Der Finanzminister werde den hannoverschen Ständen wahrscheinlich 
eine Erhöhung des Zolltarifs auf Kolonialwaren und Wein statt 
direkter Steuern als Staatseinnahmen vorschlagen. „Eine Annäherung 
an den Zollverein ist von der Regierung wohl nicht geradezu beab- 
sichtigt; käme man jenseits nur einigermaßen entgegen, so daß auch 
die volle Steuereinnahnie dem Lande gesichert wäre, so würde, ständen 
nicht politische Rücksichten entgegen, dem Anschlüsse an den Zoll* 
verein von der Regierung umsoweniger entgegengestellt werden, als man 
dadurch mit mancherlei Weitläufigkeiten mit den Ständen über, die 
Besteuerung der Untertanen durch indirekte Abgaben ersparte."') 

Jedenfalls mißglückte die Verständigung mit Hannover damals, 
wenn es überhaupt bis zu einer gegenseitigen Besprechung kam. 
Aber die Preßnachrichten zeigen doch die Partei des norddeutschen 
Preußens in Berlin an der Arbeit, und so stai'k scheint sie jeden- 
falls gewesen zu sein, daß sie im Staatsministerium den Sinn für 
eine aufrichtige, kraftvolle Unterstützung des Delbrück\schen Ent-- 
wurfs beeinträchtigte, die Fähigkeit zu entschiedenen Entschlüssen 
lähmte. Die Lage zu Anfang Juni war allerdings nach dem Miß- 
glücken des Fürstentages im Ganzen so unerfreulich und ungewiß, 
daß auch hierin der firund zu den zögernden und halben Beschlüssen 
der Minister gelegen haben mag. Auf alle Fälle wurde Rücksicht 
auf die Angriffe der (Großgrundbesitzer genommen oder wenigstens 
vorgeschützt, von den Lebensmittelzöllen wurde nur der auf Reis 
ermäßigt, die Herabsetzung der Durchgangsabgaben fand keinen 
Widerspruch; ebenso wurde der Zoll auf Fabrikmaterialien aufge- 
hoben, die Erhöhung der (iarnzöUe gebilligt, aber der Vorschlag 
auf Rückzölle wieder nicht unwesentlich beschränkt. Am 13. Juni 
wurde der Entwurf, auf solche Weise beschnitten und um ein gut 
Teil seiner Wirkung gebracht, den Regierungen des Zollvereins zu- 
gesandt und diese zur Konferenz nach Kassel auf den 7. Juli ge- 
laden. Österreichs Vorschläge in dem Einberufungsschreiben zu er- 
wähnen, vermied oder hielt man nicht für nötig. 2) 

*) Schwäbischer Merkur Nr. lU vom 11». Mai is.")»), 
») Vgl. Beer, Handelspolitik, l>5. 
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Drei Tage später erging an alle deutschen Regierungen ein 
Rundschreiben Schwarzenbergs von ebenbürtiger Bedeutung wie das 
preußische an die Staaten des Zollvereins. 

Auch in Österreich waren die Beschlüsse der leitenden Stelle 
hinsichtlich der Behandlung des zollpolitischen Problems wie der 
allgemeinen Politik in den Frühjahrsmonaten starken Schwankungen 
unterworfen gewesen und waren auch jetzt noch nicht fest oder auf 
die Dauer gefaßt. 

Auf die Mitarbeiter Brucks waren die P^inwürfe, die ihnen 
Delbrück mit all seiner Sachkunde gemacht hatte, doch nicht ohne 
Eindruck geblieben. Sie nahmen sie ernst, wenn auch wohl noch 
nicht ernst genug. Ein Artikel der Brück sehen Austria zeigt das. 
Er preist zwar die österreichische Zollordnung als ein Meisterstück 
an Klarheit, Vollständigkeit und Billigkeit, gibt jedoch als erhebliche 
Schwierigkeiten für ihre Ausführung den Maßstab zur Verteilung der 
gemeinsamen Einkünfte und das in Österreich bestehende Tabak- 
monopol an. Bezüglich des ersteren fehle es, wie die Austria gestand, 
an jedem verläßlichen Anhaltspunkte. Von Wichtigkeit war in letzterer 
Beziehung die Erklärung der Austria, daß das Tabakmonopol in 
Österreich „bei dem jetzigen Zustande unmöglich aufgelassen werden 
könne". So lange aber nicht das Tabakgefälle auch im Zollverein 
bestehe, sei die Aufhebung der Zollinie gegen den Zollverein un- 
möglich. Über die österreichischen Oeldverhältnisse, die allgemein 
als ein Haupthindernis gegen die Zolleinigung angesehen ^vurden, 
glaubte die Austria, wie der preußische Staatsanzeiger bei seiner Be- 
sprechung ihres Artikels einfügte, leicht hinweggehen zu können 
und tröstete sich damit, daß „bis dahin, wo die Zolleinigung sich 
verwirklichen soll, zuverlässig das österreichische Papiergeld sich 
wieder des alten Kredits erfreuen werde, ^' und daß selbst wenn das 
nicht der Fall, „das Ganze auf einen kleinen Entgang an den ge- 
samten Einkünften hinauslaufe, der den vereinsländischen Konsumenten 
in der Nähe der österreichischen Grenze zu Gute komme." (iegen- 
über den in mehreren deutschen Blättern besprochenen Hindernissen, 
welche der Ausdehnung der Zolleinigung auf den SfeueiTerein und 
pie vereinzelten norddeutschen Staaten im Wege stünden, machte die 
Austria neuerdings die Vorteile geltend, welche diesen Staaten durch 
die kommerzielle Einigung mit einem Hinterlande von VO Millionen 
Einwohnern gesichert würden. Über die nicht unwesentliche Frage, 
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ob ein Freihafen- oder Entrepotsystera für Triest und die Hanse- 
städte zu wählen sei, gab das Blatt eine ausweichende Antwort, in- 
dem es versicherte, es nehme für Triest nicht Partei und sei in der 
Theorie keine Verteidigerin der Freihäfen.') 

Brück selbst gab die Hoffnung nicht auf, daß er seinen*Ver- 
mittlungsvorschlag vom 7. März den Parteien noch annehmbar machen 
werde. Anfang April ließ er ihn durch die „Austria"^) ööentlich 
vertreten : ,^Wir müssen noc!» jetzt den damals vorgeschlagenen Weg 
als den berechtigsten, einfachsten und kürze.<5ten erklären, wenngleich 
den Wünschen Preußens insofern entgegengekommen werden kann, 
daß hier in Wien zwischen Österreich, Preußen, Sachsen, Bayera, 
Württemberg und in weiterer Linie Hannover und einem oder dem 
anderen Vertreter der außer dem Zoll- und Steuerverein befindlichen 
norddeutschen Staaten Vorverhandlungen gepflogen werden. Wir sind 
fest überzeugt, daß die königlich preußische Regierung in Anbetracht 
der großen Zwecke, um die es sich handelt, auf den Umfang der 
österreichischen Vorschläge eingehen und auch, was die Form der 
Verhandlungen betrifft, den Rechten und Wünschen der anderen 
deutschen Fürsten und Völker volle Rechnung tragen werde." 

Indessen nunmehr erhob sich die Frage, auf welchen'^Rechts- 
titel hin sollte Österreich eine Konferenz einberufen. Die Bundes- 
kommission kam als Einberuferin nicht mehr in Betracht. Lud Öster- 
reich aber auf eigene Faust und nur als Einzelstaat ein, so blieben 
Preußen und sein Anhang der Konferenz fem, bestenfalls erschienen 
die Mitglieder des Vierkönigsbündnisses und die Konferenz bekam 
dann den Anschein eines ausschließlich gegen Preußen gerichteten 
Konventikels ; ein solches aber mußte alle vom Zollverein abhängig 
gewordenen Existenzen erschrecken.^) 

Brück scheint seinen Gedanken in diesen Tagen denn auch an 
Schwarzenberg gebracht und wenigstens keine vollständige Abweisung 

*) Preußischer Staatsauzciger Nr. 1)4 vom tJ. April 1850. 

«) Schwabischer Merkur Nr. 84 vom 7. April 1850. 

^) Man nutzte dies auch preuüischerseits in der Presse aus. So schrieb 
der Schwäbische Merkur (Nr. :}i vom 5. Februar 1850) : Gegen den Kongreß 
lasse sich der Wunsch einwenden, „daß in so wichtiger Frage, deren zu rasche 
Entscheidung gleichbedeutend mit dem Ruin Deutschlands sein könnte, nichts 
Übereilt werde. Unser Handelsstand spricht sich ganz entschieden in diesem 
Sinne aus, wie anderseits bei demselben auch die Ansicht vorwaltet, daß die 
Einberufung eines Zollkongresses im gegenwärtigen Augenblicke zu "dem von 
Oesterreich vorausgesetzten Resultaten führen könne, da der Kardinalpnnkt in 
der Lösung der politischen Frage enthalten sei". 
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erfahren zu haben; denn er konnte ihn in eine neue Denkschrift 
aufnehmen, an der er damals arbeitete, uhd die Schwarzenberg einige 
Wochen später als amtliche Meinungsäußerung den deutschen Re- 
gierungen zustellen ließ. Auch vollzog er am 6. April den Ab- 
schluß des österreichisch-preußischen Postvereins, der sich sogar 
ausschließlich in der Richtung der bloßen Verkehrserleichterungen 
nach preußischem Sinne hielt und nur hierin einen Fortschritt be- 
grtlndete. 

Je tätiger sich Brück für seine große Idee im April und Mai 
zeigte, ura so mehr drängt sich die Frage auf, ob es ihm auch 
glückte, bis zu dem im Januar von ihm in Aussicht gestellten Zeit- 
punkt, also bis Ende Mai, die Arbeiten der Tarifrevision zu Ende 
zu führen. Das aber gelang ihm nicht. Die Arbeiten rückten voran, 
aber fertig waren sie, zumal für die wichtigsten Positionen des Tarii>, 
noch keineswegs. 

Delbrück war in Preußen mit seinen Vorschlägen für die Zoll- 
vereinskonferenz rechtzeitig zur Stelle ; in Osterreich hatte man noch 
immer keinen Tarif, den man einer eigenen Zollkonferenz hätte vor- 
legen können. In dieser Hinsicht scheint Schwarzenberg, wo er zu- 
gegriffen hat, eine stärkere Hand bewiesen zu haben als Brück. Denn 
während die Tarifverhandlungen nicht sonderlich fortschritten, wurde 
am 25. April die Einkommensteuer in Ungarn eingeführt und da- 
durch der wichtigste Schritt getan, die in der ungarischen Verfassung 
beruhenden Widerstände gegen die Zolleinigung zu beseitigen. Auch 
das Fallen der österreichisch-ungarischen Zwischenzollinie wurde nun 
für den 1. Oktober in Aussicht gestellt. Zugleich wurde die Delbrück 
angekündigte Idee der freien Zollkonferenzen von Schwarzenberg in 
denselben Wochen klarer durchdacht. Der Fürst hielt, wie es scheint, 
ihren Zusammentritt für dringlicher, als er war, weil man ihn — 
sehr flüchtig — dahin unterrichtet hatte, daß Preußen schon auf 
der bevorstehenden Zollvereinskonferenz die Erneuerung der auf 12 
Jahre abgeschlossenen Zollvereinsverträge zur Beratung stellen mtisse. 
Verhinderte Österreich nicht, daß die Verlängerung beschlossen wurde, 
so konnte Preußen alles weitere ruhig abwarten; 12 Jahre lang war 
es dann in seiner handelspolitischen Stellung ^ gesichert, wenn nicht 
kriegerische Ereignisse sie erschütterten. Osterreich mußte ihm also 
zuvorzukommen suchen und tat das nach des Fürsten Meinung am 
besten durch eine eigene Konferenz. 
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Nun traten er und seine Berater auch offen mit der Forderung 
hervor, daß der Tennin der beabsichtigten Zolieinigung mit Deutsch- 
land derselbe Tag sein solle, an dem die Zollvereinsverträge abliefen, 
da man in (isterreich glaubte, auf der bevorstehenden Zollvereinskon- 
ferenz müsse über die Erneuerung der auf 12 Jahre abgeschlossenen 
Verträge verhandelt werden. Das österreichische Programm wurde 
dadurch wesentlich faßlicher und gewann an politischer Aktualität, 
aber zugleich wurde damit auch das von Brück wohlweislich zuerst 
aus der Debatte ausgeschaltete Verlangen der völligen Zolleinigung, 
Sehwarzetibergs Geist gemäße in den Vordergrund gedrängt den 
handelspolitischen Schwierigkeiten keine Rechnung mehr getragen. 
Schwar/enberg begriff', daß er sich auf eine denkbar ungünstige 
Basis gestellt hatte, als er Osterreich an die Seite des Vierkönigs- 
bündnisses führte. Nur das eine Urteil traf auf seinen politischen 
Mißgriff' zu, das Kübeck an den erstell Apriltagen gegen Prokesch 
äußerte: ,,Das österreichische Bündnis mit Bayern, Sachsen und 
Württemberg enthält nach meiner llberzeugung unlösliche politische 
Widersprüche, vorzüglich in Beziehung auf die Stellung der öster- 
reichischen Regierung zu Deutschland und zu den österreichischen 
Staaten, dann in Absicht auf die (Gestaltung und Wirksamkeit der 
gesetzgebenden und der vollziehenden Gewalt/* \) Der Fürst zögerte 
nicht, aus der unglücklichen Stellung, die er gewählt hatte, wieder 
einen Ausweg zu suchen, und sich dadurch auch eine Möglichkeit 
zu verschaffen, mit Preußen neue Verständigungsverhandlungen ein- 
zuleiten. Schon wiederholten ihm Ktibeck und Metternich seit Wochen, 
daß Osterreich zu einer festen und geraden, ohne Schwankungen und 
erfolgreich durchftihrbaren Politik nur dann kommen werde, wenn 
es sich ohne Vorbehalt wieder gänzlich auf den Boden der Bundes- 
verfassung stelle, den Bundestag wieder einberufe und durch ihn die 
Entwicklung der Bundesinstitutionen und Bundesaufgaben mit Ent- 
schiedenheit in die Hand nehme.^) Schwarzenberg gab ihrem Drän- 
gen jetzt nach und sah auch ein, daß die Zollkonferenz mit aus- 
reichender Legitimation von der Nation einberufen werden könnte, 
wenn man ihr die Aufgabe setzte, die Entwicklung des Bundestages 
zu unterstützen, die Wege für die t'berweisung der handelspolitischen 
Angelegenheiten an den Bund zu ebnen. In der preußisch gesinnten 

M Beer. Kübeck und Metteruich -U). 

«) Beer, Kübeck and Metteruich, 70, ss, i(»4. 
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Presse tauchte sogar die Vermutung auf, daß Schwarzenberg schon, 
indem er für den Zusammentritt einer freien Konferenz eintrat, die 
Wiederherstellung des Bundes habe vorbereiten wollen. 

Am 20. April lud der Fürst als Vertreter der Präsidialmacht 
die Regierungen ein, alsbald nach dem 1. Mai, an welchem Tage 
das Interim ablaufe, Bevollmächtigte nach Frankfurt zu entsenden, 
damit eine Pienarversammlung des Bundestages stattfinden könne; 
auf ihr solle die Reform des Bundes in Angriff genommen, über die 
Organisation der zukünftigen Zentralgewalt entschieden werden. Die 
Versammlung kam nur unvollständig zu Stande und trat deshalb nicht 
in Kraft. Aber Schwar/enberg war durch die Einladung hiezu nun klar 
und unzweideutig auf den Boden der alten Bundesverfassung zurück- 
getreten, hatte sie wieder in Kraft erklärt und als Programm ver- 
kündet, daö die „kaiserliche Regierung auf den gegebenen durch 
Vertrag und Reclit begründeten Verhältnissen jene entwickelt zu 
sehen wünsche, welche für die Zukunft geschaffen werden sollten."') 
Er hatte sich frei von allen Sonderabmachungen gemacht, die Preußen 
oder die Mittelstaaten betrafen. Er brauchte sich deshalb von den 
Mittelstaaten jedoch noch nicht offen zu trennen, da auch sie als 
Ziel ihres Vierkönigsbündnisses die Bundesi'efonn bezeichnet hatten, 
konnte aber mit Preußen auf neuer (irundlage verhandeln. Er war 
jetzt auch um die Rechtfertigung der Zollkonferenzen nicht mehr 
verlegen; auch wenn Preußen sich fern hielt, konnte es ihnen ihre 
gesamtdeutsche Tendenz nicht bestreiten. 

Die nächsten Monate verwandte Schwarzen berg in reger Tätig- 
keit dazu, den(iegner matt zusetzen. Unterstützt wurde er dadurch, 
daß Rußlands Druck schwer auf Preußen lastete. Hartnäckig verlangte 
er, Preußen solle auf die Union verzichten und dann in der Pienar- 
versammlung des Bundes erscheinen. Mit der Zolleinigung hielt er 
vorläufig zurück. Preußen wollte jenen Verzicht nicht aussprechen, 
ehe eine Verständigung über die zukünftige (iestaltung des Bundes 
cr/ielt wäre. Sein Widerstand ermattete allerdings, im Laufe des Mai 
und Juni, mehr und mehr, ohne daß es ihn freilich aufgab. Auch 
die Delbrück'sche Aktion zur Itelebung des Zollvereins trug, wie ge- 
schildert, diese Zeichen der Lage in sich; sie wurde im Staatsmini- 
sterium gelähmt, aber doch fortgesetzt. Daß die preußische Regierung 
im Juni damit hervortrat, trieb die Spannung endlich bis auf den 

') Die Denkschriften des österreichischen Handelsministers etc. Wien 1850. 
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äußersten Grad. Graf Bernstorff glaubte, als er ihre Wirkung auf 
die österreichische Regierung beobachtete, eine unglückliche Lösung 
der Krisis nur noch verhindern zu können, indem er sich privatim 
und freundschaftlich mit Schwarzenbei^ in Verbindung setzte und 
dann in den letzten Junitagen nach Berlin eilte, um auch dort per- 
sönlich Mäßigung zu empfehlen. Schwarzenberg sah in Preußens Vor- 
bereitungen für Kassel einen Vorstoß, während es sich sonst auf allen 
Punkten in der Verteidigung hielt. Es Empörte ihn und Brück nicht 
nur, daß Preußen die österreichischen Vorschläge in seiner Einladung 
für Kassel gar nicht erwähnte. Prokesch hatte auch die Vorlagen 
mitgeteilt, die Preußen in Kassel machen wollte, und die er durch 
Delbrück kannte. „Anstatt eine Handelserleichterung in dem Verkehr 
mit Österreich in Antrag zu bringen, sollten viel mehr Plrschwerungen 
Platz greifen ; denn nach dem Vorschlage Preußens sollte die für 
böhmisches Leinen (durch die Konvention vom 20. Oktober 1847, 
28. April 1848 und 27. Dezember 1849) vertragsmäßig sichergestellte 
Zollfreiheit bei der Einfuhr nach Bayern, Sachsen und über die Grenz- 
linie von LeobschütÄ bis Seidenberg aufgehoben und die Zollbegün- 
stigung wesentlich beschränkt werden. Andere Anträge Preußens 
gingen auf die Erhöhung des Einfuhrzolles speziell österreichischer 
Erzeugnisse, als : Shawls und Shawltücher, Halbseiden- und Kamm- 
garnwaren, sogar auf Steigerung des Zolles auf unverarbeitete Seide. 
Auch bezüglich der Elbezölle lehnte Preußen ab, auf die von Oster- 
reich in Vorschlag gebrachte Aufhebung einzugehen und zeigte sich 
nur geneigt, einer Ermäßigung auf die Hälfte zuzustimmen, jedoch 
unter der Bedingung, daß die Kasseler Konferenz die für andere 
Verkehrsrichtungen vorgeschlagenen Ermäßigungen annehme, wodurch, 
wie Österreich darlegte, die für den Elbeverkehr nachteilige Begün- 
stigung der Route über Stettin aufrecht erhalten würde". i) 

„(Jegen ()sterreich feindlich und teilweise sogar vertragswidrig" 
nannte Brück*) die preußischen Anträge. Schwarzenberg aber, durch 
Preußens Widerstand gereizt, ließ sich nun dazu hinreißen, ganz 
wie Brück von jeher es tat, in der handelspolitischen Angelegenheit 
die Hauptfrage der deutschen Politik anzuerkennen und sich dafür 
zu engagieren, daß sie zuerst gelöst werden müsse und ihre Lösung 
dann die der politischen Probleme nach sich ziehen würde. Wie er 

^) Heer, Handelspolitik, 1)5. 
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Preußen bisher die unbedingte Anerkennung des Wiederinkrafttretens 
des Hundestages abpressen wollte, so entschloß er sich, jetzt auch 
seine sofortige Zustimmung zur Zolleinigung zu verlangend) Durch 
ein Kundschreiben vom IG. Juni teilte er seinen Gesandten bei den 
Höfen und in Frankfurt diesen Entschluß mit und legte jene schon 
einmal kurz erwähnte Denkschrift bei, die Brück im Frühjahr über 
die Zollfrage ausgearbeitet hatte. Sie ist vom 30. Mai gezeichnet und 
besteht aus zwei Abschnitten. Der erste Teil zeigt den Bruck'schen 
Plan, der einst auf freie Vereinbarung der Zoll- und Handelsgruppen 
eingerichtet war, Schwarzenbergs Bundesreformpolitik angepaßt. Und 
zwar werden darin positive Vorschläge für die (Übertragung der ZoU- 
und Handelsangelegenheiten auf den Deutschen Bund gemacht. In 
14 Paragraphen werden die Kompetenzen des Bundes in Bezug auf 
sie, sowie die zu ihrer Erledigung in Aussicht genommenen Organe 
schon mit der Präzision eines (iesetzes bezeichnet: zuerst wird das 
Zollgebiet umschrieben, wobei gewisse Ausnahmen, sowie Erweiterungen 
vorge-sehen werden; dann werden die Kompetenzen in Hinsicht auf 
die völkerrechtliche Vertretungsbefugnis des Bundes (Handelskonsuhi, 
Interessenwahrung aller Bundesangehörigen im Ausland, Handels- 
und Schift'ahrtsverträge), sowie in Hinsicht auf den Handel im Inne- 
ren (Überwachung und Ordnung des Handels, der Zollverwaltung, 
Regelung der Flußzölle, Verteilung der Zolleinnahmen), endlich die 
besonderen Organe bezeichnet: (Bundesrat für Handel und Schiff- 
fahrt, bestehend aus einem jährlich zusammentretenden großen Rat, 
der sich aus Abgeordneten der Handels- und Gewerbekammern und 
aus Vertrauensmännern der Regierungen zusammensetzt, und aus 
einem Ausschusse als bleibender Beratungsbehörde der Bundesgewalt^ 
einem Handelsamt als Oberaufsichtsbehörde, nebst statistischem Bu- 
reau, Zollkontroll- und Rechnungskammer), ('her die Schwierigkeiten 
gleitet die Denkschrift wieder leicht hinweg, indem sie nur in An- 
merkungen auf sie Bezug nimmt; die Revenuenverteilung erledigt 
sie durch den Hinweis, daß infolge der Bundesreform das Einnahme- 
bedürfnis erhel)lich steigen und die Masse der Revenuen für ihn be- 
wahrt werden würde, ohne zur Verteilung zu kommen; der jetzt zuerst 
erwogenen Schwierigkeit, ob Hannover nicht ein Präzipuum begehren 
würde, begegnet Brück, indem er sich bemüht, Hannover ein solches 
Verlangen auszureden. Von Übergangsstadien bis zur Zolleinigung, die 
^) Beer. Handelspolitik, ',»«. 
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ihm bis dahin als unentbehrlich galten, ist nun nicht mehr die Rede. 
S 2 besagt schlechthin : „Im Innern der gemeinschaftlichen Zollinie 
ist der Verkehr frei, mit alleinigen Vorbehalten der wegen innerer 
Verbrauchssteuern und Finanzmonopole bestehenden oder gestatteten 
Beschränkungen". Von erheblichem Interesse sind die Prämissen, aus 
denen die Denkschrift die Notwendigkeit der Zolleinigung folgert: 
„Ein deutscher politischer Verein muß in unserer Zeit auch zum 
Zollverein werden, und umgekehrt, oder das Eine wie das Andere 
bleibt eine Unwahrheit, eine Täuschung, der Zerklüftung Deutsch- 
lands in materiellem wie politischem Anliegen wird nicht abgeholfen 
und die Zerwühlung der gesellschaftlichen Zustände daueit foil"J) 
Die Denkschrift beginnt auch sofort : .,lJei Lösung der deutschen Frage 
sind vor allem zwei Tati:achen festzuhalten: das Streben der deut- 
schen Nation nach engerer Verbindung ihrer Glieder und das Streben 
des österreichischen Kaiserreichs nach organischer Staatseinheit seiner 
Teile. Heide Forderungen beruhen auf einer gleichstark gefühlten 
politischen Notwendigkeit''. ^.Die politische Form zu tinden, in wel- 
cher die historisch berechtigte Vielheit und die notwendige Einheit 
wirksam zusammengehen können, die den einzelnen (rliedern auch 
kein Opfer zumutet, welches das (ianze nicht erheischt, — das ist 
die Aufgabe — ".-) Als den wichtigsten Schritt zu der politischen 
Einigung Österreichs und Deutschlands, gebaut nicht auf die Ober- 
herrlichkeit dieses oder jenes Staates, sondern auf die organische 
Einheit der Interessen, als Bürgschaft für eine glückliche Lösung der 
Wirniisse sowie für eine geordnete Entwicklung der inneren Zustände, 
betrachtet jeder nicht durch die Sonderbelange befangene Deutsche, 
wie jeder unbefangene Österreicher die österreichisch-deutsche Zoll- 
einigung". =^) Geschickt fügt die Denkschrift hinzu, daß die EinigUBg 
auch das Moment sei, den Zollverein in seiner Verfassung dem all- 
gemein anerkannten Ueformbedürfnis gemäß zu entwickeln, mit den 
geeigneten Organen und Handhaben, einer umfassenden energischen 
Leitung und ständigen Einrichtungen zu Versehen, woran es ihm noch 
völlig fehle. Im Bundesrechte werde er eine sichere, von allem 
Wanken und Schwanken beschützte unumstößliche Ilechtsgrundlage 

*) Die Denkschriften des k. k. österreichischen Handelsministeriums etc.. 
Leipzig isr)(). S. 2s. 

^) A. a. 0. 25. 
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erhalten. Freilieh, so weit der Plan vom Oktober 1849 in der Denk- 
schrift entwickelt erscheint, an einem hält er fest, den Grundsatz 
der Freiwillif^keit für das Zustandebrinji^en des Werkes. Nebenbei 
nimmt die Denkschrift in ihrem ersten Teil, wie zur Beruhigung für 
Preußen, die V'ersicherung Schwarzenbergs gegen Delbrück noch ein- 
mal auf, daß man die Bundeskommission keineswegs als Organ habe 
benutzen wollen, „irgend etwas in Zollangelegenheiten selbst zu ent- 
scheiden, im (Gegenteil sollte das Werk der Zolleinigung durch Ver- 
trag der Bundesmitglieder zu Stande gebracht werden".') 

Fast ohne Zusammenhang mit dem ersten Teil liest sich der 
zweite. Er ist weit mehr eine Fortsetzung der Denkschrift vom 80. 
Dezember, auf die er sich auch bezieht, und möglicherweise schon 
im Winter bald nach jener geschrieben, schwung\'oll reich an histo- 
rischen Ausdrücken, voll nationalen Selbstgefühls und weitreichender 
Hoffnungen. Zu welcher Handelspolitik wird die Zolleinigung führen? 
Bisher führt Bmck aus, konnte es keine Handelspolitik von deut- 
scher Seite her geben. Denn „Osterreich und der Zollverein waren 
zwar auch bisher große Handelsgebiete, allein der Lauf ihrer Haupt- 
ströme und anderer Staaten sowie die vereinzelte Lage zu dem wich- 
tigsten Meere erschwerte ihnen für sich allein eine ganz selbstän- 
dige Handelspolitik durchzuführen. Österreichs imposante Länder- 
masse stützt sich unmittelbar nur auf einen Punkt am Meere und 
lehnt sich mittelbar durch die Donau an eine Binnensee; auf die 
Handelspolitik der Ausfuhrhäfen für sein Elbe- und Weichselgebiet 
übt es keinen Einfluß. (Heiches gilt vom Zollvereine, der sich un- 
mittelbar blos nach dem Binnenmeer der Ostsee abdacht'^*) Aber 
auch wenn Zollverein und Nordseestaaten sich vereinigen würden» 
würden sie ohnmächtig bleiben ; denn sie müßten mehr noch als 
jetzt schon der Zollverein an dem (Gegensatz zwischen SchutzzoU- 
und Freihandelsinteressen kranken, und ihr (Jebiet wäre zu klein, 
als daß sie diesen Gegensatz je überwinden könnten; dies würde 
erst eine weitere Ausdehnung ermöglichen. Handelspolitik ist heut- 
zutage aber für jede große nationale (iemeinschaft nötig. „Wie die 
materiellen Belange, so ist auch die Khre von Staaten und Völkern 
nie gesichert^ ihre internationale Stellung nie Felbständig, wenn es 

') A. a. 0. 27. 
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nur vom gutea Willen oder vom Interesse fremder Milchte abhilnj^t, 
wie weit ihr Handel unp^efährdet bleiben soll".') 

„Was werden die deutschen Staaten einzeln in Verkehrsange- 
legenheit^n und auf der Weltbühne gelten? Bei Mangel einer ein- 
heitlichen Handelspolitik zum Zwecke der gemeinsamen Zurückwei- 
sung von Bedrückungen durch fremde Staaten und zur endlichen 
Herstellung eines gleichberechtigten internationalen Verkehrs werden 
Handel und Industrie nimmer jene Sicherheit gewinnen, die für sie 
und für den Einsatz großer Kapitale ein Lebenserfordernis ist, wer- 
den wir bei aller Tätigkeit und allen Mühen nimmer aus engen 
Schranken hinaus können, nimmer eine Stellung erlangen, die uns 
endlich von der Abhängigkeit befreit, in der wir bisher uns bewegen 
mußten. Oder wären den norddeutschen Küstenstaaten eine achtungs- 
volle Behandlung ihrer Flagge auf allen Meeren, die erleichterte 
Abschließung günstiger Handels- und Schiffahrtsverträge, die Sicher- 
heit ihres Handels, deren Mangel sie noch jüngst so bitter haben 
fühlen müssen, Vorteile ohne WertV^) „So nur erlangt das ganze, 
von der Natur so reich begabte Mitteleuropa, gleich England, die 
sichere Gewähr der Kontinuität^ der inneren friedlichen Entfaltung, 
also die Gewähr dafür, daß es nicht wie im IG. und 17. Jahrhun- 
derte, und wie während der napoleonischen Kriege, aus seiner eben 
beginnenden Entwicklung wieder in tief zerrüttende Verwirrung 
zurückgeschleudert werde, aus welcher es scll)st nach den äußersten 
Anstrengungen und den glücklichsten Siegen nicht einmal seine alten 
Bestandteile rettete, während Britannien, das daheim keinen Feind 
gesehen hatte, aus den jüngsten allgemeinen Friedensschlüssen in 
vier Weltteilen vergrößert hervorging, und an See- und Gewerbs- 
kraft allen anderen überlegener den je dastand."-) Selbstverständlich 
wird die Handelspolitik zum Bau einer starken Kriegsflotte führen. 
Die Voi*aussetzung einheitlicher Handelspolitik, eine volkswirtschaft- 
lich gleiche Grundlage, ist in Osterreich und dem übrigen Deutsch- 
land gegeben, sie wird durch die bisherigen widernatürlichen Zoll- 
schi-anken nur verdeckt und gewaltsam verzerii:. Sie ist sogar auch 
noch für Italien, Niederlande, Belgien, Dänemark vorhanden. Diese Län- 
der wären am besten in ein und derselben Zolleinisung zu um- 
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schließen, dem Auslände j>:egenüber aber solle man einen autonomen 
Zolltarif aufstellen, der nach den sich rasch lindernden Bedingunp:en 
des Verkehrs jederzeit jreilndert >Yerden könne. Ein sich Binden 
durch Handelsverträge erscheint Brück bedenklich. Alle Einwände 
gegen das Fallenlassen der Zollschranken seien alt und schon gegen 
den Zollverein dereinst erhoben und auch widerlegt worden. 

Unmittelbar praktische Bedeutung kam der Denkschrift nur 
bezüglich ihres Vorschlages von freien Zollkonferenzen y.u, auf denen 
die Organisation der Handelspolitik von Bundeswegen vorberaten 
werden sollte. Aber da nicht zu erwarten war, daü Preußen sich 
hieran beteiligte, in wiefern sollte sie da den Willen Schwar^enbergs 
dienen, Preußen alsbald unter das Joch der Zolleinigung zu bringen V 
Unzweifelhaft stellte die Denkschrift ein großzügiges, wahrhaft natio- 
nales Programm der Pintwicklung der bisher unbehilttichen /^li- 
ve reinsverfassung und ihrer Uebertragung auf den Gesamtdeutsch- 
land umfassenden Bund dem mageren Programm entgegen, mit dem 
Preußen nach Kassel gehen wollte. Auch wurde der Zusammentritt 
der Konferenz geschickt genug damit gerechtfertigt, daß durch sie 
alle Avirtschaftlichen Schwierigkeiten soweit gehoben werden könnten, 
daß der Bund die Möglichkeit habe, ohne ärgerliche Hemmungen 
sofort die ( )rganisation der Handelspolitik zu beschließen ; es war 
der (iedanke, den Schwarzenberg ein halbes Jahr später zu ülmüt;? 
verwirklichte. Aber das sah man diesen Vorteilen der Denkschriften 
gegenüber doch sehr rasch ein, daß man mit der freien Konferenz, 
auch wenn man sie nachdrücklich betrieb, der zu Kassel keineswegs 
noch zuvorkommen konnte, deren Eröffnung schon zu nahe bevor- 
stand, und daß man vielmehr versuchen müßte, auf der Kasseler Kon- 
ferenz selbst Einfluß zu gewinnen. Osterreich hatte zwar hier keinen 
Zutritt; die Mittelstaaten jedoch ließen sich wahrscheinlich bestimmen, 
Preußen entgegenzutreten. 

Brück entwickelte daraufhin noch am 16. Juni in einem 
Schreiben an Schwarzenberg drei Möglichkeiten, Preußen zai begegnen..^) 
Als erste bezeichnete er eine Vereinbarung mit Bayern, Sachsen und 
Württemberg, wonach diese in Kassel die Zolleinigung mit Osterreich 
auf (irundlage der österreichischen Denkschriften beantragen und 
auf ihr beharren sollten. Für den Fall, daß es darüber zum Bruch 
des Zollvereins käme, sollte den Verbündeten versprochen werden, 

') Beer, Handelspolitik, SX). 
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daß Österreich darauf mit ihnen in einen neuen Zollverein unter den 
günstigsten Bedingungen eintreten werde. Erst an zweiter Stelle legte 
er das Mittel einer freien Konferenz zur Vorbereitung für den Bund 
dar. Als drittes empfahl er eine erneute Berufung an Preußens 
deutschen Idealismus und dessen Sinn für die Wohlfahrt des Volkes ; 
sie konnte ihm kaum ernst gemeint sein. Worauf er hinaus wollte, 
war die Vereinbarung mit den drei Mittelstaaten über ihr Verhalten 
in Kassel. Sie sollten also dort Preußen die Bereiterklärung zur 
Einigung mit Osterreich abtrotzen, nachdem die österreichische Diplo- 
matie von ihnen bisher acht Monate lang noch kaum das geringste 
Entgegenkommen erzielt hatte. Brück selbst sah auch jetzt in 
seinem Zorn gegen Preußen handelspolitisch noch klar genug, um 
einzuräumen, daß das eigentliche Gefühl in Bayern, Sachsen und 
Württemberg Preußen gegenüber die Furcht sei, da dieses den Zoll- 
verein kündigen könnte. Aber er redete sich ein, daß man es über- 
winden könnte, wenn man ihnen ausreichende Entschädigungen bot. 
Wie groß dieselben ausfallen mußten, ob sie überhaupt möglich 
waren, scheint er nicht näher erwogen zu haben. Er brachte nur 
am 28. Juni*) den Ministerrat dahin, sich hiezu ausdrücklich bereit 
zu erklären, wenn der Zollverein infolge des Vorgehens in Kassel 
gesprengt würde. Am 3. Juli«) machte Schwarzenberg den Gesandten 
in München, Stuttgart und Dresden von diesem Entschlüsse Mit- 
teilung. Der Fall war vielleicht nicht so geartet, daß man ihn einer 
wenig starken, aber stets mißtrauischen Hilfe zur Entscheidung hätte 
überlassen sollen. Die handelspolitische Frage wurde dadurch aber- 
mals akut Während Preußen infolge der Schmälerung an Delbrücks 
Entwurf schon halb und halb darauf verzichtet hatte, in Kassel das 
Problem in seiner ganzen Bedeutung für den Zollverein aufzuwerfen, 
trieb Osterreich die Mittelstaaten dazu an, ihrerseits zu tun, woran 
sich Preußen unter dem Druck der politischen Gesamtlage nicht 
heranwagte, und entscheiden zu lassen: ob Zolleinigung oder Zoll- 
verein, Fortbestand des Zollvereins mit Aufnahme Österreichs oder 
Trennung vom Zollverein und Übertritt zum Kaiserstaate. Kübeck») 
in Frankfurt erhob, sobald er von alledem Kenntnis erhielt, seine 
warnende Stimme wiederholt aber vergebens gegen die Taktik, die 
Schwarzenberg mit dem Schreiben vom 10. Juni in der handels- 

*) *) Beer, Handelspolitik, *J7. . 
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politisclion An<?elef^onlieit einschlu«?. Ev sell)st hatte freilich als erster, 
schon am 9. Juoi,') Schwai-zenbei^rs Aufmerksamkeit auf die Dinj^e 
j?elenkt die sich in Kassel abspielen sollten, aber in ^nz anderer 
Absicht als Brück und Schwarzenberjr jetzt voi^niren. Er war der 
rberzeuRung, daü die diplomatische Ajrression Österreichs sich zur 
Zeit darauf zu sammeln habe, den Bund wieder ins Leben zu rufen 
und Preußen zur Mitwirkung dabei zu zwingen. War der Bund da, 
und gelang es, seine Organe zu entwickeln, ihn gesetzgeberisch 
leistungsfähig zu machen, so traute Kübeck ihm zu, daü er bald 
auch die Handelspolitik an sich zu ziehen vermöge, wie sehr sich 
Preußen auch dagegen sträuben würde, außerdem bekam Osterreich 
hiedurch in Deutschland wieder eine Stellung, die sich mit der 
Preußens im Zollverein messen konnte. Wenn Schwarzenberg jetzt 
umgekehrter Ansicht huldigte, daß die Lösung des handelspolitischen 
Problems der Bundesreform vorangehen müs*se und sie zur Folge 
haben werde, so stellte Kttbeck ihm das nachdrücklich als Irrtum 
vor, wie er von Anfang an schon die entsprechende Täuschung Brucks 
in seinem Briefwechsel mit Metternich^) bekämpft hatte. Er weigerte 
sich^ der Weisung des Fürsten gemäß die Bruck'sche Denkschrift 
der immer noch in Frankfurt ihr Dasein fristenden Bundeskommission 
zu überreichen.^) Er gab Schwarzenberg zu erwägen, ob sie Preußens 
Pläne in der Art, wie sie die Bundesgewalt handelspolitisch organi- 
sieren wolle, nicht geradezu förderte und ihm noch erheblichere Vor- 
teile bot, als es im Zollverein besaß. Er übte Kritik an Brucks stän- 
diger Itehauptung, daß die Publikation der Ergebnisse der öster- 
reichischen Tarifkommission auf Deutschland einen sieghaften Ein- 
druck ausüben werde; wirksamer werde sein, wenn man auch nur 
einen Teil der verheißenen Zollermäßigungen endlich in Kraft setze. 
Dem Hinarbeiten auf freie Zollkonferenzen konnte er keinen üeschmack 
abgewinnen, sodass sie Brück ausführlich als zweckvoll vor ihm ver- 
teidigte.*) Das ganze Vorgehen mit Denkschrift und Rundschreiben 
schien ihm im Augenblick offensichtlich unklug und ungeschickt. 
Was er durch seinen Brief vom 9. Juni einzig hatte anregen wollen, 
war Vorsicht, damit Osterreich in Kassel nicht durch Preußen über- 



^) Heer, IfandelspoliUk. .Viö/rKtr». 

*} Beer, Kübeck und Metternich. sm/s*J. 

^) Kübeck an Schwarzenberg 24. Juni 1850 (W. A.) 

*) Beer, Handelspolitik, 540—542. 
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rascht und um alle Aussichten seiner Zollpolitik gebracht werde. 
Piine reine defensive Haltung galt ihm in der Zollfrage vorerst allein 
für richtig ; ( )sterreicii erreichte nach seiner Meinung so viel, wie es 
brauchte, wenn es nur verhinderte, dali Delbrück die Mittelstaaten 
vorzeitig zu Abmachungen beredete, die die Verlängerung der Zoll- 
verträge im nächsten Jahre auf weitere zwölf zur Notwendigkeit 
machten. 

Seine Katschläge Avurden nicht geh()rt. Schwar/enberg war aber 
auch weit davon entfernt, nun mit Brück geschlossen zusammen- 
zugehen und demnach alle Hoffnung auf die Mittclstaaten in Kassel 
zu setzen. BemstorflFs unter der Hand gemachter Annäherungsver- 
such war von ihm nicht uur mit liebenswürdigen Worten aufgenom- 
men worden, sondern dies mochte auch wieder seine Ansicht erkennen 
lassen, schließlich doch wieder im Einvernehmen mit Preußen zu 
handeln, auch in der Handelsfrage.') Während Bernstorft' nach Berlin 
eilte, lief bei Brück eine Einladung von der Heydts zu einer Be- 
sprechung an der schlesischen ( Frenze ein. Brück wurde in dem- 
selben Ministerrate, der auf die süddeutschen Staaten durch mög- 
lichst große Entschädigungsangeboto einzuwirken beschloß, bevoll- 
mächtigt, der Einladung nachzukommen, und zugleich beauftragte 
ihn Schwarzenberg, mit einem neuem Memoire über die preußiscii- 
deutschen Handelsbeziehungen. Er war schon im Begriff, Preußen 
ein neues Interim anzubieten, „demzufolge während der Beschluß- 
fassung der deutschen Staaten über die künftige deutsche Verfassung 
am Bundestage beide Mächte mit gleichen Rechten gewissermaßen 
die „Zentralgewalt" bilden sollten**.^) P]s mag dahin gestellt bleiben, 
wie weit er bei diesem letzten Ausgleichsversuch, den er vor Olmütz 
machte, auf Erfolg rechnete. In Berlin lehnte man ab, und es kam 
darüber im Laufe des Juli zu erregten Auftritten zwischen Bern- 
storff und Schwarzenbei'g, bei denen der Fürst einmal ausrief: 
„Ilü.sten Sie doch!" Die Aufnahme, die Schwarzenberg bei den Füh- 
renden unter den Mittelstaaten des Zollvereines für die Angebote 
vom 16. Juni und 3. Juli fand, hat jedenfalls nicht dazu beigetragen, 
daß er sein Angebot als bloße Intrigue geplant. p]r hatte in Rück- 
wirkung auf Bayerns Anspruch, die anderen zu führen, sich am 30. Juni^) 



») Bernstorff S. 122—125. 
*) Bernstorff S. 127. 
•) Wiener ^rchiy. 
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an Pfordten gewandt, um der Hoffnung Ausdruck zu verleihen, daß 
Bayern, falls es Österreichs Wünsche in Kassel vertrete, auch in 
Stuttgart, Dresden, Darmstadt und Kassel zu einer günstigen Hal- 
tung bestimmen möge. Sein (Jesandter in München aber, mußte ihm 
schon am 2. Juli') berichten, daß Pfordten sich nicht so weit zu 
verpflichten gedachte, wie es in Wien als nötig bezeichnet wurde. 
Er war zwar bereit, sowohl die Denkschrift in Kassel zu vertreten 
und auf sie hin Unterhandlungen des Zollvereins mit Österreich zu 
beantragen, als auch Zollerhöhungen zu Österreichs Ungunsten l)ei 
der Tarifrevision hintanzuhalten, aber zugleich erklärte er aufs be- 
stimmteste, daß es Bayern deshalb nicht auf eine Auflösung des Zoll- 
vereins ankommen lassen könne. ¥s gab sich überhaupt den An- 
schein, als schätzte er die Konferenz in Kassel, einerlei wie sie ver- 
laufe, niclit für so bedeutsam ein, als Österreicli es tat. Die Er- 
neuerung der Zollvertrilge könne gar nicht in Frage kommen, da 
sie erst 1853 abliefen. Er versicherte, daß Bayern in keinem Falle 
des Zollvereins wegen seine allgemeine Politik ändern werde. Von 
WMlrttemberg hörte Schwarzenberg einstweilen gar nichts. Eifrig 
war nur Sachsen. Sieht man zu, so war es für die Mittelstaaten in 
der Tat schwierig, in Kassel eine bestimmte Haltung einzunehmen. 
Für sie alle kam die Unsicherheit der politischen Verhältnisse in 
Betracht. Niemand konnte übersehen, ob Österreich und Preußen 
sich bis zum Herbste verständigen oder aber mit Krieg überziehen 
würden. Die militärische und diplomatische Schwäche der Mittel- 
staaten mußte ihnen unter diesen Umständen davon abraten, sich 
festzulegen. Es kam dazu, daß ihre Stellungnahme den Ausbruch des 
Krieges vielleicht beschleunigen, Österreichs Mut zu einem solchen 
verstärken, Preußen aber ihn nach alledem herbeizuführen geeignet 
war. Den Krieg scheuten sie aber sämtlich, nicht nur weil sie selbst 
seine hauptsächlichsten Opfer werden konnten, sondern auch weil der 
Sieger ihrer Triaspolitik leicht ein Ende machen und sie in poli- 
tische Abhängigkeit von sich bringen mochte. Einem schroffen Vor- 
gehen eines jeden einzelnen unter ihnen standen außerdem örtliche 
oder persönliche (iründe hemmend entgegen. 

Bayern war politisch allerdings darauf bedacht, durch Schwar- 
zenberg der Union den Todesstoß versetzen zu lassen. Auch war es 
lebhaft gegen Preußen verstimmt, weil dieses den auf Bayern ent- 

*) Wiener Archiv, 
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fallenden Anteil der letztjilhrigen Zollrevenuen zurückbehielt^ um sich 
daraus für die Kosten seiner kriegerischen Intervention in der Pfalz 
bezahlt zu machen. Anderseits aber widersprach ein Teil seiner wirt- 
schaftlichen Interessen violleicht am allerstärksten einer Zolleinigung 
Deutschlands und Österreichs. Schon im Januar ISöO hatte der 
Referent des handelspolitischen Ausschusses dos bayrischen Land- 
tags, der Abgeordnete Xeuft'er orklilrt, daß eine Zolleinigung mit 
ganz Osterreich für ganz Deutschland nicht den viel gehofften Nutzen 
habe, seinem speziellen Vaterlande aber eher Schaden als Vorteil 
bringen würde.O Dieser Widerspruch hatte aber nicht nur handels- 
politische Bedeutung für das Ministerium. Alle diese mittelstaatlichen 
Ministerien waren in hohem Matie abhängig von ihren Kammern. 
Nun aber hatte die bayrische Kammeropposition ihren Uückhalt in 
der Pfalz und in Franken, d. h. gerade an den (Tobieten. die bei 
einer Trennung vom Zollverein am meisten bedroht waren. Das 
mahnte Pfordten zu doppelter Vorsicht. Ahnliche Schwierigkeiten 
wiederholten sich in den beteiligten Personen: Meixner, der Ver- 
treter Bayerns auf der Konferenz, befürwoilete die Einigung mit 
Österreich lebhaft und nahm sich ihrer so viel als er konnte an. 
Aber ihm waren die Hände durch die Zurückhaltung seines leitenden 
Ministers gebunden. Die Ungunst dieser verwickelten Verhältnisse 
scheint dadurch noch gesteigert worden zu sein, daß Österreichs 
(Jesandter in München Esterhazy ziemlich oberflächlich berichtete 
und meist im wesentlichen wiedergab, was ihm die bayerische Re- 
gierung zu sagen für gut fand. So schrieb er gleich zu Beginn der 
Aktion, daß ,,die Nachricht der bevorstehenden Aufhebung der Zoll- 
schranken zwischen den Provinzen der Monarchie (gegen Ungarn, 
am 1. Oktober) als Beweis der Energie und des Ernstes, mit wel- 
chem die Kaiserliche Regierung ihre Maßregeln durchzuführen ge- 
sonnen ist, einen sehr günstigen Eindruck gemacht habe" und nicht 
ohne PMnfluß auf die Ansichten über die zukünftige österreichisch- 
deutsche Handelspolitik bleiben werde^j. Am 2. Juli^) teilte er mit, 
Bayern werde in Kassel beantragen, daß auf einem Zollkongreß 
Bayern, Sachsen und Hannover als Vertreter der übrigen deutschen 
Staaten mit Österreich in Unterhandlung treten. 

*) A. A. Ztg. Nr. 7 vom 7. Jauuar l.s5(). 

-) Esterhazy an Schwarzeuberg M). Juni isoo. (\V. A.) 

*) Wiener Archiv. 



— 86 — 

Gründlicher und geradezu unermüdlich wurde Schwarzenberg 
von Handel unterrichtet. Linden, der Nachfolger Wächters, bedachte 
den österreichischen Gesandten nach dessen Eindruck nur mit schönen 
Worten und dem Vei*sprechen von Erwägungen. Schritten die anderen 
Bevollmächtigten in Kassel im Juli alsbald zu Österreichs Gunstm 
ein, so schloß sich Württemberg nicht an; auf Handels Drängen 
versicherte Linden jedoch : Bei Beschlußfassung über die Verlänge- 
rung des Zollvereins werde man darauf hinzuwirken bedacht sein, 
daß dieses nur in solcher Weise geschehe, daß hieraus für die An- 
bahnung einer Zolleinigung mit Österreich ein Hindernis nicht er- 
wachsen könnc.^) Handel faßte dann allmählich mehr Zutrauen zu 
Linden, und wie es scheint, mit (irund. Der sehutzzöllnerischen In- 
dustrie Württembergs genügte nämlich der preußische Entwurf nicht, 
nachdem die Delbrück sehe Aufstellung in Berlin den agrarischen 
Interessen zuliebe ihrem ursprünglichen Zwecke widersprechend ab- 
geschwächt worden war. Daher verwandte sie ihren Einfluß auf die 
heimische Regierung dazu, in Kassel nichts zustande kommen zu 
lassen. 

Ähnlich eifrig me Handel wirkte Kuefstein in Dresden als Be- 
richterstatter. Nach Kassel selbst begab sich Lothar von Kübeck, ein 
Neifc des inzwischen in den österreichischen Staatsrat eingetretenen 
bisherigen Bundeskommissärs. 

Wirkliche Bereitschaft zu diplomatischer Unterstützung fand 
die österreichische Regierung nur in Sachsen. Der dortige Finanz- 
minister Behr schrieb dem Gesandten Kuefstein:*) ..Die sächsische 

* .. 

Regierung wünscht die Zoll Vereinigung mit Österreich". Sachsen war 
weit selbstloser und aufrichtiger in seinen Bemühungen als das auf 
die Großmächte immerwährend eifersüchtige und nach eigener Füliining 
Deutschlands strebende Bayern, dazu in keinem wirtschaftlichen 
Gegensatz zu Österreich, aber freilich mehr als jeder andere Staat 
des Zollvereins auf dessen Fortbestand angewiesen. Von Sachsen ging 
denn auch der Antrag aus, sobald die Konferenz eröffnet war, in 
die Beratung der Tarifrevision nicht eher einzutreten, als über die 
Neuaufnahme neuer Mitglieder in den Zollverein entschieden sei. 
Der Antrag nahm sowohl auf die Wünsche Preußens Rücksicht, den 
SteueiTerein mit dem Zollverein zu verschmelzen, wie auf das Ver- 

') Handel an Schwarssenberg am 29. Juni 18r»u. (W. A.j 
"; Bchr an Kuefstein am 1. Juni isrx). (\V. A.) 
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langen Österreichs, mit dem Zollverein sich zu vereinigen. Aber er 
wollte doch vor allem dem gleichzeitig eingebrachten Antrage Bayerns 
Nachdruck verleihen, der dahin gelautet hatte, den Inhalt der 
üsteiTcichischcn Denkschrift vom 30. Dezember 1849 und vom 30. 
Mai 1850 sowie der preußischen Antwort vom 28. Februar 1850 in 
Beratung zu ziehen.») Sachsen ließ mit seinem Antrage immerhin 
noch offen, daß in dem Fall seiner Annahme die Beteiligung an einer 
allgemeineren Zollkonfercnz beschlossen werden könnte, auf der die 
Einigung aller Ilegierungen beraten werden könnte, falls auch der 
yteuerverein und die Küstenländer bereit wären. Bayern hatte vor 
Eröffnung der Konferenz versprochen, seinen Antrag ebenso weit zu 
fassen, verlangte aber jet/.t, vorbereitende Verhandlungen zwischen 
Österreich und dem Zollverein zu eröffnen, zu denen vom Zollverein 
Preußen, Sachsen und Bayern bevollmächtigt werden sollten. 

Am 21. Juli erhielt Prokesch eine sogleich auch allen anderen 
Höfen mitgeteilte Weisung, die preußische Regierung aufzufordern, 
daß sie ^auf der bereits eröffneten Zollkonferenz in Kassel dahin 
wirken möge, daß entweder unmittelbar eine allgemeine deutsche 
Zollkonferenz zur Vorbereitung und zum eventuellen Abschluß der 
österreichisch-deutschen Zolleinigung berufen, oder was mit den frü- 
heren Äußerungen der Königlichen Ilegicrung mehr in Einklang 
stände, daß Preußen, Sachsen und Bayem von den übrigen Zoll- 
vereinsregierungen ennächtigt werden, im Namen des Zollvereins mit 
Österreich auf (irund der in dessen Denkschrift entwickelten Vor- 
schläge in Wien über eine in einem nicht allzu entfernten Zeitraum 
in volle Wirksamkeit tretende Zoll- und Handelseinigung und über 
die in der Übergangsperiode bis zum Eintritte dieser Einigung zu 
vereinbarenden gegenseitigen Zoll- und Yerkehrserleichterungen in 
Verhandlung zu treten.*) 

Delbrück hielt die Antwort hin, und da alle Bevollmächtigten 
nur nach eingeholter Instruktion sich äußern durften, so wurde ihm 
dies nicht schwer. Anfang August nahm der bayerische Bevollmäch- 
tigte Meixner, der sich der Sache mit großer Zähigkeit annahm, und 
diesmal nicht nur von Sachsen, sondern auch von Württemberg 

*) Die wQittembergische Zeitung (Handel an Schwarzenberg 11. Juli 185() 
W. A.) schrieb darüber: „Es wäre eine sich selbst brandmarkende Perfidie 
Oesterreichs, durch das von ihm sonfHicrte Sachsen den Zollverein sprengen zu 
wollen, wir können vorderhand nicht daran glauben". 

•) Denkschriften des österreichischen Handelsministe rs, 321. Wien ls50. 
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unterstützt wurde, neuerdings „den Anlaß, um wiederholt und mit 
Nachdruck auf Inbetrachtnahme der österreichischen Vorschläge zur 
Zoll- und Handelseinigung zu drängen^'. Delbrück erklärte aber hier- 
auf, noch nicht mit Instruktionen versehen zu sein, was „dem preu- 
ßischen (ieschäftsgango" besonders aber „der Kürze der Zeit" zu- 
zuschreiben sciJ) Diese Zeit benutzte der preußische Bevollmäch- 
tigt«, um die Trias-Regierungen von der tinanziellen Bedeutung des 
Zollvereins für sie wieder nachdrücklich zu überzeugen. Er hatte 
damit auch vollen Erfolg.*) Die Finanzminister gaben den Ausschlag 
für Berlin. Aus Württembei^ berichtete Handel, die österreichischen 
Ansichten fänden ihre Schwierigkeiten wohl im Finanzdepartement^ 
wo der pekuniäre Ausfall gefürchtet werde, und kleindeutsche Ge- 
sinnungen herrschten. Mehr als in Bayern zugestanden werde, dürfte 
von Württemberg schwer zu erhalten sein.') Für Sachsen aber er- 
klärte Beust ebenfalls, daß der Finanzminister bei einem Zollanschluß 
an Osterreich unter Autlösung des Zollvereins die Übergangsperiode 
fürchte, namentlich wenn die Verbindung mit Preußen plötzlich zer- 
schnitten würde. PLs war nur eine Hötlichkeit, wenn Beust hinzufügte, 
daß sich im Resultate größerer Vorteil für Sachsen aus dem An- 
schluß an Österreich ergeben würde.^) Die österreichischen Vertreter 
verstanden doch, daß er als einziges Ergebnis der Gegenaktion fürch- 
tete, „isoliert aus dem Zollverein herausgedrückt zu werden. Sachsen 
würde zehn Jahre brauchen, um sich an eine Zollverbindung mit 
Österreich zu gewöhnen. An die Möglichkeit einer Zollverbindung 
des ganzen Österreich mit dem ganzen übrigen Deutschland scheint 
übrigens Freiherr von Beust wenig zu glauben''.^') 

80 wurde es verständlich, daß Bayern in Kassel sich auf 
Mahnungen beschränkte und darüber hinaus nichts unternahm ; 
Pfordten bezeichnete sich unmittelbar nach Meixners erneutem An- 
dringen P^sterhazy gegenüber „in der Theorie mit Osterreich in der 
Zolleinigungsfrage ganz einverstanden, in der Praxis zaudert er noch, 
sie für Bayern ernsthaft vorzuschlagen".^) 

*) Kübeck-Kassel an Schwarzcnberg, (>. August 1H.")(). (W. A.j 

*) Zimmermann (.Tin) bemerkt : „Das (lUte hatte aber die Beratung doch, 

daß den Mittelstaat^jn wieder die materielle Wichtigkeit des Zollvereines zum 

Bewußtsein kam". 

^) Handel an Schwarzenberg 1'.). Oktober ls:)(>. (\\. A.) 
*) Kuefstein an 8ch\varzenberg 2\), August 1h:»(>. (W. Ä.) 
*) ( 'rivelli-Dresdcn an Schwarzenberg (». Oktober is.")(). (\\\ A.) 
'*^ Esterhozy an Schwarzenberg 12. August lsr»o. (W. A.) 
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Somit ^iiijz: nun Bayern von Dannstadt allein unter allen 
kleineren Staaten des Zollvereins eine beifällige Erklärung über 
seinen Vorsehlag zu, auf der (ieneralkonferenz die österreichischen 
Vorschläge sofort zu beraten : „ Der beabsichtigte Zweck, die be- 
stehenden deutschen Zoll- und Haiidelsgebiete zu einem größeren 
Verein umzubilden, laut sich weder mit einem bloßen Handelsvertrag, 
noch mit einem einfachen Anschluß an den Zollverein auf gleiche Linie 
stellen, und greift so tief in die volkswirtschaftlichen Verhältnisse 
aller deutschen Staaten ein, daß es für keinen derselben wünschens- 
wert sein kann, von der Einwirkung auf den (lang der Verhand- 
lungen ausgeschlossen zu sein".*) 

Baden lehnte rundweg ab und stellte sich auf den Standpunkt 
der preußischen Note vom 28. Februar: „Die Zolleinigung setzt eine 
Zentralleitung voraus, die aber vor Schaffung der Bundesgewalt und 
somit vor der politischen Neugestaltung des Gesamtvaterlandes nicht 
eingerichtet werden kann".*) 

In Frankfurt war der maßgebende Teil der Bürgerschaft (Senat 
und Handelskammer) gespalten. Die Majorität (Senat) wollte sich bei 
der Verhandlung mit Osterreich an die in der preußischen Antwort 
vom 2S. Februar aufgestellten fünf Punkte der Verkehrserleichte- 
rungen halten, die Minorität der Bürgerschaft, di^ in der Handels- 
kammer dominierte, wünschte die österreichischen, resp. bayerischen 
Vorschläge zur Basis zu nehmen ; beide Teile waren sich jedoch einig 
in dem Wunsche nach allgemeinen Zollkonferenzen, wobei sich der 
Patriotismus Frankfurt als deren Beratungsort ausersah.^) 

Nur an Sachsen lag es also noch, wenn man die Frage der 
Zolleinigung noch nicht zurückstellen und die Tarifrevision endlich 
verbandeln konnte. Preußen drohte, diese Lage ausnützend, nunmehr 
am 15. August*) mit der Kündigung des Zollvereins. Einstimmig 
drückten die Mitglieder darauf Sachsen ihr Bedauern aus, daß es 
sie durch seinen Antrag in ihren Beratungen aufhalte. Am 2L August 
gab unter diesen Umständen auch die sächsische Regierung ihren 
Widerspruch gegen den Eintritt in die Beratung der Tarifrevision 

') (jroliherzoglich hessischer Finanzministcr Schenk an Pfordten. 10. 
August isoo. (W. A.) 

-') (i roßherzoglicher badischer Finanzminister Regenaucr an Pfordten. 
:lo. Juni isöo. (\V. A.) 

•*) Menßhengen an Schwarzenberg, 2(5. Juni 1^50. fW. A.j 

*) Weber 25^. 
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auf, ihr Vertreter machte der Konferenz Mitteilungen von der ihm 
zuteil gewordeneu Instruktion, ,,wenn die Auflösung des Zollvereins 
nicht anders vermieden werden kann als durch Eingehen auf die 
Tariffrage, in eine Verhandlung darüber allerdings einzugehen, 
jedoch die Ausführung bis zur Prüfung und Entscheidung in Ite- 
zug auf die österreichischen Propositionen zu suspendieren'". 

Vorläufig war damit das Begehren Schwarzenbergs abgetan, daß 
die Kabseler Konferenz dazu benützt würde, Preußen zu einer Er- 
klärung für die Zolleinigung und den Zusammentritt von allgemeinen 
Konferenzen zu zwingen oder den Zollverein aufzulösen. Es war 
klar, daß nunmehr erst recht ,,über die Ausdehnung und Tendenz 
dieser Verhandlungen keine Verständigung erzielt werden konnte".*) 
Indessen der Vorteil lag doch nicht ausschließlich auf preußischer 
8eite. Man hatte österreichischerseits angenommen, daß Preußen in 
Kassel die Erneuerung des Zollvereinsvertrages auf zwölf Jahre be- 
treiben werde, und wenn Delbrücks Tarifrevision in schutiszöllnerischem 
Sinne keinen Zweck haben sollte, so mußte er sich von den Süd- 
deutschen auf der Konferenz die Sicherheit der Erneuerung ver- 
schaffen. Es ist möglich, daß Schwarzenberg seinerseit durch die irr- 
tümliche Mitteilung, die ihm seine Referenten gegeben hatten, zu 
seiner Meinung gekommen war; er glaubte nämlich, daß die Ver- 
längerung schon in Kassel verhandelt werden müsse. Erst die 
bayerische Kegierung unterrichtete ihn genauer darüber. Aber 
auch Kübeck, der Bescheid wußte, rechnete mit der Absicht Preu- 
ßens.") Delbrück selber läßt uns in seinen Erinnerungen deutlich 
in seinen Plan hineinsehen : „In Dresden hatte man die politische 
Tragweite unserer Vorschläge erkannt. Man hielt mit Recht die, von 
einer Erhöhung der (iarnzölle unzertrennliche Gewährung von Rück- 
zöllen für eine Maßregel, welcher notwendig eine gewisse Dauer ver- 
bürgt sein müsse, und man vermißte die Bürgschaft einer solchen 
Dauer nicht bloß wegen des, in zwei Jahren bevorstehenden Ablaufs 
der*Vereins\'erträge, sondern auch und hauptsächlich wegen des Ver- 
hältnisses zu Österreich. Denn Österreich, dessen Webereien wenig 
für die Ausfuhr arbeiteten, fühlte nicht das Bedürfnis, Rückzölle zu 
gewähren, und konnte daher in die Lage kommen, aus den Rück- 

*) Kucfstdn an Schwarzenberg 2\). August 1850. ^^W. A.) 
^) Weber. Der deutsche Zollverein, S, 202;r»;5. 
•'j Beer, üaudelspolitik TkJO. 
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Zöllen, welche ihm eine Finanzlast aufbürden würden, eine Prinzipien- 
frage für den Abschluß der Zolleini8:unfj: zu machen." ^) (iewann 
Preußen die Süddeutschen für eine Zusage, so konnte Österreich 
seine Bemühungen um die Zolleinigung kaum noch fortsetzen. Kübeck 
wollte dainim die Aufgabe der Triasstaaten in Kassel auch darauf 
beschränkt wissen, daß sie keinerlei Verpflichtungen für später ein- 
gingen. Dieser negative Erfolg wurde in der Tat erreicht. Auch 
Preußen kam in Kassel den Süddeutschen keinen Schritt näher, und 
seine Tarifrevision fiel schließlich ebenso ins Wasser, wie der baye- 
rische Antrag zulfunsten Österreichs. Delbrück gibt dies auch voll- 
kommen zu: yjDie Tarifrevison war, soweit sie eine handelspolitische 
Bedeutung hatte, gescheitert".*) 

Delbrück wurde auf die Mitteilung von Sachsens Nachgiebig- 
keit hin instruiert, daß er auf der Note vom 28. Februar zu be- 
harren, über das Angebot von Verkehrserleichterungen nicht hinaus- 
zugehen habe, daß jedoch unter dieser Beschränkung formuliei-fe 
weitere Anträge Bayerns und Sachsens willkommen seien, (ileich- 
z(^itig beantwortete die Berliner Regierung die österreichische Note 
vom 21. Juli in höhnischem Tone : ,, Inmittelst ist dem Wunsche der 
Kaiserlichen Regierung, ihre Anträge im Schosse der Kasseler General- 
konferenz zur Sprache gebracht zu sehen, aus Veranlassung einer in 
dieser Beziehung von der Königlich bayerischen Regierung gemachten 
Proposition entsprochen worden, und es hat hiemit der nächste Zweck 
der Depesche des Fürsten Schwarzenberg seine Erledigung gefunden". 
Nach dieser Abweisung bedeutete die Versicherung der Aufrichtig- 
keit nicht viel, womit Preußen auf der Konferenz bestrebt sein werde, 
zur Erreichung eines Zieles mitzuwirken, des en großartige und nationale 
Bedeutung diesseits fortdauernd im vollen Umfange erkannt werde. 

Schwarzenberg charakterisierte dieses Schreiben in einer Mit- 
teilung an Brück vom 12. September:-^) „Der seichte, sich lediglich 
in längst abgenutzten Phrasen bewegende Inhalt dieses Aktenstückes 
gewährt zugleich einen richtigen Fingerzeig, in welchem Sinne die 
Instruktionen Delbrücks abgefaßt sein dürften^". 

Delbrück hielt es denn auch für geraten, diese Instruktionen 
noch geheim zu halten, da sie unmöglich dem Fortschritt der Tarif- 

^) Delbrück 1. 202/;{. 
-) iJelbrück I. 27:J. 
•) Wiener Archiv. 
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verliaudlung dienen konnten. Erst auf Betreiben des bayerischen 
Bevollmilchti«rten ließ er ihre Mitteilung auf die Tagesordnung der 
Sitzung vom 12. September setzen ; auch sonst erwuchsen der Tarif- 
revision in Kassel selbst erhebliche Schwierigkeiten. „Von englischer, 
belgischer und nun auch von französischer Seite, der Schweizer nicht 
zu gedenken, wird in diesem Augenblick gegen die preußischen Vor- 
schläge zur Abänderung des Zolltarifs operiert. Ein ganzes Korps 
Diplomaten und Agenten des Auslands hat sich in Kassel versammelt 
und bemüht sich, die verderblichen Folgen der Vorschläge für den 
Zollverein im Innern nicht bloß, sondern besonders in Bezug auf das 
Verhältnis desselben zum Ausland darzustellen".^) Kübeck bezeich- 
nete in einem Bericht an Schwarzenberg schon am 2. September'^) 
„eine allgemeine Verständigung als sehr problematisch". 

()sterreich wollte deshalb sein Spiel noch nicht verloren geben. 
Es ging offenbar davon aus, daß Sachsen die Beschlußfassung über 
den Tarif noch immer von der vorhergehenden über die Zolleinigung 
abhängig gemacht hatte. Kuefstein erhielt daher am 19. September ) 
den Auftrag, die sächsische Regierung aufmerksam zu machen auf 
den Jubel, den die sächsischen Erklärungen zu Kassel vom 2G. August 
in Berlin verurbacht hätten, und sie zu Maßregeln aufzufordern, um 
diese voreiligen preußischen Hoffnungen zu vereiteln. Ein Sieg 
Preußens in Kassel würde auch dessen politischen Plänen bedeutenden 
Vorschub leisten. Brück drängte darauf, den am 24. September end- 
lich fertig gewordenen österreichischen Tarif sofort zu veröffentlichen. 
Sollte mit dem 1. Oktober doch auch die Zollschranke z\nschen 
Österreich und Ungarn fallen ! Es scheint indessen nicht, daß Öster- 
reichs Situation sich dadurch verbesserte, und es ist schwer zu er- 
kennen, was für ein Interesse Österreich hatte, die Konferenz noch 
länger tagen zu sehen. Die Entscheidung für seine damaligen Pläne 
mußte doch an anderen Orten herbeigeführt werden. Am 1. Sep- 
tember hatte sich das Plenum des Bundestages konstituiert^ ohne 
länger auf Preußens guten Willen zu waiten. Die kurhessische Ver- 
fassungsfrage wurde durch die Autlösung der hessischen Stände am 

') Kübeck-Kasscl an Schwarzenbert?. 10. September ISöo (VV. A.): ,,Del- 
brück hat seine Instruktion schon zehn Tage, es sind aber die österreichischen 
Vorschläge erst auf die Tagesordnung der Sitzung vom 12. September auf An- 
dringen des bayrischen Bevollmächtigten gesetzt worden. Die preußischen In- 
struktionen worden denen Delbrücks vom März tSoO ziemlich gleich sein. 

^) A. A. Ztg. Nr. 221 vom 1). August I.S50. 

^) Wiener Archiv. 
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2. September und den Beschluß der Rundesexekution vom 21. bren- 
nend. Am 20. übernahm lladowitz das Ministerium des Auswärtijücen 
in Berlin, die Kriegspartei mußte damit als Siegerin inmitten des 
Widerstreits der Parteien bei Friedrieh Wilhelm IV. gelten. Mehr 
als je nahm Nikolaus I. eine Haltung ein, die seinen Willen bekundet, 
als Schiedsrichter zwischen den beiden streitenden Großmächten auf- 
zutreten. 

Am 26. September, am Tage von Radowitz' Ernennung, trat auf 
der Konferenz ein unen\'arteter Zwischenfall ein, der die einiger- 
maßen geklärte Lage wieder verwirrte. Der braunschweigische \gy- 
treter erklärte, „daß seine Regierung, nachdem sie auf allgemeinen 
Wunsch die ganze Angelegenheit nochmals in Erwägung gezogen, 
sich dennoch nicht bewogen tinden könne zu der Einführung der mit 
höheren Garnzöllen verbundenen Rückzölle ihre Zustimmung zu er- 
teilen.^'') Beharrte Braunschweig auf seinem Veto, so war eine Be- 
schlußfassung nach den Bestimmungen der Zollvereinsverträge un- 
möglich ; der Einwand drang nämlich nicht durch, daß Braunschweig 
bei seinem Eintritt in den Zollverein versprochen habe, „demjenigen, 
was in Bezug auf Zolleinrichtungen sowie auf Handels- und Ver- 
kehrsverhältnisse des ganzen Vereins für nützlich und notwendig 
erkannt werden würde, auch seinerseits beizustimmen und sich nicht 
durch untergeordnete Partikularinteressen zurückhalten zu lassen*. 2) 
Weber, der bayerische (Jeschichtsschreiber des Zollvereins, bemerkt 
zu dem seltsamen Vorgange: ,jl)ic (iründe, welche die braunschwei- 
gische Regierung zu einem so unerwarteten und sonderbaren Ver- 
fahren bewogen habe, sind niemals genügend aufgeklärt worden''. 
Die eigenen industriellen Interessen als Motiv lehnt er darauf ab. 
auch glaubt er nicht an eine Rücksicht auf Hannover oder Besorgnis 
vor einer Ablehnung durch die Stände des Landes. ..Am aller un- 
wahrscheinlichsten aber ist die von einzelnen Stellen aus dem schutz- 
zöllnerischen Lager erhobene Beschuldigung, daß das Verfahren Braun- 
schweigs von Preußen veranlaßt worden sei. Abgesehen davon, daß 
auch nicht der mindeste Umstand vorliegt, der ein Beleg für ein 
solches zweideutiges Verfahren der preußischen Regierung bilden 
könnte, fehlt es auch an jedem genügenden Motive hiezu auf Seite 
Preußens. Der preußischen Regierung mußte unter den damaligen 

*) Weber, 2(>(>. 
^) Weber, 202. 
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politischen Zuständen, nameptlich wep^en der bedrohlichen Stellung 
Österreichs unter allen Kegierunjren am meisten daran gelegen sein, 
eine Ausgleichung des bisherigen Kampfes zwischen Schutzzoll und 
Freihandel herbeizuführen und alles zu vermeiden, was die süddeut- 
schen Regierungen zu entfremden geeignet war ; und ihr ganzes Ver- 
fahren wjlhrend der Konferenz liefeii; hiefür den unzweideutigen 
Beweis''.') 

Weber charakterisiert mit dieser Erklärung vielleicht den Ge- 
dankengang der Anhänger des Generals und nunmehrigen Ministers Ra- 
dowitz und der Union, vielleicht auch den Delbrücks richtig, da dieser 
bis zum Schlüsse der Verhandlung in Kassel die Revision des Tarifs 
befürwortet hatte und am entschlossensten dafür kämpfte, den Zoll- 
verein nicht preiszugeben. Aber wenn Radowit7 auch soeben der ver- 
antwortliche Leiter der preußischen auswärtigen Politik wurde, und 
Delbrück der Vertreter seiner Handelspolitik war, so hatte die Partei 
der Beschränkung auf Norddeutschland und der Einigung mit Han- 
nover in Berlin seit dem Frühjahr nicht nur nicht an Macht und 
Energie eingebüßt, sondern war im Aufstieg begriffen. Delbrück 
selbst sagt in seinen Erinnerungen : „Braunschweig lehnte unsre 
Vorschläge ab, weil es in deren Annahme ein unübersteigliches 
Hindernis für den Zollanschluß des Steuervereins erblickte, und der 
Meinung war, daß Hannover gerade jetzt durch seine finanzielle Lage 
gedrängt werde, seine Abneigung gegen den Anschluß zu übei-winden. 
Es hielt an seiner Ablehnung fest, weil es versichert war, daß in 
Preußen mächtige bis in das Staatsministerium reichende Faktoren 
mit der Ablehnung vollkommen einverstanden seien":*) Außerdem 
sind in Betracht zu ziehen seine Bemerkungen (I 271), der braun- 
schweigische Vertreter auf der Konferenz von Thielau habe ihn neben 
dem thüringischen am nächsten gestanden, und von Thielau, „Gegner 
der österreichischen Pläne, war in der Tarifreform auch mein Gegner, 
wurde aber mein guter, durch viele Jahre bewährter Freund". Nicht 
ohne Bedeutung zur Beurteilung Delbrücks wäre eine Feststellung, 
ob Hannover damals tatsächlich handelspolitisch Preußen gegenüber 
schon nachgiebiger wurde, wie Delbrück (I 2G3) andeutet. Denn man 
darf nicht vergessen, was er (I 2oS) als seine stete Meinung angibt: 
der Weg der Verständigung mit dem St^uervereiu wäre ihm als der 



>) Weber, 2tU)/2(>l. 
«j Delbrück I, 203. 
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{geeignetste für die Belebung des Zollvereins erschienen. Eröffnete 
sich diese ihm nicht, so konnte ihm anselieinend ein Scheitern der 
Zollerhöhunj^en kamn noch sehr widerwärtig sein. 

Kin erstes und scharfes Licht fällt auf diese Hinweise durch 
die Tatsache, daß Iladowitzens Vorj^änj^er im Ministerium des 
Äußern, Schleinitz, der Bruder des braunscliweii»:ischen Ministerprä- 
sidenten war und jetzt selbst als preußischer Gesandter nach Han- 
nover und Braunschweii^ pnj?. Beust äußerte denn auch Crivelli') 
gegenüber alsbald die Vermutung, daß der Widerstand Braunschweigs 
arrangiert sei, um die Konferenz fortdauern lassen zu können und 
hinge mit dem lUicktritte von Schleinitz zusammen, dessen Bruder 
in Braunschweig sei. 

Eine andere Deutung gab die Augsburger Allgemeine Zeitung 
unter Berücksichtigung der freihändlerischen Widerstände gegen 
Delbrück dem Ereignis, indem sie eine Bemerkung des „Korrespon- 
denzbureau" wiederholte, daß, ,,infolge des braunschweigischen Wider- 
standes die preußischen Maßregeln nicht ins Leben treten, ein Um- 
stand, der Herrn von der Heydt einer voraussichtlich nicht sehr 
erfreulichen Diskussion in den Kammern überhebe". „Letzterer 
Wink", fügt das Blatt hinzu, „klärt uns erst über die eigentlichen 
Weigerungsgründe Braunschweigs auf. Der kleine Staat muß dem 
Berliner Kabinett aus der Verlegenheit helfen, und die Vorspiege- 
lungen, die man bisher immer Osterreich vorwarf, haben sich nun 
plötzlich einmal auf preußischer Seite vorgefunden". 

Auf die Triasstaaten aber übte das Verhalten Braunschweigs 
eine für Österreich nicht eben erfreuliche Wirkung aus. In Gefahr, 
um alle Zollerhöhungen zu kommen, drängten sie sich an den 
preußischen Vertreter zur Unterstützung seiner Vorschläge, ohne 
noch der österreichischen Abmahnungtn zu gedenken. Schwarzenberg, 
dessen Kaiser im Oktober mit den Köi»gen von Bayern, Württem- 
berg und Sachsen in Bregenz zusammenkam, um sie für seine 
politischen Maßnahmen gegci Preußen zu ge^vinnen, wurde mit dem 
handelspolitischen Verhalten dft" Verbündeten sehr unzufrieden Durch 
ein Zirkular vom 12. Oktober ^S50 sprach er den österreichischen 
Gesandten an ihren Höfen sein Bedauern über die Erfolge Preußens 
in Kassel aus, „wozu die süddeutschen Kegierungen mitgeholfen 
haben in ihrer Kurzsichtigkeit, die über momentan zu erreichenden 

1 ^elli an Schwarzenberg, 11. Oktober 1850 (W. A.) 
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ökonomischen Vorteilen die politische Tragweite ihres Verfahrens 
außer acht lassen nnd dem Plan der deutsch-österreichischen Zoll- 
einigung geradezu entgegenarbeiten '^') Noch wenige Tage vorher 
hatte der Fürst ganz anders gesprochen. Am 2. Oktober') hatte er 
Preußen gegenüber durch ein Schreiben an Prokesch wiederholt daß 
ein bloßer Handelsvertrag ebensowenig der Entwicklung der Verkehrs- 
beziehungen der beiden (iroßmächte förderlich sei, wie den allgemeinen 
Wünschen der Bevölkerung entspreche: ,.Ks ist einleuchtend, daß 
zwei Zollgebiete, von denen jedes dem Schutzzollsysteme huldigt und 
den Zollertrag als einen Hauptzweig seiner Staatseinkünfte betrachtet, 
einander nur geringe Zugeständnisse zu machen im Stande sind. 
Eine Verhandlung auf der von Preußen in der Note vom 2S. Februar 
vorgeschlagenen Basis könnte daher lediglich gewisse Erleichterungen 
des (Irenzverkehrs oder ein Zollkartell zum (legenstande haben und 
würde im günstigen Falle auf die Feststellung von Differenzialzöllen 
für einige wenige Halb- oder Ganzfabrikate hinauslaufen". Dies 
genüge aber der öffentlichen Meinung nicht, die die Ausgleichung 
und Befriedigung der beiderseitigen Interessen verlange. Österreich 
werde fortfahren, dieses Ziel mit allen Mitteln zu erstreben, und er 
hoffe, daß auch Preußen endlich durch die dringenden Bedürfnisse 
von Industrie und Handel sowie die öffentliche Meinung „zu einem 
aufrichtigen P^ingehen in unsere für das Wohl aller berechneten 
Vorschläge bestimmt werde *. Schwarzenberg hatte diese Note sofort 
auch den Regierungen seines politischen Systems, dem Vierkönigs- 
bündnis (außer Hannover) und Hessen-Kassel mitgeteilt und hiezu 
bemerkt, daß Preußens Haltung durch die Furcht vor SchmiUerung 
seines Ansehens im Zollverein eingegeben sei. Sein Ansehen zu er- 
halten und zu vermehren, sei die einzige Absicht der Vorteile, die 
Preußen Osten-eich scheinbar biete. Er rechnet demgegenüber sicher 
auf die Unterstützung der befreundeten Regierungen und erwarte, 
daß sie keine neuen Verbindlichkeiten eingingen.^) Sieben Tage 
später betonte er durch ein Rundschreiben*) nochmals die Abwei- 

') Wiener Archiv. 

'') Beer, Handelspolitik JH), zitiert eine Österreichische Note vom s. De- 
zember, die mit der vom 2. Oktober im Wiener Archiv übereinstimmt. Kine 
Note sogleich nach den Verhandlungen von Olmütz ist unwahrscheinlich, sodass 
wohl ein Schreibfehler im Datum bei Beer vorliegt Auch Zimmermann 'XtH 
kennt nur eine solche vom. 2. Oktober. 

^) Zirkular vom 2. Oktober l.s:>i) (W. A.) 

*) Wiener Archiv. 
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91111g der preußischen Vorschläge und seine Zuversicht auf die Mit- 
wirkung der RegterungenJ) 

Eben in diesem Zirkular erkennt er aber doch schon an, daß 
Preußen Erfolge davon getragen habe, und regte zu deren Kompen- 
siening nunmehr eine Verlegung der Konferenzen außer einer Ver- 
tagung an. Es waren ihm Zweifel über die Verläßlichkeit der Mitttel- 
Staaten aufgestiegen, oder vielmehr nachdrücklich zum Bewußtsein 
gebracht worden. 

■' Über Sachsen war die Kriegsfurcht gekommen.^ Seinen Rückzug 
suchte Sachsen Österreich verständlich zu machen durch die Sendung 
des Geheimen Bats Weinlich nach Wien.'^) Seit die Möglichkeit 
einer friedlichen Vermittlung zwischen den beiden Großmächten zu 
schwinden schien, fürchtete Sachsen, von Österreich nur zur Hinter- 
treibung der Tarifratifikationen verwandt zu werden, damit sich die 
süddeutschen Staaten gleich nach dem Scheitern der Konferenz, um 
die erwünschten Vorteile zu erhalten, Österreich um seiner Angebote 
willen zuwenden würden, während Sachsen isoliert zwischen Nord- 
und Süddeutschland dastehen werde. Außerdem glaubte Sachsen, 
Österreich habe die Übergangsperioden aufgegeben und wolle die 
Zolleinigung sofort^) Zur selben Zeit schwankte, ohne so viele 
Worte zu machen, Bayern von Österreich ab. 

Preußen konnte getrost am 13. Oktober in Beantwortung der 
Erklärung Schwarxenbergs am 2. Oktober auf seinem alten Stand- 
punkt beharren. Schwarzenbergs scharfe Kritik an den Mittelstaats- 
regierungen mag nicht ohne Zusammenhang mit dem EintrelBfen 
dieser Antwort abgefaßt worden sein; schon in den nächsten Tagen 
sollte sie ihre volle Berechtigung erhalten. Denn Ende Oktober 
steHte Bayern den formellen Antrag, „daß den Verhandlungen 
zwischen dem deutschen Zollverein und Österreich zunächst der 
unterm 27. Mai 1829 zwischen Bayern und Württemberg einer- 



') Man darf es TieUeicht als ein Zeichen hochgradiger Zuversicht auf 
einen baldigen Trinmph über die Gegner ansehen, daß Schwarzenberg in dem 
Schreiben vom 2, Oktober mit Rücksicht aaf die Zogeständnisso in Kassel eine 
Verlegung ^er Konferenz befQrwortete, in eine andere Stadt, wo sie vermutlich 
dem preußischen Einflüsse leichter als in der kurhessischen Hauptstadt zu ent- 
ziehen gewesen wäre. 

*) Dafar war Beust, als die Gefahr vorüber war, im Dezember von krie- 
gerischem Eifer erfüllt. Beust, Aus Dreivierteljahrhnnderten, I, 177 ff. 

») Delbrück I, 264. 

«) GriveUi an Schwarzenberg am 13. Oktober 1850. (W. A.) 
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seits und Preußen and Hessen-Darmstadt anderseits abgeschlossene 
Handelsvertraf^, welcher dem großen ZollTereinsvertrage toraos- 
gegangen war und denselben angebahnt hatte, and der daher die 
natürlichste Analogie für die dermalige Sachlage darbot, zor Gmod- 
lage dienen sollte^. Eine Beratung über den Antrag fimd nicht 
statt. Denn mittlerweile hatte sich Karhessen, der Gastgeber, ent- 
schlossen, selbst die Vertagung vorzuschlagen, am 25. Oktober 
führte es seine Absicht aus, von Württemberg unterstützt and am 
2. November imrAe die Vertagung bis zum Januar zum Beschluß 
erhoben. 

Das Ergebnis der bayerischen Bemühungen wurde Österreich 
durch eine Note des bayerischen Gesandten Lerchenfeld in Wien am 
6. November') offiziell mitgeteilt Die Absicht, den Fortgang anderer 
Verhandlungen in Kassel und deren Erledigung unmittelbar von 
bestimmten Beschlüssen in Betreff der österreichischen Vorschläge 
abhängig zu machen, könne Bayern nicht für richtig halten. Aas- 
sicht bestände gegenwärtig nur auf eine kommerzielle Annäherung 
zwischen Österreich und dem Zollverein, die auch Preußen erstrebe. 
Die Annahme des bayerischen Vorschlages werde die für die Staaten 
des Zollverein dermal mögliche handelspolitische Annäherung in sich 
schließen. Am selben Tage teilte der sächsische Gesandte Könneritz') 
in Wien die Bereitwilligkeit seiner Regierung zu einem Handels- 
vertrag zwischen dem Zollverein und Österreich mit, der die spätere 
Handelseinigung anbahnen solle. Die Einladung dazu möge von 
Österreich ausgehen. 

Dieser Ausgang war für Preußen so angenehm, für Österreich 
so widerwärtig wie möglich. Schwarzenberg wurde von ihm ao 
demselben Tage betroffen, als Preußen mobilisierte und den Waffen 
das entscheidende Wort zuzufallen schien. Es lag bei ihm, ob er die 
Diplomatie der Mittelstaaten durch die Annahme des Krieges aos- 
schalten wollte. Die Verwicklung hatte ihre höchste Spannung er- 
reicht. 

Ein Jahr war verflossen, seit Österreich Deutschland von dem 
Zolleinigungsplan Kunde gegeben hatte. In dieser Frist hatte man 
ihn an die öffentliche Meinung geleitet, an die Zentndbundes- 

») Weber 2(i3. 

•) Wiener Archiv. 

") Könneritz an Schwarzenberg, 6. NoTember 1850 (W. A.) 
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kommission, an die mittelstaatlichen Regierungen und an Preußen. 
Das grofie Publikum hatte ihn anfangs größtenteils sympathisch, ja 
enthusiastisch aufgenommen, da er ihm ein Surrogat für die politische 
Einheit verhieß. Allmälich jedoch ließ sein Interesse nach, je mehr 
das Projekt in ergebnislosen Unterhandlungen verschleppt und durch 
Notenwechsel nichts gefördert wurde. Darüber brach der Kampf in 
Schleswig-Holstein abermals aus; er schlug die dem Volksgemüte 
vertrauteren patriotisch-poetischen Seiten wieder an. 

Mit der Überweisung des Planes an die Bundeskommission 
hatte die österreichische Regierung nicht einmal vorübergehend 
Glück. Durch sie hatte man dem preußischen Werben mit dem 
Erfui-ter Parlament die umfassendere Aussicht auf die Reichs- 
einigung und ein^ allgemeinen Zollkongreß aus Vertretern aller 
interessierten Kreise entgegensetzen wollen. Man hatte zugleich das 
vorläufige Zentralorgan des Bundes, an dem Österreich mitbeteiligt 
war, dem unter preußischer Hegemonie stehenden Verwaltungsrat der 
Union gegenüber stärken wollen. Die Mittelstaaten aber, auf deren 
Mitwirkung der Plan berechnet war, regten sich nicht Preußens 
Wider^ruch genügte, um es nicht einmal zu einem Versuche der 
Inanspruchnahme der Bundeskommission kommen zu lassen. 

Indessen scheiterte später doch auch die Unionspolitik des 
preußischen Königs; gegenüber der öffentlichen Meinung in der Union, 
die Preußens Absichten überwiegend verurteilte und gegenüber dem 
Zusammenschluß der Mittelstaaten, die Schwarzenberg bereitwilligst 
unterstützte, geriet Preußen mit dem Frühjahr 1850 in eine 
gefährdete Lage. Und unter dem Druck einer überlegen geführten 
österreichischen Diplomatie wäre es wahrscheinlich zu einer Ver- 
ständigung bereit gewesen, wobei es gegen politische Zugeständnisse 
solche handelspolitischer Natur gemacht hätte; Delbrücks Sendung 
nach Wien spricht dafür. Aber Schwarzenberg nützte den Moment 
nicht und mußte dann doch, als die Gunst des Augenblicks vorüber 
war, sehr bald eine Handhabe für ein Wiederanknüpfen der Ver- 
handlungen mit Preußen suchen. Er fand sie in der Wieder- 
einberufung des Bundestags zum 1. Mai. Die preußische Regierung 
war damals von den stärksten inneren Gegensätzen aufgewühlt. Die 
Positionen des österreichischen Ministerpräsidenten schienen noch 
immer verheißungsvoll. Preußen kämpfte auf der Konferenz zu 
Kassel wochenlang mehr um die Behauptung des Zollvereins für den 



— 100 — 

Augenblick, als, wie Osterreich vermutete, um seine Verlängerung. 
Ein verhängnisvoller Irrtum Schwarzenbergs allein, der jetzt gegen 
des alterfahrenen Kübeck Rat in der sofortigen Entscheidung über 
seine Forderung der Zolleinigung eine Hauptaufgabe der Situation 
gesehen zu haben scheint, sie aber nicht selbst, sondern nur durch 
die unzuverlässigen Hilfstruppen der Mittelstaaten herbeiführen 
konnte, brachte Preußen zum Herbst gerade in der handelspolitischen 
Angelegenheit, dem Schlüsselpunkt, aber auch dem am sichersten 
bewahrten und am besten verteidigten Punkt seiner Stellung, Mieder 
in eine unerwartet vorteilhafte LÄge. Schwarzenberg hatte stürmen 
lassen, statt den Gegner zu irritieren, wie Kübeck ihm geraten hatte. 
Er hatte darauf gerechnet, angesichts der politischen Gesamtlage, die 
für Preußen von Monat zu Monat ungünstiger wurde, durch ein 
vereintes Auftreten der Mittelstaaten im Zollverein dessen Vormacht 
zum Nachgeben drängen zu können, da er einsah, daß Preußens 
handelspolitische Stellung im Zollverein bisher unterschätzt worden 
war. Aber die stürmenden Truppen gingen zum Gegner über. Noch 
war gewiß damit nicht viel verloren, wenn sich nunmehr ein allge- 
meiner Kampf zwischen den beiden Parteien entwickelte. Eben das 
vermied Schwarzenberg. Er ließ es nicht zur Schlacht kommen, 
sondern trat zu Olmütz in eine Friedensverhandlung mit Preußen 
ein. Hier konnte es nun nicht ausbleiben, daß Preußen der eben 
errungene Vorteil in der Handelspolitik ganz ungeschwächt zu Nutze 
kam. Was es auch sonst zugestehen mußte, ein Selbstpreisgeben 
seiner wirtschaftspolitischen Stellung war ihm nicht im Ernste zuzu- 
muten. 



IV. Abschnitt. 
Die Vorbereitung der Dresdener Konferenzen. 

Zu den Rätseln, die die Schwarzenberg'sche Staatskunst der 
Geschichtsforschung aufgibt^ gehört sicherlich die Olmützer Über- 
einkunft Der Fürst durfte allen Erwägungen nach, wenn er auf 
einen aussichtsreichen Krieg gegen Preußen im letzten Augenblick 
verzichtete, ohne sich vor diesem Verzicht genau formulierte Zu- 
sicheruiigen Preußens über die deutsche Frage geben zu lassen, den 
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handelspolitischen Gegensatz wenigstens nicht ganz oder so gut wie 
ganz unerwähnt lassen. Es scheint, daß er nach dem eben erfolgten 
Scheitern seines Sturmes auf Preußens Hegemonie im Zollvereine 
sogar vorzüglichen Anlaß gehabt hätt«, sich gewisse Bürgschaften 
geben zu lassen. Die Kunde von solchen verbreitete sich denn 
auch alsbald : „Preußen habe sich in Olmütz verpflichtet, seine bis- 
herige Opposition gegen die österreichischen Anträge wenigstens 
teilweise aufzugeben und sich zu einer auf Grundlage dieser 
Propositionen abzuschließenden Vereinbarung herbeizulassen ".^ Aber 
dies ist durch nichts bestätigt worden, weder im Verlauf der 
Dresdener Konferenzen, noch gelegentlich späterer Untersuchungen. 
Auch die für die vorliegende Schrift erstmalig benutzten Akten ent- 
halten keine Andeutung darüber. Ohne t)esondere Erwähnung und 
Erörterung ward die handelspolitische Frage, soweit es sich be- 
urteilen läßt, in Bausch und Bogen mit allem anderen zusammen als 
Teilangelegenheit des Bundes, als eine bloße Frage der künftigen 
Auslegung, Erweiterung oder Verschärfung des Artikels 19 der 
Bundesakte und des Artikels 67 der Wiener Schlußakte an die 
Diplomaten verwiesen, die vom Ende Dezember ab in Dresden tagen 
sollten. 

Vielleicht wurde Schwarzenbergs Schweigen dadurch veranlaßt, 
daß sich die österreichische Politik in Hinsicht auf ihre handels- 
politischen Ziele zu Ende dieses ersten Jahres nun völlig verwirrt 
zeigte, und ihre Anschauungen über das Erreichbare im stärksten 
Maße wechselten. Der Ausgang der Kasseler Konferenz tat offen- 
sichtlich seine Wirkung: auf der einen Seite die Erkenntnis, daß es 
auf Preußen allein für Mißlingen oder Erfolg der Zolleinigung an- 
komme, auf der anderen das sichere Bewußtsein, daß durch die Fort- 
dauer der handelspolitischen Vorherrschaft Preußens in Deutschland 
auch die politische ihm zuwachse. 

In aller Deutlichkeit sprach dies Brück gegen Schwarzenberg 
in einer Denkschrift vom 29. Dezember 1850*) aus: 

„Nur durch Herstellung der österreichisch-deutschen Zolleini- 
gung kann Österreich den ihm gebührenden Platz in der Leitung 
deutscher Angelegenheiten erringen ; solange es außer dem Zollverein 
steht, gravitieren alle materiellen Interessen nach Preußen, und nur 



Weber 263. 
Wiener ArcUv, 
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der Instinkt der Selbsterhaltung und selbst dieser nur toilweise und 
vorübergehend vermag einige der weniger gefesselten Staaten dazu, 
an Österreich sich anzuklammern, seinen Wünschen zu gdiorchen. 

Unsere Gegner sind kompakt, es sind die Kleindeutschen und 
die Freihändler ; als Freunde können wir teilweise die Schutzzöllner 
und alle diejenigen betrachten, welche religiöse, politische oder 
Handelsbeziehungen an Österreich knüpfen, sie sind nicht mit sich 
einig und gesammelt Unter den deutschen Staaten ist es nur Sachsen, 
auf das wir mit Zuversicht rechnen können, Bayern wird durch seine 
Beamten in eine ganz falsche Richtung hineingedrängt^. 

Die Erklärungen Bayerns und Sachsens vom Oktober, das 
Stimmungsbild, das man aus der Presse gewinnen konnte, die Be- 
richte der österreichischen Gesandten während der den Kasseler 
Konferenzen folgenden Monate zwangen Brück sein hartes Urteil 
über die Aussichten seines großen Planes geradezu auf. In der Presse 
hatte sich ganz überwiegend die Überzeugung durchgesetzt, dafi der 
Zollverein durch die wirtschaftlichen Interessen Süddeutschlands un-* 
entbehrlich sei. Die Stimmung der freihändlerischen Küstenstaaten, 
die für Österreich zuerst nicht ungünstig gewesen war, schlug völlig 
um, seit man sah, daß die Zolleinigung nicht zum Siege des Frei- 
handels, sondern zur Verstärkung des Schutzzolles führen werde. 
Aus den Staaten des Steuervereins meldete Lwgenau^, ;,daß hier 
im Norden, namentlich gerade in dem hier so überwiegenden Mittel- 
stande, ein entschiedenes Mißtrauen, Furcht und fast Abneigung 
gegen Österreich herrscht, und dass man jederzeit viel geneigter ist, 
sich an Preußen als an uns zu halten^.') 

Ganz absprechend lauteten die Berichte Handels.^ ^^In den 
Augen eines der Sache vollständig kundigen Geschäftsmannes ist das 
von Bayern vorgebrachte, wie es scheint, von Sachsen und Württem- 
nerg unterstützte Projekt, durch Abschluß des Vertrages vom 27. Mai 
1829 eine österreichisch-deutsche Zolleinigung herbeizuführen, nichts 
weiter als ein Auskunftsmittel für diese Regierungen, um das von 
ihnen nicht ungern gesehene Scheitern unserer Pläne dem mächti- 



^) Langenaa an Sohwarzenberg, 1. März 1850 (W. A.) 
*) Man erfahr aach (Schwarzenberg an Brack^ 18. Janaar 1851. [W. A.j) 
die niederländische Regierang, für deren deatsohen Import ein allgemeiner 
Sohatzzoll gefährlich gewesen wäre, sei eifrig bemüht, den handelspolitisohen 
Vorschlägen Oesterreichs entgegenzuwirken. 

*) Handel mt Schwarzenberjr 30. Jana^r 1850 (W. A.) 
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gtren Preußen in die Schuhe zu schieben^. Ein andermal deutete 
er u,') »dafi die süddeutschen Regierungen die österreichischen Zoll- 
TorscUftge nur dazu benutzen wollen, um eine Modifikation des Zoll- 
tarifs in Gemäfiheit der Wünsche der süddeutschen Industrie zu er- 
zwingen. Ob aber von unsem Zollprojekten dann noch die Rede sein 
werde, wenn einmal dieser Zweck erreicht istV^ Auf diesen Ton 
waren damals alle Bemerkungen gestimmt, die Handel seiner Regie- 
rung übermittelte. , 

Aber ebenso müssen auch die Schwierigkeiten im Inneren 
Österreichs Brück allmählich verzagt gemacht haben. Er wurde sich 
bewuflt, daB er sie nicht zu überwinden vermochte. Er hatte im 
Herbst auf die sofortige Veröffentlichung des Tarifentwurfs gedrungen, 
so wie er aus den Händen der Kommission nach anderthalbjähriger 
Arbeit hervorgegangen war, war aber damit unterlegen. Statt dessen 
wurde der Ekitwurf den Einwendungen der Masse der hochschutz- 
zöUnerisch gesinnten Industriekreise des Landes preisgegeben. Brück 
mufite jetzt einen Industriellenkongreß nach Wien einberufen, dessen 
Ergebnis vorauszusehen war. Die dort versammelten Industriellen 
driyngten während ihrer Tagung im Januar und Februar J851 durch- 
weg auf so hohe Zölle, daß sie zu denen des Zollvereins schwer in 
Übereinstimmung zu bringen waren.*) 

Unter diesen Umständen war begreiliich, daß Brück von einer 
wahren Angst befallen wurde, Preußen könnte die Zeit benützen, um 
den schlimmsten Streich zu führen, den es den österreichischen 
Plänen beizubringen vermochte: die Vereinigung des Zoll- und 
Steuervereins. Sobald sie erfolgte, waren die süddeutschen Staaten 
völlig in die Hand Preußens gegeben, die wirtschaftspolitische 
Einigung Deutschlands ohne Österreich Tatsache. Was auch Brück 
in seiner Denkschrift im Mai dagegen gesagt hatte: daß der Kampf 
zwischen Schutzzoll und Freihandel in diesem Falle in der deutschen 
Handelspolitik verewigt werden würde, so konnte sich doch kein 
Industrie besitzender deutscher Staat der Verbindung entziehen. 
Sachsen hatte dies im Oktober Österreich sofort zu verstehen 
gegeben, wenn man in Berlin recht unterrichtet war; es erwarte 
mehr für sich von dem Anschluß an die Nordseestaaten als von dem 



Handel an Sohwarzenberg, 20. Februar 1851. (W. A.) 
^ Beer, HandelBpolitü;, 87, 



— 104 — 

Österreichs. Aber auch für Bayern, Württembei^ und Baden 
trafen dieselben Erwägungen zu. Sie brauchten Wege zum Meere 
hin. Diese konnte Österreich ihnen nicht rerschaffen; die Alpen- 
bahnen waren noch nicht gebaut, sein ganzes Eisenbahnsystem im 
Vergleich zu denen des Zollvereins noch wenig entwickelt. Bislang 
hatte man in Wien die Gefahi: mit Recht nicht für groS gehalten^ 
seit dem Verhalten Braunschweigs in Kassel aber wurden- die 
österreichischen Staatsmänner sämtlich besoi^ Daß im Winter ein 
persönlicher Vertrauter des Königs Ernst August preußischer Ge- 
sandter in Hannover wurde, Graf Nostitz, mußte die Besorgmsse noch 
erheblich steigern. Prokesch in Berlin brachte schon unterm 8. Ok- 
tober^) in Vorschlag, daß Österreich versuchen solle, sich, mit dem 
Steuerverein statt mit dem Zollverein zu verständigen. Brück er- 
widerte damals sofort darauf, als Schwarzenberg ihm den Vorschlag 
übermittelte : „Einer Verständigung mit dem Steuerverein steht nicht 
nur die geographische Trennung, sondern auch weit mehr die Ver- 
schiedenheit des Zollsystems entgegen^.') Derselbe Gedanke be- 
schäftigte aber auch Thun in Frankfurt; er sah zwar ein, daß. eine 
Zolleinigung mit Hannover allein widersinnig sei, aber nach Rück- 
sprache mit Stüve, dem früheren hannoverschen Minister und 
damaligen Abgeordneten, schlug er vor, das Österreich I}annover 
einen Handelsvertrag anbieten solle, in welchem sich letzteres aus- 
drücklich verpflichte, an dem Steuerverein nichts zu ändern, was 
eine Zolleinigung ganz Deutschlands erschweren könnte.^) Nach 
Langenau's Bericht war aber auch ein Handelsvertrag von Hannover 
kaum zu erlangen, wenn Preußen nicht dabei wäre und dazu riete. 
Brück kam zu derselben Meinung. Er verhehlte sich dabei nicht, 
daß Preußen nicht leicht dafür zu haben sein werde, und daß sich 
der Steuerverein selbst dann noch sträuben würde. „Bei Holland, 
Hannover und den andern norddeutschen Staaten steht die Furcht 
vor Zöllen im Vordergrund, bei Preußen streitet das vermeintliche 
politische Interesse gegen uns. Jene Furcht können wir leider nicht 
bannen; denn jetzt werden wir, wenn auch nicht wegen des Be- 
dürfnisses, jedoch wegen des Vorurteils unserer Industrie, hohe 



') Zimmermann, 358. 
') Wiener Archiv. 

») Brück an Schwarzenberg, 14. Oktober 1850 (W. A.). 
Thnn an Schwarzenberg, 31. Janaar 1851 (W. A.^ 
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Schatzzölle nicht wegbringen und wegen unserer Finanzen höhe 
Finanzzölle nicht entbehren können. Wir können ferner den Nord- 
seestaaten, mit denen wir nirgends in unmittelbarer Berührung 
stehen und keinen lebhaften Seeverkehr unterhalten, durchaus nichts 
bieten, was sie zu uns herüberziehen könnte. Auf jene Staaten kann 
nur im Vereine mit Preußen durch die vereinte Machtentwicklung 
und durch die materiellen Vorteile, welche Preußen ihnen bieten kann, 
gewirkt werden, alle unsere Bemühungen müssen daher auf Preußen 
gerichtet sein".») 

Er richtete sein ganzes Streben darauf, die kaum mehr zu 
verhindernde Verständigung zwischen Preußen und dem Steuerverein 
nicht als Verschmelzung zustande kommen zu lassen, sondern nur 
in einer Form, an der Österreich von Anfang an beteiligt wäre. 
Vor dieser Überzeugung traten jetzt in seinem Geiste alle anderen 
Absichten zurück. Er verzichtete also auf die von ihm bis dahin 
so ersehnte Zolleinigung und selbst auf die Verpflichtung, stufenweise 
sich ihr zu nähern, und fand plötzlich einen Handelsvertrag für ge- 
nügend, wenn Österreich, der Zollverein und die norddeutschen 
Staaten ihn gemeinsam schloßen. Als Grundlage für diesen Handels- 
vertrag erklärte er sich bereit, dem bayerischen Antrage im ganzen 
entsprechend, den Handelsvertrag Preußens mit Bayern und Würt- 
temberg vom 27. Mai 1829 anzunehmen.') Gab Österreich dadurch 
Preußen voraussichtlich viel nach, so erreichte es, wenn wenigstens 
dieser Plan gelang, daß Preußen sich handelspolitisch nicht noch 
mehr verstärken konnte, und daß nicht alle Hoffnungen Österreichs 
für die Zukunft so gut wie zunichte wurden. 

Indessen Brück hatte außer dem Verhältnis des Zoll- und 
Steuervereins in denselben Wochen auch ins Auge zu fassen, welche 
handelspolitischen Forderungen Schwarzenberg in Dresden vertreten 
lassen mußte. Mochte man sie noch so bescheiden wählen, so war 
doch gegeben, daß man im Zusammenhang mit der gesamten Reform 
der Bundesverfassung, die dort zur Erörterung stand, den Artikel 19 
der Bundesakte auszubauen sich bemühte. Brück entsprach dem 
in der Denkschrift') vom 29. Dezember in vorsichtiger Weise : „Wir 
wünschen, dass in der revidierten Bundesakte statt der allzu unbe- 



*) Brnck an Schwarzenberg, 26. Jannar 1851. (W. A.) 
^ Bracks Denkschrift vom 29. Dezember ISjM). (^V. A.) 
•} Wiener Archiv. 
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stimmten Andeutungen der Artikel 6 und 19 und des Artikds 64 
der Schlußakte ganz bestimmte Anordnungen über gemdnsame 
Rechts- und Gewerbegesetze, Schutz des geistigen Eigentums, ein- 
heitliche handelspolitische Vertretung, gleiche und günstigste Be- 
handlung aller deutschen See- und FluSschifflthrt, Beseitigung und 
Ermässigung aller Durchfuhrabgaben, Ghausseegelder, FlufizöUe etc. 
ausgesprochen und zur Durchführung derselben gleichzeitig eine 
ständige Kommission niedergesetzt werde, welche diese Anordnungen 
eine nach der anderen beraten, vorbereiten und zur Ausführung 
bringen sollte."*) 

Bis hierhin sieht man in den Gang der österreichischen Er- 
wägungen klar hinein. Die österreichische Politik ist auf dem Rück- 
zug, aber sie sucht sich brauchbare Ausgangspunkte für ein er- 
neutes Vordringen in späterer Zeit zu wahren, in der Richtung des 
weiteren Ausbaues der Bundesverfassung wie durch die Formulie- 
rung des Handelsvertrags nach dem Muster und unter ausdrück- 
licher Anrufung des zwischen Preuüen und den Südstaaten abge- 
schlossenen Handelsvertrages, der allerdings nur infolge des guten 
Willens der preußischen Regierung der Vorläufer der Zolleinigung 
unter den beteiligten Staaten geworden war. Schwierigkeiten bereitet 
der Betrachtung erst, was außerdem noch im handelspolitischen Pro- 
gramm der österreichischen Regierung für die nächsten Monate er- 
scheint Vor allen Dingen kehrt trotz allem das Verlangen der Zoll- 
einigung auf der Konferenz wieder. Österreich nahm ihm nur nach 
den Erfahrungen der Kasseler Konferenz und gegenüber den be- 
stimmten Erklärungen der Mittelstaaten die politisch wirksame Spitze; 
es bestand nicht mehr darauf, daß sie gleichzeitig mit der Erneuerung 
der Zollvereinsverträge stattfinden sollte, ließ einen späteren Tag zu, 
den es nunmehr willkürlich vorschlagen mußte, weil es nicht volle zwölf 



^) Im Artikel 6 der BimdesAkte wurden organische Bnndeseinrichtangen 
und gemeinnützig Anordnungen sonstiger Art dem Plenum der Bundesver- 
sammlung zugewiesen. 

Artikel 19 : „Die Bundesglieder behalten sich vor, bei der ersten Zu- 
sammenkunft der Bundesversammlung in Frankfurt wegen de« Handels und 
Verkehrs zwischen den verschiedenen Bundesstaaten, sowie wegen der Schiff- 
fahrt nach Anleitung der auf dem Kongreß zu Wien angenommenen Grund- 
sätze in Beratung zu treten". 

Im Artikel 64 der Schlußakte wurde ausgesprochen, da0 Uei^u freiwillige 
Vereinbarung notwendig sei. 

*) Wiener Archiv. 



— 107 — 

Jahre bis zum abermaligen Ablauf der Verträge warten wollte, der 
1. Januar 1856 wurde von Schwarzenberg dazu bezeichnet Was 
man sich davon versprach, sagen die Akten nicht Denn im Sommer 
hatte man die Zolleinigung auf der Stelle gefordert, weil sie bei 
Preufien kaum mehr durchgesetzt werden könnte, wenn es erst der 
Verträge wieder sicher sei. Auch ist schwer abzusehen, wie man das 
Verlangen mit dem Bewußtsein des Widerstands vereinbarte, den 
Preußen und der Steuerverein selbst einem bloßen Handelsvertrage 
entgegensetzten. Man schien noch befehlen zu wollen, wo die eigne 
Schwäche schon unwiderleglich an den Tag gekommen war, und man 
schien noch einen lieblingswunsch wiederholen zu wollen, den man 
schon zuerst als unerfüllbar erkannt hatte. Hier stößt man wohl auf 
das erste Bedenken, daß die Leitung der österreichischen Politik 
nach Olmtttz einflößt 

Erstaunlich genug ist aber auch, daß Brück bei aller Furcht 
vor der Vereinigung des Zoll- und Steuervereins mit dem Handels- 
vertrag sich nicht beeilte. Er sah in der Denkschrift vor, daß der 
Handelsvertrag erst von der ständigen Kommission beraten werden 
sollte, die auf Grund der Dresdener Beschlüsse beim Bund in Aussicht 
zu nehmen war und als Hauptzweck die Gesetze vorzubereiten hatte, 
die in das Bereich der dem Bunde zuzuweisenden handelspolitischen 
Materien fielen. Wie darf man sich diese Langsamkeit erklären? 

Zum Teil mag Brück sich mit seinem Handelsvertrag so viel 
Zeit gelassen haben, weil er, wie es scheint, bei seinen Plänen nie 
mit Jahr und Tag rechnete, sondern sie der Zukunft anheim gab. 
Er war hierin von einem starken Optimismus erfüllt und wollte auch 
jetzt nicht glauben, wie sehr er ihn auch fürchtete, daß der Zu- 
sammenschluß Preußens und Hannovers schon bald von statten gehen 
würde. Er setzte in seinen Berechnungen nicht nur die Widerstände, 
die bis zur Einigung der beiden Zollgebiete noch zu überwinden 
waren, erheblich zu hoch an, sondern hielt vor allem für ausge- 
schlossen, daß Preußen rasch zum Ziele gelangte. So schrieb er an 
Schwarzenberg : ;,Was von unserer Seite zu besorgen ist, bleibt 
einzig und allein, daß Preußen nicht ohne uns handle, und seinen 
Einfluß auf die Mehrzahl der jetzigen hannoverschen Minister be- 
nütze, sie gegen alle politischen und materiellen Konvenienzen Han- 
novers zum Eintritt in den Zollverein zu bewegen. Allein das Ge- 
lingen eines solchen Versuches ist mehr als problematisch, denn die 



— 108 — 

hannoverschen Kammern werden kaum die Genehmigung zum Ein- 
tritt Hannovers in den Zollverein gewähren, und jene Oldenburgs 
noch viel weniger. 

Preußen selbst beraubt sich hiedurch der Sympathien der 
Rhemlande, Schlesiens und der Provinz Sachsen, und endlich kann 
Preußen in jedem Falle einen solchen, die ganze Handelspolitik des 
Zollvereins ändernden Schritt nicht ohne die anderen Zollvereins- 
staaten durchsetzen ; letztere werden hierzu entweder gar nicht oder 
nur durch die Drohung, sie aus dem Zollverein auszuscheiden, ge- 
zwungen werden können ; eine solche Drohung kann vor dem Schlüsse 
dieses Jahres, wo der Zollverein über seine Verlängerung zu beraten 
haben wird, nicht mit Erfolg getan werden, es bleibt daher noch 
immer Zeit, gegen diesen Plan anzukämpfen".') 

Preußen wirkte damals, als Brück diese Zeilen schrieb, bereits 
durch Nostiz in Hannover und eine Woche später auch durch Delbrück 
in Dresden mit den besten Kräften, über die es verfügte, auf die in 
Hannover für die Frage maßgebenden Männer, den König und den 
Generalzolldirektor Klenze unablässig ein. Brück dagegen bemerkte 
nur obenhin : „Vielleicht gewähren aber die Dresdener Konferenzen 
oder der bevorstehende neuerliche Zusammentritt der ElbeschifF- 
fahrtrevisionskommission Gelegenheit, einen oder den andern öster- 
reichischen Agenten nach Hannover zu senden, um dort den preu- 
ßischen Plänen entgegenzuwirken".») Dabei lag ihm schon durch 
Schwarzenberg ein Bericht Langenaus vor, daß Delbrück Mitte des 
Monats in Hannover geweilt habe. Aber noch im Frühjahr 1851, als 
sowohl durch Langenaus fortgesetzte Berichte wie auch durch Hock, 
den Vertreter der österreichischen Handelspolitik in Dresden, ganz 
bestimmte Meldungen über die preußisch-hannoversche Verständi- 
gungsaktion eintrafen, schrieb er : „Meine Ansicht ist, daß wohl 
Preußen zunächst und vielleicht nicht ohne üstentation sich dem 
Steuerverein und Hannover nähert, um dadurch die süddeutschen 
Staaten, welche durch Verhältnisse und Antecedentien mancher Art 
mehr oder weniger an den Zollverein gebunden sind, zeitweilig in 
der Schwebe zu lassen und ihnen die Notwendigkeit fühlbar zu 
machen, mit Preußen zu gehen, daß anderseits auch die Nordsee- 
staaten mit Preußen kokettieren, um es vorerst von einem Hinneigen 
von Österreich abzubringen und die Gründung eines deutsch-öster- 

*) Brück an Schwarzenberg 2«. Januar 1851. (W. A.) 
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reichischen Zollbundes zu vereiteln, dessen Einflüssen sie sich nicht 
zu entziehen vermögen. An den ernstlichen Willen ihres Anschlusses 
ihrerseits vermag ich nicht zu glauben^.') 

Neben Brucks Optimismus und der davon bedingten ziemlich 
weitreichenden Sorglosigkeit über das, was der nächste Tag brachte, 
wird man aber auch dSn (Irund nicht übersehen dürfen, der immer 
bei seiner deutschen Handelspolitik mitwirkte, wenn sie nicht vor- 
wärts ging, die Unfertigkeit des österreichischen Zolltarifs. Wie sollte 
Österreich einen Handelsvertrag schließen, wenn es nicht den Ver- 
handlungen darüber einen Tarif zugrunde legen konnte? Warum 
sollte es nicht auf das Fertigwerden seines Tarifos warten, da dessen 
Anlage nach Brucks Ansicht dem des Zollvereins bei weitem über- 
legen war. Vorläufig standen erst die Verhandlungen des industriellen 
Kongresses bevor. Dann mußte der Tarif in den Ministerien zur 
Beratung gebracht werden. Es konnte kaum ein Zweifel sein, daß 
die Dresdener Konferenz früher zum Ziele kam, und die handels- 
politische Kommission am Bunde eher ihre Tätigkeit entfaltete, als 
der Tarif in Geltung trat. 

Endlich aber wird man kaum mit Unrecht Schwarzenbergs 
Einwirkung oder ein Entgegenkommen Brucks gegen seinen leiten- 
den Minister darin erkennen dürfen, daß der Handelsvertrag einer 
Kommission am Bunde zur Erledigung aufgespart werden sollte. Der 
Handelsvertrag war seiner Idee nach ein Zurückgreifen Brucks 
auf die erste Zeit seiner Entwürfe, da er ausschließlich an eine freie 
Vereinbarung der deutschen wirtschaftspolitischen Gruppen über die 
Zoll- und Handelsgesetzgebung gedacht hatte, und also unabhängig 
von der erst später aufgekommenen Politik Schwarzenbergs die 
Handelspolitik an den Bund zu bringen bedacht gewesen war. Seine 
Ansichten standen auch nicht in innerem Zusammenhange mit den 
Gegenständen, die in Dresden dem Bunde überwiesen werden sollten. 
Vielleicht wollte man nur den Schein wahren, vielleicht der For- 
derung der Zolleinigung mehr Nachdruck verleihen, vielleicht 
auch festsetzen, daß, wenn man dem Bunde jetzt nur geringe und 
beschränkte Aufgaben der Handelspolitik zuweisen ließ, das Ziel seiner 
vollen Herrschaft über das deutsche Wirtschaftsleben doch dasselbe 
bleiben und in wenigen Jahren erreicht werden müßte. 



') Beer. HandekpoliUk, 570/H(): Brack an Hook, 14. März 1K51. 
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Indem die österreichische Regienmg sich in solcher Weise die 
Richtlinien für die in Preußen zu befolgende Politik bezeichnete 
nahm sie sich vor, durch ihre Gresandten aufs neue so nachdrück- 
lich als möglich die Mittelstaaten zu ihrer Unterstützung bereden 
zu lassen. Den süddeutschen Regierungen sollte die ganze Bedeu- 
tung des Augenblicks für den Neubau Deutsehlands und die Uner- 
läßlichkeit dargestellt werden, ihn auf eine materielle Einigung zu 
stützen; die politischen Interessen, die auf dem Spiele standen^ 
sollten gegenüber den Handelsvorteilen, um derentwillen sie am 
Zollverein hingen, geltend gemacht werden. ^Unter den norddeutschen 
Staaten sollte der Ehi^eiz Hannovers angestachelt werden, auf Hamburg 
durch die Vorstellung eingewirkt werden, wie Österreich schon Triests 
wegen gegen den Fortbestand seines Freihafens nichts einzuwenden 
habe, seine Stellung in dem künftigen deutschen Zollverein daher weit 
gesicherter als außerhalb desselben sei, wo über kurz oder lang seine 
Einverldbung in den Zollverein unausbleiblich wäre. Auch erwartete 
man, daß die damalige Anwesenheit der österreichischen Armee im 
Norden auf Hambui^, Dänemark, Mecklenburg nicht ohne Einfluß 
bleiben werde ; Dänemark gegenüber sollte die schleswig-holsteinsche 
Frage benützt werden, um es für die Zolleinigung zu stimmen^. >) 

Im Allgemeinen fruchteten diese Vorstellungen nichts. Sachsen 
und Bayern jedoch fanden sich, nachdem sie sich in Kassel zum 
Schluß aufs Entschiedenste zum Zollverein bekannt hatten, jetzt wie- 
der bereit^ Österreich innerhalb der von ihnen selbst abgesteckten 
Grenze hilfreiche Hand zu bieten. Eine feste Fristvorschrift für die 
Zolleinigung schlössen sie demgemäß aus. Die Denkschrift Sachsens 
für die Dresdener Konferenz sagt sehr vorsichtig: ^^Man hat auch 
hierin einen lehrreichen Vorgang in dem Handelsvertrage vom 
27. Mai 1829 zwischen dem preußisch-darmstädtischen und dem 
bayerisch-württembergischen Verein, welcher, ohne nur die Verpflich- 
tung zur Vereinigung auszusprechen, die vollständige Verschmelzung 
im großen Zollverein zur Folge hatte^.') Aber wie sie für den 
Handelsvertrag waren, so wollten sie auch mitwirken, um dem Bunde 
eine gewisse, wenn auch geringe Befugnis zur Wirtschaftsgesetz- 
gebung zu verschaffen. Bayern wie Sachsen arbeiteten ihre Denk- 
schriften für Dresden aus. Die bayerische gipfelte vornehmlich in 



? 



Beer, Handelspolitik, 101/2. Leider ohne Beleg dafär. 
Zimmermann, 694. BexflgUch Bayerns siehe Zimmermann, 895. 
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Vorschl&gen für Verhandlangen zwischen d%n bestehenden Zollver- 
bänden. Die Konferenz sollte nach ihrem Wunsche drei Kommissio- 
nen einsetzen, die sofort nach Schloß der Sitzungen zu berufen 
wären; die eine sollte einen Yeri^ehrs- und Handelsvertrag vor- 
bereiten, die andere mit der Regulierung der Flußzölle sich beschäf- 
tigen, die dritte endlich einen allgemeinen deutschen Schiffahrtsbund 
und ein einheitliches Konsulatswesen erwägen. Österreich empfahl 
diese Vorschläge als geeignete Vorbereitung, betonte aber zugleich, 
daß es über sie hinaus noch Bürgschaften für die Sicherung der 
vollen Zolleinigung verlange. Unmittelbare praktische Bedeutung 
für die Konferenz hatte die sächsische Denkschrift, auf deren Unter- 
stützung der österreichische Vertreter geradezu instruiert wurde. Sie 
ist wohl geradezu mit Österreich vereinbart worden, denn es deckten 
sich nicht nur alle ihre handelspolitischen Erwägungen mit denen 
der Denkschriften Brucks vom 30. Dezember 1849 und 30. Mai 1850, 
sondern es entspricht auch der Antrag an die Konferenz, in den sie 
ausläuft, ganz und gar den Aufstellungen des Schreibens Brucks an 
Schwarzenberg vom 29. Dezember 1850. Sie erörtert, übrigens ohne 
den Schwung der Bruckschen Darstellungsweise, zuerst des Längeren 
die Notwendigkeit einer besonnenen Erweiterung der deutschen 
Bundestätigkeit, teils um nicht wieder das Mißbehagen am Bunde 
großwerden zu lassen, teils um den seit 1849 sich wieder erheben- 
den Partikularismus zu überwinden, sodann ebenso die Notwendig- 
keit einer Erweiterung des einheitlich geordneten deutschen Wirt- 
schaftsgebietes, weil allein dadurch der Parteiung und Mißstimmung 
im Zollverein ein Ende bereitet werden könnte. Das Ziel vollkom- 
mener Zolleinigung werde von allen anerkannt S<rfort zu erreichen 
sei es nicht, aber es ließen sich doch schon jetzt Regulative ver- 
einbaren, nach denen die allmähliche Vereinigung herbeizuführen sei, 
indem man sich zunächst mit einem Handelsvertrage begnüge. ^ Wenn 
man aber bei möglichst gleichen Tarifen und möglichst gleicher 
Organisation, nach Befinden unter gegenseitiger Kontrolle, einige 
Jahre beobachtet i»d snnmelt, so wird es bald an den Unterlagen 
zur völligen Vereinigung nicht mehr fehlen und den- jetzt abzuschlie- 
ßenden Vorbereitungsverträgen werden bald die Vereinigungsverträge 
folgM können^'.) Der Konferenz unterbreitete Sachsen schließlich 



») Delbrück I. 277. 
*) Zimmennanii, 694. 
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den Antrag: „Die Konferenz möge beschließen, an die Stellen von 
Artikel 19 der Bundesakte und Artikel 04 der Wiencfr Schlußakte 
Bestimmungen eines präziseren und etwa folgenden Inhalts zu setzen: 

Sämtliche deutsche Regierungen machen sich verbindlich, die 
endliche vollständige Vereinigung aller deutschen Staaten zu einem 
Zoll- und Handelsgebiete mit gleicher Gesetzgebung in Zoll- und 
Handelssachen, übereinstimmenden Einrichtungen sämtlicher Ver- 
kehrsinstitute und völlig freiem inneren Verkehr auf dem Wege der 
Ausbildung und gegenseitigen Annäherung der bereits bestehenden 
Vereinigungen zu solchen Zwecken unablässig anzustreben". 

Zu diesem Behufe sollten baldmöglichst Bevollmächtigte zu- 
sammentreten, um in der auf den gegenwärtigen Konferenzen fest- 
zustellenden Weise Bestimmungen zu ermitteln und festzusetzen über 
Annäherung der Tarife, Zollorganisation, Verwaltungskontrolle, Er- 
leichterung des Transitverkehrs, Flußverkehr, Zollbefreiungen und 
Ermäßigungen etz.^ 

Den Wünschen Österreichs entsprach es ebenso sehr, wie denen 
der unterstützenden Mittelstaaten, daß die Vorschläge, die vont ihrer 
Seite kamen, nicht zur neuen Reibung mit Preußen in Dresden 
führten, sondern dort Preußens Beifall fanden. Die österreichische 
Regierung versuchte sogar, noch ehe die handelspolitische Erörtetung 
auf der Dresdener Konferenz begann, mit Preußen ins Einvemehmen 
zu kommen und ließ deshalb Hock, der der Handelspolitik wegen 
dem Hauptbevollmächtigten Buol beigeordnet war, im Januar nach 
Berlin reisen.^) 

Die Konferenz war unterdessen am 23. Dezember eröffnet wor- 
den ; am 27. wurden fünf Kommissionen gebildet, darunter die dritte 
zur Beratung der materiellen Interessen des Handels, der Zölle, der 
Schiffahrt und der Verkehrsmittel. Sie bestand aus Bayern als Vor- 
sitzenden, Österreich, Preußen, Sachsen, Hannover, ^ Württemberg, 
Baden, Oldenburg, Sachsen-Koburg-ftotha und Hambui^. Diese Kom- 
mission beschloß am 8. Januar Sachverständige beizuziehen, an die 
dann, doch erst nach dem 5. Februar, ») die wirkliche Beratung inn^r* 
halb der Kommission überging. Ihnen wurden die bayerische und 



^) Zimtnennann, 695. 

^) Beer, Handelspolitik, 102 ; Zimmermann, 359, jedoch sind die beiden 
Angaben nicht vollkommen in Einklang zu bringen. 
») Delbrück 1. 278. 
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sächsische Denkschrift voi^elegt. Die Vertreter Österreichs und 
Preußens dabei sollten Hock und Delbrück werden. 

Wenige Tage darauf dürfte sich Hock nach Berlin begeben 
haben. Am 25. Januar schickte er seiner Regierung wohl von Dres- 
den aus einen Bericht über seine bisherigen Beobachtungen, der in 
Wien das Verlangen, Preußen zu gewinnen, nur noch bestärken 
konnte. Er schilderte dann die Mattherzigkeit der Mittelstaaten, die 
kein wirkliches Bedürfnis nach Vereinigung mit Österreich hätten, 
und die Gleichgültigkeit, teilweise Feindseligkeit der norddeutschen 
Staaten. Jene würden nur mitgehen, wenn Preußen nicht dagegen 
sei, diese nur, wenn Preußen und Österreich vereint sie zwinge. 
Alles komme auf Berlin an. Berlin lehne die Zolleinigung unbedingt 
ab, und mit Recht, weil Österreichs Zölle noch zu hoch gehalten 
werden müßten, weil seine Zollverwaltung und die Valutaverhältnisse 
zu mangelhaft seien, weil das Tabakmonopol in Österreich aufrecht 
erhalten werden müsse, weil jeder Maßstab für die Revenuenvertei- 
lung fehle, und weil endlich — dies sei das wichtigste Bedenken — 
Preußens Regierung für ihre Hegemonie im Zollverein und seine 
mächtige konstitutionelle Partei für den Einfluß der deutschen Kam- 
mern bei Österreichs politischer Denkweise fürchte. „Allen diesen 
Einflüssen wirke in Berlin zugunsten der Zolleinigung nichts ent- 
gegen, als das Streben, den Zollverein so zu organisieren, daß dessen 
Mitglieder im Verhältnisse zu ihrer Wichtigkeit repräsentiert er- 
scheinen, und zu den Beschlüssen nicht Einstimmigkeit erfordert 
werde, dann die Notwendigkeit, die norddeutschen Küstenstaaten sich 
näher zu bringen, welch' Beides nur durch den Beistand Österreichs 
möglich werde.*) 

Am 27. Januar stellte ihm Brück daraufhin eine eigene In- 
struktion^) für die Verhandlungen in Berlin und dann bei den 
Sachverständigenberatungen in Dresden aus. Es heißt darin: „Zur 
Zustandebringung der deutsch-österreichischen Zolleinigung ist zu- 
nächst die Annahme der Propositionen der sächsischen Denkschrift 
vom 1. Januar 1851 notwendig; a) die Feststellung der bundes- 
gesetzlichen Verpflichtung aller deutschen Staaten, nach Herstellung 
einer deutschen Zoll- und Handelseinigung unablässig zu streben; 



*) Bericht Hocks bei Beer, Handelspolitik, 1)9—101. 

^ Beer, Handelspolitik, 100/1 (Hocks Bericht vom 25. Januar 1851). 

•) Wiener Arohiv. 
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b) die unmittelbare Bildung einer Kommission zur Vereinbarung 
eines vorbereitenden Handelsvertrages und Verabredung der weiteren, 
eine gänzliche Zoll- und Handelseinigung herbeiführenden Maßregeln '^ 
Charakteristisch vor allem andern sind die beiden Paragraphen 5 und 8: 

„Es ist vom höchsten Belange und aus allen Kräften zu hin- 
dern, daß nicht eine Verständigung zwischen den norddeutschen 
Staaten und dem Zollvereine eher als zwischen dem Zollverein und 
Österreich erfolge", und 

„Das Hauptaugenmerk muß dahin gerichtet sein, für die öster- 
reichische Ansicht Preußen zu gewinnen". 

Mit der Instruktion zusammen erhielt Hock auch schon den 
Entwurf eines Handelsvertrages in den allgemeinsten Grundzügen* 
An dem Vertrag sollten sich sämtliche deutsche Staaten beteiligen, 
in deren Vertretung er von drei Zoll- und Handelsgruppen geschlossen 
werden sollte, nämlich von Österreich, dem Zollverein und von einer 
hiefür besonders gebildeten Gruppe, in der alle übrigen deutschen 
Staaten zusammengefaßt wurden. Die Bestimmungen über diese dritte 
Gruppe sind an dem Entwürfe allein von Interesse ; sie zeigen durch 
eine neue Wendung, wieviel Schwierigkeiten in Österreich selbst der 
Zolleinigung entgegenstanden. Denn ausdrücklich wurde vorgesehen, 
daß diese Gruppe so lose als möglich zusammengefügt werden müsse, 
damit nicht durch sie viel mehr ein Hindernis für die Bestrebungen 
Österreichs zur Verwirklichung der materiellen Einheit Deutschlands 
geschaffen würde. Denn bei der bekannten Tendenz jener Staaten 
nach einem auf die Spitze getriebenen Freihandelssystem und nach 
bloßen Finanzzöllen würde ihr Bund, wenn festgeschlossen und 
lebenskräftig, den noch vorhandenen entgegengesetzten Bedürfnissen 
Österreichs ein kaum zu bewältigendes Gegengewicht entgegenstellen.*) 

Die drei Zollgruppen sollten vom I.Januar 18c6 an ein Zoll- 
gebiet bilden.*) Der Beratung sollte der in Arbeit befindliche öster- 
reichische Tarif zugrunde gelegt werden; jedoch mußten sogleich 
mehrere Gegenstände bezeichnet werden, für die Österreich gezwungen 
sei, im Unterschied vom Zollverein Ausfuhrzölle fortzuerheben. 



M Beer, Handelspolitik, 102, fast wörtlich einer Zuschrift Bracks an 
Schwarzenberg vom 27. Januar 1851 entnommen. 

^) Der Vorschlag Bracks erinnert etwas an das Gruppensystem, das 
Schwarzenberg zwei Jahre früher Friedrich Wilhelm IV. für die Gesamtver- 
fassung Deutschlands vorgeschlagen hatte. 
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Hocks Darlegungen in Berlin blieben auf die Minister des 
Handels und der Finanzen nicht ohne Eindruck. Aber mit Ol mutz 
war die Partei in der Regierung endlich Sieger geworden, die Nord- 
deutschland für Preußen und zwar für Preußen allein beanspruchte. 
Sie war gewillt, den Bundestag wieder herzustellen, aber um den 
Preis, daß seine Befugnisse in keiner Weise ausgedehnt würden. Er 
sollte die Beruhigung bringen, die deutsche Frage totmachen; dazu 
genügte, daß er da war. Wollte er mehr sein, so hätte er Preußen 
nördlich des Main behindert ; deshalb wünschten Manteuffel und dessen 
Freunde, wenn es möglich war, ihn noch ärmer an Einfluß und noch 
unfähiger zu machen als vor 1848. Manteuffel machte seinen beiden 
Kollegen gegenüber sofort die alte preußische Auffassung geltend, 
daß der Artikel 19 der Bundesakte zum großen Vorteile für Preußen 
keine Verpflichtung der Bundesstaaten zur gemeinsamen Wahrneh- 
mung der Handels- und Verkehrsinteressen begründe, sondern im 
Gegenteil sogar die Erörterung der materiellen Fragen dem freien 
Ermessen vorbehalten habe. Auf diesem Standpunkte müsse Preußen 
verharren, weil es sonst dem Zollverein seine Rechtsunterlage ent- 
ziehe und den österreichischen Plänen eine Berechtigung wenigstens 
ftlr die Zukunft erteile. Alles, worauf es sich einlassen dürfe, sei die 
Anerkennung, daß es einige Gegenstände gebe, j,über welche alle 
Bundesglieder und zwar bei Gelegenheit der Regeneration des Bun- 
des überhaupt Übereinkommen, und andere, über welche innerhalb 
des Bundes besondere Einigungen stattfinden können".^ Aber für 
ihre Regelung komme nur die Form eines freien Vertrags in Be- 
tracht, und es könne höchstens durch diesen Vertrag der Bund als 
Rekursinstanz für den Fall von Auslegungsschwierigkeiten gewählt 
werden. Die Bundesgewalt würde sich hierzu in mehrfacher Bezie- 
hung eignen. Die vom 2. Februar datierte Instruktion für Delbrück 
„stellte den Satz an die Spitze, daß es darauf ankomme, me bisher, 
so auch femer die materiellen Interessen außerhalb des Kreises der 
Bundesangelegenheiten zu halten".*) Für den Fall, daß Österreich sich 
mit einer nur vertragsmäßigen Regelung gewisser gemeinsamer han- 
delspolitischer Angelegenheiten begnügte, war ein Vertrag entworfen, 
in dem sich die deutschen Staaten gegenseitiges gleiches Recht der 
Ein-, Aus- und Durchfuhr gewährten, die Ausfuhr von Getreide, 



*) Zimmennaim, 359/60. 
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Hülsenfrüchte, Kartoffeln und Schlachtvieh von jeder Abgabe befreiten, 
ihre Land- und Wasserstraßen, Häfen, Rheden, Brücken einander zur 
Benutzung freigaben, die Gebühren dafür nur nach Maßgabe der 
Herstellungs- und Verwaltungskosten zu berechnen, alle Stapel- und 
Umschlagsrechte aufzuheben versprachen. Femer sollte von den auf 
Schiffen des einen Bundesstaats in einen andern eingeführten Waren 
nur dieselben Abgaben bezahlt werden, wie bei den eigenen Schiffen, 
für die Ausübung eines Gewerbes u. s. w. sollten nur die für In- 
länder festgesetzten Abgaben erhoben werden. „Auch sollen beim 
Besuche der Märkte und Messen zur Ausübung des Handels und 
zum Absätze eigener Erzeugnisse oder Fabrikate in jedem Bundes- 
staate die Untertanen der übrigen Bundesstaaten, wie die eigenen 
Untertanen behandelt werden".') 

Zum Schlüsse wurden den im sächsischen Antrage für die 
Bundesgesetzgebung bezeichneten Gegenständen eine Reihe anderer 
Institutionen gegenüber gestellt, die zur vertragsmäßigen Regelung 
geeignet seien : „Ueber die Ermäßigung und demnächstige Aufhebung 
aller Durchgangsabgaben und aller auf deutschen Flüssen oder an 
deren Mündungen erhobenen Zölle; 

über das deutsche Konsulatswesen ; 

über die Annahme eines gleichen Münz-, Maß- und Gewichts- 
systems in sämtlichen Bundesstaaten; 

über allgemeine Prinzipien in Ansehung des Assekuranz wesens; 

über die Behandlung deutscher Auswanderung; 

über gleichmäßige Grundsätze bei der Erteilung und den Schutz 
von Erfindungspatenten, und 

über den Erlaß eines gemeinsamen Handels- und Seerechts 
sollen ungesäumt besondre Verhandlungen eingeleitet werden". 

„Soweit es nicht gelingt", betonte der letzte Satz des preußi- 
schen Vertragsentwurfes, „über vorstehende Gegenstände eine Ver- 
ständigung unter allen Mitgliedern des Bundes zu erreichen, und 
soweit es demnach den einzelnen Regierungen überlassen bleibt, sich 
nach dem Bedürfnis unter einander zu verständigen, wird doch stets 
an d e m Gesichtspunkte festzuhalten sein, daß der Weg zu einer 
allgemeinen Verständigung offen gehalten und selbst angebahnt 
werde".*) 



^) Zimmennann, 361, 
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Dies hieß Prinzipien gegen Prinzipien stellen. Preußen kam 
nicht den geringsten Schritt entgegen. Manteuflfel ließ sich seine 
Auffassung noch nachdrücklich durch eine Kabinettsordre vom 
13. Februar bestätigen i) und seinem Unterhändler in Dresden zur 
Richtschnur geben. Selbst über die Person dieses Unterhändlers kam 
es zum Gegensatz zwischen Manteuffel und Schwarzenberg, wobei 
aber Manteuflfel ebenfalls auf seinem Willen beharrte. Schwarzenberg 
hatte nach Olmütz die Abberufung des preußischen Gesandten, des 
Grafen Bernstorflf, aus Wien verlangt und erhielt sie soeben am 
3. Februar. Aber er widersprach auch dem, daß Delbrück als preu- 
ßischer Sachverständiger nach Dresden geschickt wurde, sei es daß 
er ihn seiner Gewandtheit wegen fernhalten wollte oder als den 
Gegner vom letzten Frühjahr und Sommer. Hier jedoch blieb Man- 
teuflfel fest, er deckte sich mit dem Willen seines Monarchen.*) Und 
so erschien Delbrück am 3. Februar in Dresden, wohin sich zur 
selben Zeit auch Hock mit dem Bewußtsein begab, daß er in Berlin, 
wo nach seiner Auflfassung der Schwerpunkt der Verhimdlungen lag, 
nichts erreicht hatte. 



^) Zimmennum, 360. 
«) Delbrttok I, 274. 
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